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Wirtschafts- und Sozialpolitik

Vorbemerkung

Mitbestimmung – sowohl auf Betriebs- als auch 
auf Unternehmensebene – ist ein wesentlicher 
Bestandteil unserer sozialen Demokratie. Sie ver-
körpert das verbriefte Recht der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer auf die Teilhabe am 
Sagen in der Wirtschaft. Sie ist das Instrument zur 
Kontrolle und Legitimation wirtschaftlicher 
Macht. Ihr Beitrag zur gesellschaftlichen und 
 demokratischen Entwicklung und damit auch zur 
hohen sozialen und politischen Stabilität der 
Bundesrepublik ist unbestritten. Sie wird auch 
weiterhin eine integrations- und konsensorien-
tierte Verhandlungs- und Beteiligungskultur för-
dern, die sich in hoher Arbeitsmotivation der Ar-
beitnehmer und deren Identifi kation mit dem 
Unternehmen sowie sehr niedrigen Produktions-
ausfallraten auf Grund geringer Arbeitskonfl ikte 
niederschlägt.

Die treibende Kraft bei der Entwicklung und 
Durchsetzung der Mitbestimmung waren immer 
die Gewerkschaften. Auch wenn die Mitbestim-
mung formal-rechtlich von den Gewerkschaften 
unabhängig ist, so stellt ihre wechselseitige enge 
Bindung eine wichtige Voraussetzung für das 
Funktionieren der Mitbestimmung dar.

Die vorliegende Expertise befasst sich mit 
Fragen der Anpassung und Erweiterung der Mit-
bestimmung angesichts zentraler, die Wirtschaft 
und Gesellschaft prägender  Herausforderungen. 

Die  Durchsetzung  neuer  Informations- 
und Kom munikationstechnologien, zunehmende 
Standortkonkurrenz im Zuge von Europäisierung 
und Globalisierung, der Markteintritt von Pri-
vate-Equity-Gesellschaften, die Zunahme atypi-
scher und prekärer Arbeitsverhältnisse kennzeich-
nen wirtschaftliche und gesellschaftliche Ent-
wicklungen, die spezifi sche Herausforderungen 

an Politik und Gewerkschaften stellen, um die 
Mitbestimmung zukunftsfähig zu machen.

Die Antwort des Autors auf diese Herausfor-
derungen ist die Durchsetzung von qualifi zierter 
Mitbestimmung mit ihren zentralen Handlungs-
feldern Innovation, Kooperation und interna-
tionale Vernetzung.

Beispielgebend für das Handlungsfeld Inno-
vation ist dabei die innovative Arbeitspolitik von 
Volkswagen, nach der eine gute Rendite für das 
Unternehmen und „Gute Arbeit“ für die Beschäf-
tigten zwei Seiten ein und derselben Medaille 
sind. Im Handlungsfeld Kooperation ist es die 
 Bildung länderübergreifender strategischer Part-
nerschaften wie z.B. bei beabsichtigten Betriebs-
verlagerungen.

Ein ganz wesentlicher Aspekt qualifi zierter 
Mitbestimmung besteht darin, die internationale 
Handlungskompetenz von betrieblichen Interes-
senvertretungen und Gewerkschaftern zu verbes-
sern und darauf hinzuwirken, dass Grundele-
mente  industrieller Demokratie auch in Partner-
ländern beachtet werden.

Die Friedrich-Ebert-Stiftung sieht in der vor-
liegenden Studie einen engagierten und wissen-
schaftlich fundierten Beitrag zur notwendigen 
Anpassung der Mitbestimmung an den wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Strukturwan-
del. Politik, Wirtschaft und Gewerkschaften ste-
hen hier gleichermaßen in der Verantwortung, 
ihren Beitrag zur zukünftigen Gestaltung von 
Mitbestimmung und Teilhabe in Deutschland 
und in Europa und damit auch zu einer Demo-
kratisierung der Wirtschaft zu leisten.

Helmut Weber
Friedrich-Ebert-Stiftung
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Auf einen Blick

1. Im Jahr der Fußballeuropameisterschaft wird 
 gerne an das legendäre Zitat des Dortmunder 
Fußballidols Adi Preißler aus der frühen Nach-
kriegszeit erinnert: „Grau ist alle Theorie, ent-
scheidend ist auf‘m Platz.“ Und nicht nur die 
Fußballkennerinnen und -kenner aus dem 
Ruhrgebiet wissen, was mit diesem Bild ge-
meint ist – es zählt vor allem das Ergebnis!

2. Bezogen auf das Thema „Qualifi zierte Mitbe-
stimmung als Herausforderung für Gewerk-
schaften und Politik“ erinnert dieses Zitat an 
eine der wichtigen Quellen der Sozialen De-
mokratie, nämlich die Demokratisierung der 
Wirtschaft durch Mitbestimmung der Beschäf-
tigten über die Verwendung ihres Arbeitsver-
mögens und ihre materielle Teilhabe an den 
von ihnen geschaffenen Werten. Die Indus-
trielle Demokratie hat ihren zentralen Aus-
gangspunkt gerade in der Gestaltung des 
Grundkonfl ikts um den Wert der Arbeit. Und 
an der Frage von sozialer Gerechtigkeit und 
Verteilung wird der Interessenskonfl ikt für die 
Beschäftigten im Betrieb, in den Arbeitsvoll-
zügen alltäglich erfahrbar. Oder angelehnt an 
Adi Preißlers Bild formuliert: „Entscheidend 
ist im Betrieb“. 

3. Bei der Mitbestimmung im Betrieb und Unter-
nehmen handelt es sich um nichts weniger als 
um ein soziales Bürgerrecht in der Wirtschaft. 
Ergänzend zum politischen System der bür-
gerlich-parlamentarischen Demokratie wurde 
in den modernen Industriegesellschaften erst 
durch harte soziale Auseinandersetzungen ein 
zweites System des „industrial citizenship“ er-
kämpft, in welchem die sozialen Rechte der 
Bürger auch in der wirtschaftlichen Sphäre im 
Betrieb anerkannt wurden, wie die uneinge-
schränkte Koalitionsfreiheit, das Recht auf 

Kollektivverhandlungen und der Ausschluss 
von jeglicher Diskriminierung am Arbeitsplatz 
auf Grund von Alter, Geschlecht, Nationalität, 
religiöser oder politischer Überzeugung. In-
dustrielle Demokratie zielt auf die repräsenta-
tive Beteiligung und die materielle Teilhabe 
der Beschäftigten an der wirtschaftlichen Leis-
tungserstellung in Unternehmen und Gesell-
schaft. Die in und aus den Betrieben „von un-
ten“ wachsenden, authentischen Vertretungen 
sowohl der Arbeitnehmer (Betriebsrat und Ge-
werkschaft) als auch der Arbeitgeber (Verbän-
de) verhandeln ihre Interessen mittels eines 
Sozialen Dialogs.

4. Auf Grund tief greifender technologischer, or-
ganisatorischer und lohnpolitischer Flexibili-
sierungsprozesse ist in den letzten 20 Jahren 
im Zuge der globalen Markterweiterung das 
lange Jahre erfolgreiche, duale Modell der 
bundesdeutschen Arbeitsbeziehungen – Be-
triebsverfassung mit handlungsstarken Be-
triebsräten und Tarifautonomie mit einfl uss-
reichen Verbänden – deutlich ins Wanken ge-
raten. Insbesondere die tarifpolitische Flexibi-
lisierung hat elementare Bestandteile der 
Tarifverträge – Arbeitszeit und Entgeltfragen – 
zunehmend auch auf die betriebliche Ebene 
verlagert (betriebsnahe Tarifpolitik) und damit 
sowohl die Regelungskompetenz der Betriebs-
räte als auch die Regelungsinhalte der Be-
triebsratsarbeit enorm erhöht.

5. Wenn davon auszugehen ist, dass die Anfor-
derungen an die Betriebsräte und ihr Informa-
tions- und Wissensbedarf im Zuge des europä-
ischen Marktes zukünftig noch steigen wer-
den, bedarf es einer konsequenten Erweiterung 
der Handlungskompetenzen der betrieblichen 
Akteure durch den Ausbau der „Qualifi zierten 
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Mitbestimmung“. Qualifi zierte Mitbestim-
mung enthält fünf Elemente: Mitbestimmen 
durch den Betriebsrat, Mitarbeit an und Mit-
gestalten von Innovationsprozessen durch Be-
triebsrat und Beschäftigte, Miteinander von 
Betriebsrat und Vertrauensleuten sowie Mit-
verantworten durch hohe Transparenz der er-
zielten arbeitspolitischen Kompromisse. Sie 
steht somit ganz in der Tradition der betrieb-
lichen Gestaltungspolitik der DGB-Gewerk-
schaften seit den 1960er Jahren.

6. Qualifi zierte Mitbestimmung trifft vor dem 
Hintergrund erweiterter Märkte und erhöhter 
Exit-Optionen von Unternehmen zukünftig 
auf mindestens drei große Handlungsfelder: 
Beteiligung an Innovationsprozessen, strate-
gische Kooperationen bei Unternehmensreor-
ganisationen und internationale Vernetzung 
bei Auslandsaktivitäten ihrer Unternehmen.

7. Qualifi zierte Mitbestimmung zielt schließlich 
auf die Wiedergewinnung des Respekts im 
Umgang mit den Beschäftigten und dem Be-
triebsrat auf Augenhöhe. Nicht mit dem Be-
triebsrat verhandelte Unternehmensentschei-
dungen – wie im Fall Nokia – widersprechen 
völlig der hiesigen Sozialkultur, denn diese ist 
vielmehr geprägt vom Sozialen Dialog und so-
zialen Kompromissen. Beispielsweise wird die 
Berufsgruppe der Bergarbeiter auf Grund der 
Weltmarktentwicklung der letzten Jahre hier 
bald nicht mehr existieren. Jedoch kein ein-
ziger Bergmann von den vielen Hunderttau-
senden fi el und wird auch zukünftig nicht ins 
„Bergfreie“ fallen. Die qualifi zierte Mitbestim-
mung, eine starke Gewerkschaft und eine ver-
antwortungsvolle Sozialpolitik waren dafür 
die entscheidenden Garanten; vor allem je-
doch der Respekt vor den Arbeitnehmern und 
den von ihnen sowohl für die Unternehmen 
als auch für die Gesellschaft geschaffenen 
Werten. 
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1 Siehe: Piore/Sabel (1985)
2 Siehe: Kern/Schumann (1984) 
3 Siehe: Sauer (2005)
4 Siehe: Muster/Wannöffel (1989)

Seit nunmehr über zwei Dekaden durchlaufen die 
bundesdeutschen Leitbranchen unter den Bedin-
gungen eines sich erweiternden europäischen 
Marktes und verschärfter globaler Konkurrenz ei-
nen tief greifenden Prozess technologischer, orga-
nisatorischer und lohnpolitischer Flexibilisierung 
ihrer Produktions- und Arbeitseinsatzkonzepte.

Die technologische Flexibilisierung zielt da-
bei zunächst auf die schnelle Anpassungsfähig-
keit der Produktionsstrukturen und der Abläufe 
an veränderte, dynamische Marktbedingungen, 
insbesondere durch den konsequenten Einsatz 
von Informations- und Kommunikationstechno-
logien. Diese fl exible Spezialisierung impliziert 
keineswegs das Ende der standardisierten Mas-
senproduktion1, sondern schafft die Voraussetzun-
gen für die Produktion fl exibler Einheiten (Va-
riantenvielfalt) bei weniger spezialisierter Techno-
logie, die entsprechend den kurzfristigen Nach-
frageschwankungen genutzt werden können. Die 
technologischen Aspekte der Flexibilisierung wa-
ren insbesondere für die exportstarke bundes-
deutsche Industrie seit den 1980er Jahren eine 
notwendige, jedoch keine hinreichende Strategie 
der Gestaltung globaler Wettbewerbsfähigkeit.

Ergänzt wird die technologische durch eine 
kontinuierliche organisatorische Flexibilisierung 
und Dezentralisierung der Produktions- und Ar-
beitseinsatzkonzepte. Diese zielt auf die Aufwei-
chung der extremen Arbeitsteilung tayloristischer 
Arbeitsorganisation und Kontrolle in den indus-
triellen Leitsektoren. Die Flexibilisierung des Ar-
beitseinsatzes verlief dabei auf zwei Ebenen: Auf 
der Ebene der Arbeitsorganisation wurde die bis-
lang vorherrschende sozio-technische Arbeitstei-
lung mit den daraus resultierenden, polarisierten 

Qualifi kationsstrukturen zu Gunsten einer auf 
Facharbeiterqualifi kationen basierenden Fähig-
keit und Bereitschaft der Beschäftigten, ihren Ar-
beitsplatz innerhalb eines Unternehmens fl exibel 
zu wechseln, aufgelöst. Sehr frühzeitig – bereits 
zu Beginn der 1980er Jahre – wurde dieser Prozess 
von Horst Kern und Michael Schumann als die 
Durchsetzung neuer Produktions- und Arbeits-
einsatzkonzepte identifi ziert.2 Charakteristisches 
Merkmal sind Arbeitsgruppen in der Produktion, 
die ein hohes Maß an Selbstregulierung besitzen, 
wobei die Organisierung von Arbeit in Gruppen 
vor allem auf die Erschließung informeller Leis-
tungsreserven und damit auf eine umfassende 
Nutzung menschlicher Arbeitskraft bei gleichzei-
tiger Internalisierung der Marktmechanismen 
zielt.3 Insbesondere die vermeintliche Renais-
sance der Gruppenarbeit bot Gewerkschaften und 
Betriebsräten zu Beginn der 1990er Jahre wich-
tige Anknüpfungspunkte an die breiten Ergeb-
nisse des Bundesforschungsprogramms „Huma-
nisierung der Arbeit“ aus den 1970er Jahren.4 Die 
im Zuge der organisatorischen Flexibilisierung er-
wachsende Vielfalt beteiligungsorientierter Ar-
beitseinsatzkonzepte gerät seitdem auch vermehrt 
in Konkurrenz zur gesetzlichen Mitbestimmung 
gemäß dem Betriebsverfassungsgesetz. Denn in 
der überwiegenden Mehrheit der Unternehmen 
bestehen intensive Bemühungen des Manage-
ments – über den Betriebsrat hinaus –, Belegschaf-
ten aktiv in die Prozessoptimierung ihrer Arbeits-
strukturen durch direkte Partizipation einzubin-
den. Flankiert wurde dieser arbeitspolitische Pro-
zess durch die Modifi zierung des Arbeitsrechtes. 
Diese Modifi zierung zielte auf die Aufweichung 
arbeitsrechtlicher und sozialpolitischer Schutzbe-

I. Einleitung: Das Konzept der „Qualifi zierten Mitbestimmung“
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stimmungen, der Beschränkungen bei Formen 
der Einstellung, Beschäftigung, Entlohnung und 
Entlassung von Arbeitskräften mit dem Ziel einer 
höheren Elastizität bei den Arbeitskosten. Der ra-
pide Anstieg prekärer Beschäftigungsverhältnisse 
und einfacher, gering qualifi zierter Arbeit ist ak-
tuell zentraler Gegenstand der arbeitsmarkt- und 
sozialpolitischen Debatte um einen gesetzlichen 
Mindestlohn. Der Einstieg in die prekären Be-
schäftigungsverhältnisse erfolgte jedoch bereits 
durch das Blümsche Gesetz zur Förderung der Be-
schäftigung aus dem Jahr 1985 und eröffnete vor 
über 20 Jahren eine Auseinandersetzung über die 
„Aufl ösung des Normalarbeitsverhältnisses“5.

Die lohnpolitische Flexibilisierung verfolgt 
schließlich die konsequente Anpassung der Ar-
beitskosten an die einzelwirtschaftlichen Renta-
bilitätsbedingungen von Betrieb und Unterneh-
mung. Wesentliche Grundlagen für die sukzessive 
Durchsetzung der lohnpolitischen Flexibilisie-
rung sind sowohl eine ideologisch geführte Stand-
ortdebatte (Hochlohnstandort Deutschland) als 
auch die objektive Herausbildung von Konkur-
renzmechanismen zwischen Eigenfertigung und 
potenzieller Fremdvergabe an Zulieferunterneh-
men innerhalb (Outsourcing) und außerhalb na-
tionalstaatlicher Grenzen (Offshoring), insbeson-
dere durch die beschleunigte Erweiterung der 
Europäischen Union in Richtung Mittel- und 
Osteuropa. Die Funktion der Mitbestimmung 
durch Betriebsräte und durch den Aufsichtsrat 
wird seitdem verstärkt auf die Rentabilitätskrite-
rien eines einzelnen Betriebes verpfl ichtet.6 Mül-
ler-Jentsch wies bereits während der Debatte um 
die Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes 
(2001) auf die Gefahr hin, dass sich der Diskurs 
über Mitbestimmung nur noch auf Fragen nach 
ihrem wirtschaftlichen Nutzen reduziere. Diese 
Verengung des Blickwinkels bezeichnete der be-
kannte Mitbestimmungsforscher damals schon 
als ökonomischen Imperialismus, weil damit aus-
schließlich das effi zienztheoretische Kalkül zur 
Messlatte gesellschaftspolitischer Institutionen 

wie Mitbestimmung und Tarifvertrag gemacht 
wurde.7 Mit der deutlichen Zunahme von einzel-
betrieblichen Lösungen bei Unternehmenskrisen 
und Standortverlagerungsandrohungen durch 
betriebliche Bündnisse ist auf der Seite der Interes-
senvertretung die Zielsetzung verbunden, durch 
Investitionsentscheidungen im jeweiligen Betrieb 
kurzfristig Arbeitsplätze zu sichern. Perspekti-
visch können jedoch die betrieblichen Öffnungen 
von Tarifverträgen zum Berufungsfall für andere 
Betriebe geraten. Mit einzelbetrieblichen Opti-
mierungslösungen kann somit eine gesamte 
Branche in die Sogwirkung von einzelnen Be-
triebsvereinbarungen geraten, während der kol-
lektive, tarifvertragliche Schutz der Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen durchlöchert wird.

Erst jedoch das Zusammenspiel dieser drei 
Flexibilisierungsstrategien (Technik,  Organisation 
und Lohn) führt schließlich seit den 1990er Jah-
ren zu der Herausbildung von neuen Arbeitsein-
satzkonzepten und differenzierten Formen von 
Erwerbsarbeit, deren arbeitspolitische Regulie-
rung vermehrt über Marktmechanismen zwi-
schen und innerhalb von Unternehmen herge-
stellt und die gesellschafts- bzw. tarifpolitische 
Einfl ussnahme auf die Gestaltung der Erwerbsar-
beit zurückgedrängt wird. Dieser von Industrieso-
ziologen – wie Dieter Sauer vom ISF München – 
beschriebene Prozess der Entgrenzung der Koor-
dinationsprinzipien von ehemals stabilen Unter-
nehmensorganisationen (Hierarchie) und Markt 
(Konkurrenz) zielt einerseits auf eine dauerhafte 
Optimierung des komplexen Prozesses der be-
trieblichen Leistungserstellung, andererseits führt 
die kontinuierliche Prozessoptimierung zu einer 
permanenten Überprüfung der Arbeits- und Leis-
tungsbedingungen der Beschäftigten.8

Empirische Untersuchungen konnten aller-
dings auch herausarbeiten, dass die direkte Parti-
zipation der Mitarbeiter bei der Optimierung ih-
rer eigenen Arbeitsprozesse (Ra tionalisierung in 
Eigenregie) keinesfalls durch hie rarchische An-
weisung dauerhaft gegen die Beschäftigten zu 

5 Siehe: Mückenberger (1986)
6 Siehe: Wannöffel (2001)
7 Siehe: Müller-Jentsch (2007)
8 Siehe: Sauer (2005)
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verordnen ist. Vielmehr bleibt die mitarbeiter-
orientierte Rationalisierungsstrategie immer auf 
tragfähige soziale Kompromisse zwischen Mana-
gement, Betriebsrat und Mitarbeitern angewie-
sen. Gerade dieser arbeitspolitische Kompromiss 
zwischen ökonomischer Entgrenzung und arbeits-
politischer Begrenzung der Arbeits- und Leistungs-
bedingungen fi ndet in dem am Göttinger SOFI 
entwickelten Konzept der Innovativen Arbeits-
politik schließlich seinen Ausdruck. Dieses empi-
risch breit überprüfte Konzept charakterisiert eine 
Gestaltung von Produktions- und Arbeitseinsatz-
konzepten, die die Wirtschaftlichkeitsvorteile für 
das Unternehmen mit verbes serten Arbeits- und 
Leistungsbedingungen durch Mitbestimmung für 
die Beschäftigten kombinieren. Produktivitäts-, 
Qualitäts- und Flexibilitätszugewinne werden 
nicht durch kurzfristige Kos tensen kungspro gram-
me, sondern durch die Entfaltung und aktive För-
derung der Kompetenzen der Beschäftigten sowie 
durch verbesserte Kooperationsbeziehungen zwi-
schen Management, Betriebsrat und Beschäf-
tigten erreicht. Mit dem Konzept Innovativer Ar-
beitspolitik wird die Frage der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit der Betriebe durch Mitbestim-
mung, d.h. durch soziale Kriterien erweitert. Die 
Beteiligung der Betriebsräte durch Mitbestim-
mung am Optimierungs prozess führt neben einer 
potenzialorientierten Arbeits- und Organisations-
gestaltung vor allem dazu, dass die Qualifi kati-
onen der verschiedenen Beschäftigtengruppen 
erweitert und die fachliche und soziale Koopera-
tionsfähigkeit gefördert werden. Unter dem Ge-
sichtspunkt sozialer Nachhaltigkeit geht es dabei 
um eine Arbeitspolitik, die im Bereich der Hu-
manressourcen gerade nicht nur einseitig auf Ver-
nutzung der Arbeitskraft, sondern auch auf Ent-
faltung und Erweiterung von Mitarbeiterqualifi -
kationen zielt und den Beschäftigten größere Be-
teiligungsmöglichkeiten bei der Ausgestaltung 
der Arbeitsprozesse durch direkte Beteiligung ein-
räumt. Damit beruht Innovative Arbeitspolitik in 
erster Linie auf einem Sozialen Dialog zwischen 
den verschiedenen Interessengruppen im Sinne 

einer für die bundesdeutschen Industriellen Be-
ziehungen nach wie vor typischen Form koopera-
tiver Konfl iktverarbeitung.9 Das Konzept Innova-
tive Arbeitspolitik kennzeichnet somit eine zwi-
schen den Betriebs- und Tarifparteien verabredete 
Regulierung der Arbeits- und Produktionsprozesse 
zwischen Management, Betriebsrat und Mitarbei-
ter in Richtung sowohl wirtschaftlicher als auch 
sozialer Nachhaltigkeit von Unternehmen. Am 
Beispiel der Auto 5.000 AG bei Volkswagen wurde 
festgestellt, dass durch das Konzept Innovativer 
Arbeitspolitik die direkten Arbeitskosten signifi -
kant gesenkt werden, während andererseits die 
Arbeitnehmer unter ganzheitlich gestalteten Pro-
duktionsbedingungen (Win-Win-Situationen) ar-
beiten. Zentrale Merkmale Innovativer Arbeits-
politik sind:
• der vereinbarte, soziale Kompromiss zwischen 

Management, Betriebsrat und Gewerkschaft,
• die ganzheitliche Gestaltung der Arbeits- und 

Produktionsprozesse,
• die direkte Mitbestimmung der Mitarbeiter an 

der Gestaltung der Arbeitsprozesse über den 
Betriebsrat hinaus,

• die Leistungs- und Gesundheitsförderlichkeit 
der Arbeitsbedingungen durch Gute Arbeit.10

Die jüngsten Untersuchungsergebnisse über in-
novative Arbeitspolitiken bei Volkswagen haben 
vor allem aufgezeigt, wie unter den am Industrie-
standort Deutschland geltenden arbeits- und so-
zialpolitischen Rahmenbedingungen insbeson-
dere das am sozialen Kompromiss orientierte 
 Modell der betrieblichen und Unternehmensmit-
bestimmung für die Modernisierung der Arbeits- 
und Betriebsgestaltung produktiv genutzt werden 
kann. So kommt auch einer der Vordenker des 
Konzeptes „Innovative Arbeits politik“ – Michael 
Schumann – zu dem Ergebnis, dass gerade dieses 
Thema zukünftig einen zentralen Stellenwert in 
der Mitbestimmungsdebatte einnehmen wird: 
„Schließlich wird in diesem Politikfeld entschie-
den, ob in den Unternehmen ein Pfad in Rich-
tung Dequalifi zierung und Leis tungsüber for de-
rung eingeschlagen wird oder ob die program-

  9 Siehe: Kuhlmann u. a. (2004)
10 Siehe: Muster (2005)
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matische Perspektive „Gute Arbeit“ ins Visier ge-
nommen wird. Auch bei der Arbeitspolitik 
bündeln sich die Kompetenzen der Arbeitnehmer-
bank im Aufsichtsrat mit denen der Betriebsräte 
und des Arbeitsdirektors und den externen ge-
werkschaftlichen und wissenschaftlichen Exper-
ten.11

Diese von Schumann zuletzt in der Zeit-
schrift „Mitbestimmung“ im Februar 2008 for-
mulierte arbeitspolitische Perspektive fi ndet im 
gewerkschaftlichen Programm „Gute Arbeit“ ih-
ren konkreten Ausdruck. Das seit 2003 – unter 
starker Beteiligung der IG Metall – entwickelte 
Programm charakterisiert nach dem eingangs be-
schriebenen, verlorenen arbeitspolitischen Jahr-
zehnt der 1990er Jahre endlich eine Zäsur gegen-
über den kontinuierlichen Prozessen technolo-
gischer, organisatorischer und lohnpolitischer 
Flexibilisierung der Arbeit. Es umschreibt – wie es 
Hans-Jürgen Urban vom Vorstand der IG Metall 

formuliert – eine neue Initiative zur Humanisie-
rung der Arbeitswelt, die konsequent an die Tra-
ditionslinie der Arbeit-Projekte aus den 1970er 
Jahren anknüpft.12 Gute Arbeit beinhaltet dem-
nach ein faires abgesichertes Einkommen, Be-
schäftigungssicherheit, soziale Sicherheit und 
eine  abwechslungsreiche,  interessante  Arbeit. 
Das Aufgabenfeld menschengerechter Gestaltung 
der Arbeit kombiniert heute Inhalte eines moder-
nisierten Arbeits- und Gesundheitsschutzes mit 
den besonderen Handlungsfeldern der Betriebs- 
und Tarifpolitik. Auf dieser erweiterten arbeits-
politischen Grundlage hat schließlich der DGB 
im Herbst 2007 eine breite gesellschaftliche De-
batte mit einem Index „Gute Arbeit“ eingeleitet.13 
Der Index stellt den Beginn einer neuen Sozialbe-
richterstattung über die Entwicklungstendenzen 
der Erwerbsarbeit in der bundesdeutschen Wirt-
schaft dar. Er umfasst 15 Dimensionen, die eine 
menschenwürdige, gute Arbeit auszeichnen:

Mitbestimmung – fruchtbare Debatten

Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung, Juni 2007

Quelle: Böckler-Impuls 12/2007

selten gemeinsam 
3%

sofort und einvernehmlich 
31%

letztlich im Einvernehmen 
66%

letztlich im Einvernehmen

%

Abbildung 1: 

Geschäftsführung und Betriebsräte entscheiden…

11 Siehe: Schumann (2008)
12 Siehe: Urban (2008)
13 Siehe: www.dgb-index-gute-arbeit.de
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  1. Qualifi zierung- und 
 Entwicklungsmöglichkeiten
  2. Möglichkeiten für Kreativität
  3. Aufstiegsmöglichkeiten
  4. Einfl uss- und Gestaltungsmöglichkeiten
  5. Informationsfl uss
  6. Führungsqualität
  7. Betriebskultur
  8. Kollegialität
  9. Sinngehalt der Arbeit
10. Arbeitszeit
11. Arbeitsintensität
12. Körperliche Anforderungen
13. Emotionale Anforderungen
14. Berufl iche Sicherheit
15. Einkommen
Zweifellos umschreiben diese 15 Dimensionen 
Guter Arbeit wichtige Voraussetzungen für eine 
nachhaltige Entfaltung innovativer Potenziale 
der Beschäftigten. Nach näherer Analyse bleibt 
jedoch eine entscheidende Rahmenbedingung 
für die Entfaltung Guter Arbeit unterbelichtet: 
nämlich die Möglichkeiten der Mitbestimmung 
durch den Betriebsrat und die Beschäftigten bei 
der Gestaltung ihrer Arbeits- und Leistungsbedin-
gungen. Aktuelle empirische Untersuchungser-
gebnisse weisen darauf hin, dass sich Gute Arbeit 
schließlich nur durch rechtlich abgesicherte de-
mokratische Teilhabe (Mitbestimmung) und Teil-
nahme (direkte Mitbestimmung) der Beschäf-
tigten an der wirtschaftlichen Leistungserstellung 
eines Unternehmens anhand arbeitspolitischer 
Auseinandersetzungen und sozialer Kompromisse 
realisiert. Oder anders ausgedrückt: In wirtschaft-
lichen Austauschbeziehungen bekommt ein Ar-
beitnehmer in der Regel nichts geschenkt, son-
dern er hat es sich mitunter in zähen Auseinander-
setzungen abzuringen. Erinnert sei in diesem Zu-
sammenhang an den aktuellen Konfl ikt um die 
Produktionsverlagerung bei Nokia von Deutsch-
land nach Ungarn und Rumänien: Obgleich über 
2.300 Beschäftigte bei Nokia bis Juni 2008 noch 
über ein vergleichsweise sozial abgesichertes Nor-
malarbeitsverhältnis verfügen – die zusätzlichen 
1.000 Leiharbeiter tauchen in den Meldungen 
nur noch selten auf – wurden dem Betriebsrat von 
Nokia keinerlei Möglichkeiten der Mitbestim-

mung eingeräumt, diese Verlagerungsentschei-
dung mit arbeitsorganisatorischen Innovationen 
(„Besser statt billiger“) im Sinne der Beschäftigten 
zu entwickeln und somit den Verlagerungsprozess 
mit Ersatzarbeitsplätzen sozial mitzugestalten. 
Lässt sich eine Beschäftigung mit unzureichender 
strategischer Einfl ussnahme auf Unternehmens-
entscheidungen – wie im Fall Nokia – wirklich 
noch als Gute Arbeit umschreiben? Erwerbsarbeit 
ohne demokratische Teilhabe, ohne Mitbestim-
mung bei der Zukunftsgestaltung in einem dyna-
mischen Wirtschaftsumfeld stellt zwar Erwerbsar-
beit, zweifellos jedoch keine Gute Arbeit dar.

Gerade vor dem Hintergrund dieser jüngsten 
Erfahrungen um zunehmende Standortkonkur-
renz und Produktionsverlagerungen in der erwei-
terten Europäischen Union wird im Rahmen die-
ser Expertise deshalb vorgeschlagen, das Konzept 
„Gute Arbeit“ mit Dimensionen zu verknüpfen, 
welche auch die Verwirklichung von Arbeit-
nehmerrechten im Betrieb in Betracht ziehen. 
Denn die betriebliche Mitbestimmung durch die 
Betriebsverfassung, die Unternehmensmitbestim-
mung im Aufsichtsrat und der Flächentarifvertrag 
gehören zu unverzichtbaren Arbeitnehmerrech-
ten und charakterisieren weiterhin den Kernbe-
stand der Industriellen Demokratie der Bundes-
republik Deutschland. Um die Mitbestimmung 
jedoch auch unter den veränderten Rahmenbedin-
gungen von Markterweiterung (Europäisierung 
und Globalisierung) und Marktintensivierung 
(Entgrenzung von Markt und Organisation) nach-
haltig auszubauen, bedarf es einer kontinuier-
lichen Weiterentwicklung der klassischen Schutz-
politik der betrieblichen Mitbestimmung zu einer 
– auf den komplexen Prozess der betrieblichen 
Leistungserstellung bezogenen – Innovativen Ar-
beitspolitik, gemeinsam durch Betriebsräte, ge-
werkschaftliche Vertrauensleute und Arbeitneh-
mervertreter im Aufsichtsrat. Die hier nun vorge-
schlagene, verknüpfende Dimension lautet „Qua-
lifi zierte Mitbestimmung“. Diese Dimension 
lehnt sich an das Konzept der paritätischen Mit-
bestimmung im Aufsichtsrat der Unternehmen 
aus der Montanindustrie an. Bezogen auf die be-
triebliche Mitbestimmung zielt die qualifi zierte 
Mitbestimmung auf einen kontinuierlichen Aus-
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bau der rechtlich abgesicherten Beteiligung am 
Arbeitsplatz. Sie ist durch fünf Merkmale bzw. In-
dikatoren gekennzeichnet14:
1.  Mitbestimmen durch den Betriebsrat: Die Mit-

bestimmung umfasst alle im Betriebsverfas-
sungsgesetz verankerten Rechte der Arbeit-
nehmer, die Arbeits- und Leistungsbedingun-
gen mitzugestalten. Die Vertretung der Inte-
ressen der Arbeitnehmer erfolgt durch den 
Betriebsrat. Dieser hat unterschiedlich abge-
stufte Mitwirkungsrechte, angefangen bei den 
Informationsrechten, über Anhörungs-, Bera-
tungs- und Initiativrechte, Zustimmungs- und 
Vetorechte, bis zu Mitbestimmungsrechten. 
Mit der Novellierung des Betriebsverfassungs-
gesetzes im Jahr 2001 kann der Betriebsrat 
dem Arbeitgeber Vorschläge zur Sicherung 
und Förderung der Beschäftigung machen. 
 Diese können insbesondere eine fl exible Ge-
staltung der Arbeitszeit, die Förderung von 
Teilzeitarbeit und Altersteilzeit, neue Formen 
der Arbeitsorganisation, Änderungen der Ar-
beitsverfahren und Arbeitsabläufe, die Qualifi -
zierung der Arbeitnehmer, Alternativen zur 
Ausgliederung von Arbeit oder ihrer Vergabe 
an andere Unternehmen sowie zum Produk-
tions- und Investitionsprogramm zum Gegen-
stand haben (§ 92a BetrVG). Ein wirkliches 
Mitbestimmungsrecht hat der Betriebsrat bis-
lang bei sozialen Angelegenheiten im Betrieb, 
Mitbestimmung bei der Verteilung der Ar-
beitszeit, beim Arbeitsschutz, bei betrieblichen 
Sozialleistungen und bei Beurteilungsgrund-
sätzen der Entgeltgestaltung.

2.  Mitarbeit von Betriebsrat und Beschäftigten: 
Mit der Durchsetzung neuer, fl exibler Arbeits-
einsatzkonzepte in den 1990er Jahren wandel-
te sich insbesondere auch die Rolle der Be-
schäftigten und ihr Verhältnis zum Betriebs-
rat: vom weisungsabhängigen Befehlsempfän-
ger hin zum selbständigen, qualifi zierten 
Teamarbeiter. Analog dazu veränderte sich 
auch die Rolle der Betriebsräte: Waren sie frü-
her die Vertreter der Beschäftigten, sollen sich 
heute qualifi zierte Arbeitnehmer durch direkte 
Mitbestimmung weitgehend selbst vertreten. 

Dabei artikulieren die Beschäftigten ihre In-
teressen bei der Gestaltung der Arbeits- und 
Leistungsbedingungen durch aktive Mitarbeit. 
Den Betriebsräten kommt in diesem Kontext 
die wichtige Moderatorenrolle eines Co-Ma-
nagers zu, der dafür Sorge zu leisten hat, dass 
die Beschäftigteninteressen gegenüber dem 
Management auch effektiv durchgesetzt wer-
den können. Die Mitarbeit der Beschäftigten 
an betrieblichen Innovationsprojekten sollte 
sich jedoch nicht am Betriebsrat vorbei, son-
dern mit ihm zusammen vollziehen.

3.  Mitgestalten durch Betriebsrat und Beschäf-
tigte: Seit der Novellierung des Betriebsverfas-
sungsgesetzes im Jahr 2001 (§ 28a BetrVG) 
kann der Betriebsrat mit der Mehrheit der 
Stimmen seiner Mitglieder besondere Aufga-
ben zur Gestaltung der Arbeitsorganisation 
direkt auf Expertengruppen der Mitarbeiter 
übertragen (Stärkung der direkten Mitbestim-
mung). Diese Übertragung hat sich allerdings 
nach Maßgabe einer mit dem Arbeitgeber ab-
zuschließenden Betriebsvereinbarung zu voll-
ziehen. Die Aufgaben müssen im Zusammen-
hang  mit den von der Arbeitsgruppe zu erle-
digenden Tätigkeiten der Arbeitsumgebung 
stehen. Die Arbeitsgruppe kann im Rahmen 
der ihr übertragenen Aufgaben mit dem Ar-
beitgeber Vereinbarungen schließen. Eine Ver-
einbarung bedarf der Mehrheit der Stimmen 
der Gruppenmitglieder. Mit dem § 28a ist die 
direkte Mitbestimmung und Beteiligung bei 
der Gestaltung der Arbeitsumgebung durch 
die Mitarbeiter nun auch gesetzlich geregelt.

4.  Miteinander von Betriebsrat und Vertrauens-
leuten: Management und Betriebsräte haben 
die Aufgabe, mit den im Betrieb vertretenen 
Gewerkschaften vertrauensvoll zusammenzu-
arbeiten. Die Gewerkschaftsrechte im Betrieb 
nehmen die gewerkschaftlichen Vertrauens-
leute wahr. Vertrauensleute haben im Betrieb 
wichtige Aufgaben und Befugnisse, z. B. die 
Unterstützung der Arbeit der Betriebsräte bei 
der Gestaltung der Arbeits- und Leistungsbe-
dingungen. Die Vertrauensleute nehmen eher 
auch eine überbetriebliche Perspektive ein, 

14  In Anlehnung an Muster (2005)
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um einzelbetriebliche Optimierungen nicht 
auf Kosten anderer Betriebe oder gar einer 
ganzen Branche zu realisieren. Sie bilden das 
entscheidende Rückgrat der Gewerkschaften 
im Betrieb. Das produktive Miteinander von 
Betriebsrat und Vertrauensleuten ist somit ein 
unverzichtbares Merkmal der Qualifi zierten 
Mitbestimmung.

5.  Mitverantworten: Durch die Ausweitung der 
Mitbestimmung bei der Gestaltung der Ar-
beitseinsatzkonzepte übernehmen Betriebsrat 
und Mitarbeiter schließlich auch Verantwor-
tung für die wirtschaftlichen Ergebnisse ihrer 
eingebrachten Gestaltungsvorschläge. Durch 
die Beteiligung müssen sie sich dabei ihrer 
Verantwortung gegenüber den Belegschaften 
durch eine entsprechende offene Informa-
tionskultur im Unternehmen stellen. Eine Un-
ternehmenskultur, die auf qualifi zierte Mitbe-
stimmung setzt, basiert schließlich auf einer 
breiten Transparenz der arbeitspolitischen, so-
zialen Kompromisse. Geheimabsprachen und 
Koppelgeschäfte zwischen Management und 
Betriebsrat – wie in jüngster Zeit in einigen 

namhaften deutschen Großkonzernen gesche-
hen – widersprechen völlig einem verantwor-
tungsvollen Umgang mit den Beschäftigten 
und fügen der Mitbestimmungskultur einen 
großen Schaden zu.

Diese fünf Merkmale umschreiben schließlich 
erst in ihrem komplexen Zusammenwirken die 
Herausbildung einer qualifi zierten Mitbestim-
mungskultur. Auch wenn dieses Konzept zu-
nächst für das Unternehmen Volkswagen zusam-
men mit Betriebsräten und Vertrauensleuten ent-
wickelt wurde15, ist es nach Auffassung von Man-
fred Muster jedoch für all jene Betriebe gültig, die 
erstens nicht auf kurzfristige Kostensenkungs-
programme durch Arbeitsplatzabbau setzen und 
zweitens die kontinuierliche Verbesserung der be-
trieblichen Leistungserstellung nicht als alleinige 
Aufgabe des Managements, sondern vielmehr als 
gemeinsame Anstrengung und als sozialen Kom-
promiss zwischen Management, Betriebsrat und 
Belegschaft begreifen. Betriebsrat und Belegschaft 
haben sich demnach in die Gestaltung von Arbeit 
und Leistung in den Betrieben wieder stärker 
einzumischen und die Auseinandersetzung um 

 

Abbildung 2: 

Das Konzept „Qualifi zierte Mitbestimmung“
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15 Siehe: Muster (2005)
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dieses Handlungsfeld wieder aufzunehmen. Da-
mit folgt dieses Konzept der Qualifi zierten Mitbe-
stimmung ganz der Tradition der betrieblichen 
Gestaltungspolitik der IG Metall seit den 1960er 
Jahren und fi ndet auch ihren Niederschlag in den 
wesentlichen Veränderungen des Betriebsverfas-
sungsgesetzes von 2001.16 In diesem Sinne lautet 
ein Leitmotiv der vorliegenden Expertise: „Gute 
Arbeit (nur) durch qualifi zierte Mitbestimmung“.

Dabei ist diese Expertise in weitere fünf Ab-
schnitte untergliedert. Im Anschluss an diese Ein-
leitung werden zunächst die gesellschaftlichen 
Herausforderungen (Megatrends) zusammenge-
fasst, auf welche die neue Humanisierungs- und 
erweiterte Mitbestimmungsdebatte trifft. Neben 
der epochalen Durchsetzung von wissensinten-
siven Dienstleistungen durch neue Informations- 
und Kommunikationstechnologie sowie einer 
verschärften Standortkonkurrenz in einem erwei-
terten Europa sind es vor allem die Aufkäufe von 
Unternehmen durch Fondgesellschaften und ihre 
besonderen Renditeerwartungen, die bei entspre-
chend harten Kostensenkungsprogrammen die 
Mitbestimmungsakteure und die Beschäftigten in 
den Betrieben extrem stark unter Anpassungs-

druck setzen (Kap. II). Im darauf folgenden Kapi-
tel werden die wichtigsten Tendenzen der letzten 
Jahre in der Arbeits- und Leistungspolitik vorge-
stellt. Jahrelangen Reallohnverlusten und einer 
zunehmenden Verlagerung der Tarifpolitik auf 
die betriebliche Ebene stehen tief greifende tarif-
politische Strukturveränderungen in der Metall- 
und Elektroindustrie (ERA) und im Öffentlichen 
Dienst (TVÖD und TV-L) gegenüber, die eine Ant-
wort auf die neuen Arbeitseinsatzkonzepte geben 
(Kap. III). Die Entwicklung in der Arbeits- und 
Leistungspolitik umschreibt einen deutlichen Be-
deutungszuwachs der betrieblichen Akteure bei 
der Gestaltung der Arbeits- und Beschäftigungs-
bedingungen. Tarif- und Betriebspolitik wachsen 
in der Praxis enger zusammen (betriebsnahe Ta-
rifpolitik) und sind dabei gefordert, Antworten 
auf die zunehmende Marktausweitung in Europa 
durch Europäische Betriebsratsarbeit zu formulie-
ren (Kap. IV). Als Ergebnis dieser Expertise wer-
den abschließend zehn Thesen und Handlungs-
strategien zur Zukunft der qualifi zierten Mitbe-
stimmung formuliert, um wesentliche Grundla-
gen der Industriellen und Sozialen Demokratie in 
Erinnerung zu rufen. (Kap. V).

16 Siehe: IG Metall (1984) und Muster/Wannöffel (1989)
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Die Durchsetzung einer Industriellen und Sozia-
len Demokratie hängt entscheidend davon ab, ob 
es gelingt, in einer größeren Zahl von Unterneh-
men sowohl quer durch alle Wirtschaftsektoren 
als auch in verschiedenen Betriebsgrößenklassen 
fl ächendeckend das Konzept der qualifi zierten 
Mitbestimmung zu verankern. Dabei steht die 
Weiterentwicklung von Mitbestimmung und Be-
teiligung der Mitarbeiter in Wirtschaft und Ge-
sellschaft zukünftig vor großen gesellschaftlichen 
Herausforderungen, die sich mit den folgenden 
fünf Megatrends umschreiben lassen:

1. Megatrend: Durchsetzung neuer   
 Informations- und 
 Kommunikationstechnologien

Sowohl in der wissenschaftlichen Forschung als 
auch in der öffentlichen Diskussion ist unbestrit-
ten, dass sich seit den 1990er Jahren gänzlich 

neue Segmente der Informationswirtschaft heraus-
gebildet haben, deren Grundlage die Ausbreitung 
der Informations- und Kommunikationstechno-
logien sowie insbesondere das Internet darstellen. 
Der Wissens- und Informationsbranche lassen 
sich diejenigen Unternehmen zuordnen, die sich 
mit der Generierung, Herstellung und/oder An-
wendung von Produkten der Informationstech-
nologie sowie der Bereitstellung wissensintensi ver  
Dienstleistungen befassen. Gemeinsames Cha-
rakteristikum dieses jungen Wirtschaftszweiges 
ist es, dass Information, Informationsverarbei-
tung, Wissensarbeit und wissensintensive Dienst-
leistungen als immaterielle Güter im Zentrum der 
Wirtschaftsprozesse stehen (Ittermann 2007). So-
mit handelt es sich um eine neue Schlüsselbran-
che gesellschaftlicher Entwicklung und ökono-
mischer Wettbewerbsfähigkeit in Deutschland. 
Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes be-
trägt die Zahl der Beschäftigten in der Informa-
tionswirtschaft mittlerweile rund 1,6 Mio. Per-

 

Abbildung 3: 

Fünf gesellschaftliche Megatrends
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sonen. Die Zahl der Erwerbstätigen ist damit in 
der letzten Dekade um rund 45 Prozent angestie-
gen.  Dieses Beschäftigungswachstum ist nahezu 
ausschließlich auf die Entwicklung im Bereich 
wissensintensiver Dienstleistungen zurückzufüh-
ren. Dieses Segment bildet mit rund der Hälfte 
aller Beschäftigungsverhältnisse den größten Be-
reich innerhalb der Informations- und Kommu-
nikationswirtschaft. Nach dem weltweiten Ein-
bruch der Technologiemärkte 2001 zeichnet sich 
seit einigen Jahren wieder eine wirtschaftliche 
Trendwende in der Branche ab. Die Informations- 
und Kommunikationswirtschaft wurde nochmals 
zu einem Zugpferd für die gesamte deutsche Wirt-
schaft. Diese optimistische Prognose wird insbe-
sondere auf eine Wachstumsdynamik des Berei-
ches „Software- und IT-Dienstleistungen“ zurück-
geführt, in dem seit 2005 wieder neue Mitarbeiter 
eingestellt und annähernd 400.000 Erwerbstätige 
beschäftigt sind (Ittermann 2007). Die Informa-
tionswirtschaft integriert dabei zentrale Merk-
male des Wandels der Produktionsstrukturen und 
Erwerbsarbeit (Informatisierung der Produktion, 
Netzwerkunternehmen, neue Managementme-
thoden, neue Arbeits- und Beschäftigungsformen) 
und hat in den wissenschaftlichen Diskussionen 
zur Zukunft der Arbeit mittlerweile einen heraus-
ragenden Platz eingenommen. Diese Branche gilt 
dabei als ein Prototyp der Verbreitung von ‚mit-
bestimmungsfreien Zonen‘. Die dominierenden 
Beteiligungspraktiken der Mitarbeiter tragen da-
bei in starkem Maße individualistische Züge. Di-
rekte Partizipation ohne formalisierte Mitbestim-
mung ist in den gering formalisierten Betrieben 
hochqualifi zierter Wissensarbeit so selbstver-
ständ lich, dass es schwer fällt, sie als besondere 
Beteiligungsform zu identifi zieren. Direkte Parti-
zipation und individualisierte Aushandlung äu-
ßert sich vorwiegend in Zielvereinbarungen, in 
denen hochqualifi zierte Beschäftigte mit dem 
Management persönliche Ziele, Gehalt und be-
rufl iche Entwicklungsmöglichkeiten festlegen. 
Kollektive Formen der Mitbestimmung sind in 
der Informationswirtschaft unterrepräsentiert, 
wäh rend eine Vielfalt neuartiger Interessenver-
tretungsmodi in den Betrieben identifi ziert wer-
den können. Wissenschaftliche Untersuchungen 
verweisen darauf, dass die mitbestimmungsfreien 

Zonen der Informationswirtschaft keinesfalls 
durch das Fehlen von Beteiligungsmöglichkeiten 
der Mitarbeiter gekennzeichnet sind, sondern 
eher durch alternative Mitbestimmungsformen: 
Mitarbeitergremien, runde Tische, offene und fl a-
che Hierarchien, regelmäßige Informationsveran-
staltungen, Mentor- und Coaching-Modelle und 
elektronische Foren-/Mediennutzung. Diese Foren 
fungieren in vielen Regelungsbereichen wie den 
Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen (insbe-
sondere Arbeitszeit- und Entgeltregelungen) bzw. 
Entscheidungen zur strategischen Entwicklung 
von Unternehmen. Damit haben sich in der In-
formationswirtschaft in den letzten zehn Jahren 
stabile alternative Praktiken zur verfassten Mitbe-
stimmung herausgebildet, die zukünftig zweifel-
los Einfl uss auf die politische Debatte um den 
Ausbau der qualifi zierten Mitbestimmung haben 
werden (Ittermann 2007).

2. Megatrend: Standortkonkurrenz durch  
 Europäisierung und Globalisierung

Die Öffnung des europäischen Marktes für Pro-
dukte und Dienstleistungen, insbesondere die Be-
seitigung aller Hemmnisse für den Transfer von 
Kapital und Arbeitsleistungen, die Einführung 
 einer gemeinschaftlichen Währung sowie schließ-
lich die Ost- und Südosterweiterung nach Bulga-
rien und Rumänien im Jahr 2007 kennzeichnen 
einen beschleunigten ökonomischen Integrations-
prozess der Europäischen Union, der sich in er-
ster Linie auf Grund der Marktpotenziale bis auf 
die Türkei im Jahr 2014 ausweiten wird. Bereits 
mit den jüngsten Markterweiterungen haben sich 
die gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
und Optionen für die Entwicklung von Branchen, 
Unternehmen und europäischen Regionen nach-
haltig verändert. Eine Angleichung von Wirt-
schaftskraft, Produktivität und Löhnen ist inner-
halb der EU 27 auf viele Jahrzehnte nicht in Sicht. 
Ursache für diese gravierenden sozialen Unter-
schiede und die daraus resultierenden Exit-Op-
tionen von Unternehmen und wachsenden sozia-
len Spannungen innerhalb der EU ist das Fehlen 
eines tragfähigen Pendants zur Wirtschafts- und 
Währungsunion, nämlich die Verwirklichung 
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eines „Europäischen Sozialmodells“. Ohne eine 
entwickelte Sozialunion wird sich das Machtver-
hältnis zwischen Arbeitnehmern/Gewerkschaften 
und Kapital immer weiter zugunsten der großen 
europäischen Konzerne verschieben. Durch diese 
Schiefl age gerät der Grundkonsens über den sozi-
alen Kernbestand Europas in Gefahr, der sich im 
Leitbild eines Europäischen Sozialmodells mani-
festiert. Im Zentrum des Europäischen Sozialmo-
dells steht der „Soziale Dialog“ zwischen Kapital 
und Arbeit, in welchem die Modernisierung der 
industriellen Strukturen Europas, der soziale Inte-
ressenausgleich zwischen den europäischen Regi-
onen und die Konturen Europäischer Arbeitsbe-
ziehungen ausgehandelt werden sollen. Eine In-
stitution des Sozialen Dialogs innerhalb der EU 
ist seit 1994 der Europäische Betriebsrat (EBR). 
Dieser ist in allen Unternehmen zu bilden, die 
über mehr als 1.000 Mitarbeiter und in minde-
stens zwei EU-Ländern über Betriebsstätten mit 
150 Mitarbeitern verfügen. Im Jahr 2008 sind 
deutlich mehr als 2.000 Unternehmen in der EU 
gesetzlich verpfl ichtet, einen EBR zu bilden. Tat-
sächlich einen EBR eingeführt haben bislang nur 

ca. 800 Unternehmen. Nur eine Minderheit von 
40 Prozent der EBR-fähigen Unternehmen ver-
fügt in der EU also über einen EBR mit insgesamt 
14,5 Millionen Arbeitnehmern. Hier existiert 
reichlich Nachholbedarf bei der Einrichtung von 
Europäischen Betriebsräten. Angesichts der Reor-
ganisationen der Wertschöpfungskette, bei gro-
ßen Unterschieden der jeweiligen Faktorkosten, 
Löhne und nationalen Standortvorteile, sehen 
sich die Betriebsräte und Gewerkschaften in den 
Industrieunternehmen zunehmend mit Heraus-
forderungen konfrontiert, die sich in der Regel 
um Fragen der Beschäftigungssicherung und der 
Einhaltung von (kollektivvertraglich vereinbar-
ten) Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen 
(Entgelt und Arbeitszeitfl exibilisierung) drehen, 
wie die folgende Grafi k unterstreicht.

Der Soziale Dialog mit seinem Kernstück EBR 
beabsichtigt, Arbeitnehmer an unterschiedlichen 
Standorten in mehreren Ländern gleichzeitig 
über die Unternehmensentwicklung zu informie-
ren, damit sie nicht gegeneinander ausgespielt 
oder vor vollendete Tatsachen gestellt werden. 
Laut des Gesetzes über Europäische Betriebsräte 

Druckmittel Standortverlagerung

In so vielen Betrieben, die eine Standortverlagerung...

...wurden              Löhne und Gehälter gekürzt  betriebliche Arbeitszeiten verlängert

Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2004/2005, WSI 2007 ı © Hans-Böckler-Stiftung 2007
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hat die Konzernleitung den EBR über außerge-
wöhnliche Umstände, die erhebliche Auswirkun-
gen auf die Interessen der Arbeitnehmer haben, 
rechtzeitig unter Vorlage der erforderlichen Un-
terlagen zu unterrichten und auf Wunsch auch 
Alternativkonzepte anzuhören. Der Soziale Dialog 
und die EBR haben in Zukunft ihre Repräsentati-
vität und ihre Expertisefähigkeit durch einen ver-
besserten Organisationsgrad, die Revision der 
EBR-Richtlinie und durch die Verwirklichung von 
Mitbestimmungsrechten auszubauen, denn 
schließ lich sind eine Qualifi zierte Mitbestim-
mung der Arbeitnehmer und der darauf aufbau-
ende Soziale Dialog das eigentliche Fundament 
des Europäischen Sozialmodells. Der Soziale Dia-
log konnte bislang seine soziale Bindekraft noch 
nicht voll entfalten und seine Wirkung auf Ver-
handlungen bei Standortentscheidungen inner-
halb der Europäischen Union ist noch gering. Bei 
der Ausweitung der Mitbestimmung in Europa 
können in Zukunft Kooperationen zwischen EBR, 
Europäischem Gewerkschaftsbund und grenz-

überschreitenden Gewerkschaftsnetzwerken auf 
der Ebene multinationaler Unternehmen sowie 
die konsequente Europäisierung der nationalen 
Gewerkschaftsarbeit unterstützend wirken.18

3. Megatrend: Entkoppelung von 
 Produktions- und Finanzkapital

Der internationale Finanzmarkt muss zukünftig 
als eine wesentliche Strukturbedingung der Pro-
duktionsweise angesehen werden, insofern als 
auf diesem über die Bedingungen der Kapitalbe-
schaffung für Unternehmen entschieden wird. 
Beim zunehmenden Aufkauf von Unternehmen 
durch Finanzinvestoren wie „Private-Equity-
Fonds“ verbinden sich die verschiedenen Finanz-
marktbedingungen, die Formen der Unterneh-
mensfi nanzierung, die Unternehmensorganisati-
onen und betrieblichen Akteurskonstellationen. 
Obwohl die Anzahl der Transaktionen bezogen 
auf Beteiligungen an deutschen Unternehmen in 

18 Siehe: Wannöffel (2008)
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den letzten beiden Jahren rückläufi g ist, ist der 
Wert der Unternehmensbeteiligungen bis 2006 
kon tinuierlich angestiegen:

Durch die Beteiligungen oder den Aufkauf 
durch Finanzinvestoren werden Unternehmen in 
ein neues internationales Produktionsregime in-
tegriert, das durch ein spezifi sches Verhältnis von 
ökonomischen Institutionen und Akteuren, ins-
besondere durch einen hohen Einfl uss von Ak-
tienmärkten, Investmentfonds und verschiedens-
ten nicht-öffentlich regulierten internationalen 
Formen der Kapitalallokation im Rahmen von 
„Private-Equity Buy-Outs“ gekennzeichnet ist. Im 
Hinblick auf die Entwicklungstendenzen von Un-
ternehmensorganisationen und Mitbestimmung 
bei „Private-Equity Buy-Outs“ verbinden sich mit 
diesen Strukturveränderungen bislang sehr wider-
sprüchliche Konsequenzen. Einerseits ist zu be-
obachten, dass die Finanzierungsbedingungen 
verbunden mit geänderten Akteurskonstellatio-
nen, Entscheidungsregeln, Normen, Leitbildern 
und neuen internationalisierten Finanzierungs-
bedingungen den Handlungskorridor für die be-
triebliche und Unternehmensmitbestimmung 
auf Grund der kurzfristigen Kapitalstrategie ex-
trem verengen.18 Aufgekaufte Unternehmen müs-
sen neben den Zinsen für die kreditfi nanzierte 
Übernahme noch die Rendite für die jeweilige 
Fondgesellschaft und ihre Aktionäre erwirtschaf-
ten. Die Renditeerwartungen der Investoren lö-
sen somit massiven Druck auf die Effi zienzver-
besserungen im operativen Geschäft des jewei-
ligen Unternehmens aus. Wegen der kurzfristigen 
Wirksamkeit ist damit die Gefahr verbunden, 
dass insbesondere der Personalabbau zu einem 
bevorzugten Instrument der Kostensenkung und 
der Produktivitätssteigerung wird. Der extrem 
kurze Zeithorizont der Investoren kann dazu füh-
ren, dass langfristige Ausrichtungen des Unter-
nehmens unterbleiben und stattdessen alle Ent-
scheidungen unter dem Blickwinkel rascher 
 Ergebniswirksamkeit erfolgen. Im Vordergrund 
stehen deshalb kontinuierliche Kostensenkungs-
programme. Finanzdienstleister sehen aber auch 
in der Steigerung der Innovationsfähigkeit ein 
zentrales Element einer dynamischen Unterneh-
mensorganisation. Die zentralen Voraussetzun-

gen für den Grad der Innovationsfähigkeit von 
Unternehmen sind allerdings die je verfügbaren 
materiellen und immateriellen Ressourcen und 
insbesondere auch spezifi sche innovationsför-
derliche Formen der Unternehmens- und Arbeits-
organisation. In diesem Zusammenhang wird in 
der Regel kritisch formuliert, dass gerade kurz-
fristige Kapitalstrategien eines internationalen 
Finanzinvestors für nachhaltige Innovationsvor-
haben einen eher restriktiven Charakter haben. 
Denn auf Grund fehlender gesellschaftlicher 
Kontextbezüge sind weder die globalen Finanz-
marktakteure, noch die neuen Finanzierungsre-
geln und Instrumente in der Lage, die Unsicher-
heiten von technischen und sozialen Innovatio-
nen und ihre unternehmensstrukturellen Voraus-
setzungen hinreichend einzuschätzen. Als eine 
Konsequenz wird daher angesehen, dass Lern-
prozesse und unternehmensinterne Wissensak-
kumulation begrenzt und Innovationsvorhaben 
auf kalkulierbare Aktivitäten reduziert werden. 
Bei den jüngst von Finanzinvestoren aufgekauf-
ten Unternehmen ist bislang unklar, wie die Un-
ternehmen unter diesen Bedingungen ihre Inno-
vationsfähigkeit sichern können und welche 
Konsequenzen dies für die Organisation von 
 Innovationsarbeit in den unterschiedlichsten 
Funktionen der Unternehmensorganisation ha-
ben wird. Wesentliche Herausforderungen sind 
zukünftig gesetzliche Anpassungen des Gesell-
schafts- und Kapitalmarktrechts, wodurch Be-
schäftigte, Zulieferer und Gläubiger übernomme-
ner Unternehmen vor Risiken mangelnder Inno-
vationstätigkeit geschützt werden. Vor allem die 
Betriebsräte und die Beschäftigten haben bislang 
bei den Übernahmen durch Finanzinvestoren 
keinerlei Anspruch auf rechtzeitige Information, 
um mit innovativen Alternativvorschlägen auf 
die Übernahme zu reagieren. Wenn es um die In-
novationsfähigkeit der Unternehmen geht, tref-
fen bislang allein die Fondsmanager die Entschei-
dungen in Bezug auf die Unternehmensentwick-
lung. Die Verlierer dieser Strategie sind die Ar-
beitnehmer, deren Arbeitsplätze zu einem Teil ins 
Ausland verlagert werden oder kontinuierlich 
von Auslagerungen bedroht sind, hiesige Regio-
nen, die dadurch weiter an Wirtschafts- und Kauf-

18 Siehe: Schumann (2008)
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kraft verlieren und schließlich die Mehrheit der 
Steuerzahler, die diese Art von kreditfi nanzierter 
Übernahme durch Schuldabschreibungen zu 
einem großen Teil fi nanziert.

4. Megatrend: Aushöhlung der Sozialen   
 Demokratie

In der jüngeren Wirtschafts- und Sozialgeschich-
te der Bundesrepublik Deutschland gab es dieses 
Phänomen noch nie:  Die deutsche Wirtschaft 
wächst in den letzten Jahren trotz verunsicherter 
Finanzmärkte ungebremst – aber die realen Ein-
kommen der Erwerbsbevölkerung fallen. Die Ar-
beitnehmer werden nicht mehr real beteiligt, 
wenn die Konjunktur aufwärts geht. Die Wachs-
tumsgewinne fl ießen vor allem an die exportori-
entierten Unternehmen und Kapitalbesitzer, de-
ren Einkommensentwicklung nicht mehr direkt 
an die Verwertung von Arbeitsvermögen gekop-
pelt ist. In den letzten drei Jahren legte die deut-
sche Wirtschaft real um rund sieben Prozent zu, 
aber die Erwerbstätigen müssen mit durchschnitt-
lich 3,5 Prozent weniger Reallohn auskommen, 
während von 2003 bis 2008 die Vorstandsgehäl-
ter durchschnittlich um 40 Prozent gestiegen 
sind. Und das Deutsche Institut für Wirtschafts-
forschung (DIW) stellt in einer aktuellen Unter-
suchung im Februar 2008 fest: Die Mittelschichten 
in Deutschland schrumpfen dramatisch, womit 
jene Haushalte gemeint sind, die über 70 bis 150 
Prozent des Durchschnittseinkommens verfügen. 
Über Jahrzehnte hinweg bis in die 1990er Jahre 
machte diese Gruppe relativ stabil 62 Prozent der 
Deutschen aus. Doch mit der zunehmenden Ent-
koppelung von Wirtschaftsleistung und Entgelt-
entwicklung beginnt die insbesondere von mitt-
leren Angestellten und Facharbeitern getragene 
Mittelschicht deutlich zu bröckeln. 2006 ge-
hörten nur noch 54 Prozent zur Mittelschicht. 
Das sind 44 Millionen Menschen, die sich noch 
als Mitte defi nieren können, immerhin fünf Mil-
lionen weniger als im Jahr 2000. Ursachen für 
diesen gesellschaftlichen Megatrend liegen darin 
begründet, dass insbesondere die Markterweite-
rung den hiesigen Unternehmen die Möglichkeit 

eröffnet, ihre Wertschöpfungsketten organisa-
tions- und grenzüberschreitend zu reorganisieren 
und Produktionskostendifferenzen zur Verbesse-
rung ihrer Ertragslage durch Auslagerungen ins 
In- und Ausland zu nutzen (Offshoring und Out-
sourcing). Die Einbindung auch vermehrt mittel-
ständischer Unternehmen in das internationale 
Produktionsregime von Finanzinvestoren führt 
zudem dazu, dass die Instrumente der Mitbestim-
mung und der Entgeltpolitik, die als Eckpfeiler 
der bundesdeutschen Sozialverfassung gelten, 
strukturellen Einfl uss auf die Gestaltung der Ar-
beits- und Leistungsbedingungen verlieren. In 
diesem Sinne führt die Erweiterung der Markt- 
und Konkurrenzmechanismen zu einer zuneh-
menden Entgrenzung der Leistungsbedingungen, 
vor allem dann, wenn es der Arbeitspolitik nicht 
mehr gelingt, die Instrumente der Mitbestim-
mung und der Tarifpolitik diesen Herausforde-
rungen qualitativ anzupassen, um die reale Teil-
habe von Arbeitnehmern an der wirtschaftlichen 
Leistungserstellung nachhaltig zu gewährleisten. 
Denn während sich die Unternehmens- und Ver-
mögenseinkommen in den letzten vier Jahren 
mit einem Plus von 33,7 Prozent (allein im Jahr 
2007 plus 7,2 Prozent) weiterhin sehr günstig 
entwickelten, wozu insbesondere die exportorien-
tierten Industriebranchen, aber auch einzelne 
Dienstleistungssektoren beitrugen, entsprach die 
auf alle Wirtschaftssektoren bezogene Tarifsteige-
rung 2007 in Deutschland wiederum nur 2,2 Pro-
zent. Damit konnte noch der allgemeine Anstieg 
der Lebenshaltungskosten ausgeglichen werden. 
Real blieben die tarifl ichen Vergütungen im ge-
samtwirtschaftlichen Durchschnitt trotz explo-
dierender Unternehmensgewinne unverändert. 
Betrachtet man die Effektiveinkommensentwick-
lung in Gesamtdeutschland, so ergibt sich für die 
Arbeitnehmer ein noch ungünstigeres Bild. Laut 
Statistischem Bundesamt sind die Reallöhne in 
Deutschland im Jahr 2007 zum vierten Mal in 
Folge um minus 3,5 Prozent gesunken. Somit ist 
die Lohnquote auf einem historischen Tiefstand 
von 57,6 Prozent (minus 4,6 Prozent gegenüber 
2002) gefallen.19 Eine wesentliche Ursache für die 
ungebremste Auseinanderentwicklung von Leis-
tung und Entgelt ist nach einer aktuellen Unter-

19 Siehe: Bispink (2008)
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suchung des Instituts für Arbeit und Qualifi zie-
rung (IAQ), dass trotz einer positiven Arbeits-
marktentwicklung allein im Zeitraum zwischen 
2004 und 2006 die Niedriglohnbeschäftigung in 
Deutschland um 10 Prozent anstieg. Im gleichen 
Zeitraum sanken die durchschnittlichen Stun-
denlöhne der Geringverdiener in Westdeutsch-
land von 7,25 Euro auf 6,89 Euro und im Osten 
von 5,48 Euro auf 4,86 Euro. Laut IAQ arbeiten 
im Jahr 2007 bereits 6,5 Millionen oder 22 Pro-
zent der Beschäftigten Deutschlands als Gering-
verdiener. Arbeitgeber nutzen die Rahmenbedin-
gungen dazu, auf schlechter bezahlte Beschäftigte 
(Leiharbeiter) zurückzugreifen. Dabei ist festzu-
stellen, dass Leiharbeiter schon seit über zwei De-
kaden nicht mehr eingesetzt werden, um nur 
Auftragsspitzen abzubauen, sondern zunehmend 
Stammarbeitsplätze ersetzen. In den vergangenen 
zehn Jahren hat sich die Zahl der Leiharbeiter fast 
verdreifacht, von 250.000 Beschäftigten (1998) 
auf 730.000 (2007). Leiharbeitskräfte gibt es in al-
len Branchen und Qualifi kationen (Bundesagen-
tur für Arbeit 2008). Diese betriebliche Konkur-
renzsituation kann jedoch nicht ohne Auswir-
kung auf die Stammbelegschaften bleiben. Um zu 
verhindern, dass immer weitere Teile der Arbeit 

auf Leiharbeiter übertragen werden, sehen sich 
Gewerkschaften und Betriebsräte in den letzten 
Jahren gezwungen, der Streichung von Zuschlä-
gen, Verlängerung der Arbeitszeit oder Lohnkür-
zung zuzustimmen. Die Löhne der Stammbeleg-
schaften gerieten durch die Zunahme prekärer 
Beschäftigungsverhältnisse unter Druck.

Die Zunahme des Niedriglohnsektors voll-
zieht sich dabei in überwiegend gewerkschaftlich 
schwach erschlossenen sowie in Wirtschaftsbe-
reichen, die kaum über Betriebsräte verfügen, wie 
das kleinbetrieblich strukturierte Handwerk und 
die Dienstleistungssektoren mit einer wachsen-
den Anzahl von Unternehmen, die ihr Geschäfts-
modell komplett auf der Basis von Niedriglöhnen 
entwickelt haben. In den Betrieben, in denen Be-
triebsräte vorherrschen, ist die negative Lohndrift 
nicht so ausgeprägt. Um zu verhindern, dass sich 
das Lohnspektrum in Deutschland weiter nach 
unter ausfranst und die Arbeitnehmer von der 
wirtschaftlichen Leistungskraft abgekoppelt wer-
den, stellen sowohl tarifvertragliche als auch 
 betriebliche Vereinbarungen zur Eindämmung 
prekärer Beschäftigungsverhältnisse („Gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit“) und die Etablierung 
eines gesetzlichen Mindestlohnes in Deutschland 

 

Anteil der Niedriglohnbeschäftigten unter den abhängig Beschäftigten 1995–2006 (in Prozent)
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auf der Basis des Minimalkompromisses der Gro-
ßen Koalition vom Winter 2007/08 eine gemein-
same Herausforderung für Politik, Gewerkschaften 
und Betriebsräte dar. Die Eindämmung prekärer 
Beschäftigungsverhältnisse ist dabei eine wesent-
liche Voraussetzung für die zukünftige Gestaltung 
humaner Arbeitsbedingungen.20

5. Megatrend: Demografi scher Wandel   
 der Erwerbsbevölkerung

Einen weiteren gesellschaftlichen Megatrend 
stellt der demografi sche Wandel der Erwerbsbe-
völkerung dar. Dabei ist hinlänglich bekannt, 
dass der Anteil der erwerbstätigen Bevölkerung 
zwischen 20 und 49 Jahren bis 2050 in Deutsch-
land je nach Zuwanderung um 30 Prozent zu-
rückgehen, während der Anteil der erwerbstäti-
gen Bevölkerung zwischen 49 und 67 Jahren stei-
gen wird. Die Struktur der Erwerbspersonen wird 
sich somit zukünftig fundamental ändern. Zu-
dem wird die gesamtwirtschaftliche Erwerbsquo-
te deutlich sinken, weil ab 2010 die geburten-
schwächeren Jahrgänge in das Berufsleben eintre-
ten werden und gleichzeitig die geburtenstarken 
Jahrgänge der Nachkriegszeit ab 2015 in Rente 
gehen. Dies macht die große Herausforderung 
deutlich, der sich die Gesellschaft und Wirtschaft 
zukünftig stellen müssen: Bei abnehmender Be-
völkerungszahl wird es in 20 bis 30 Jahren we-
sentlich weniger Erwerbstätige geben, die Güter 
und Dienstleistungen erwirtschaften werden. Da-
mit wird der Effi zienzdruck auf die wirtschaftliche 
Leistungserstellung in den Unternehmen enorm 
ansteigen. Der Rückgang der Erwerbstätigenzah-
len fi ndet im Wesentlichen in den 25 Jahren zwi-
schen 2010 und 2035 statt und beträgt etwa 15 
Prozent. Dies bedeutet, dass im Jahre 2035 die Er-
werbstätigen knapp 15 Prozent produktiver ar-
beiten müssen als im Jahr 2010, um die gleiche 
Menge an Konsum- und Investitionsgütern pro 
Kopf der Bevölkerung zu produzieren. Als enorme 
Herausforderung für Unternehmen, Gewerk-
schaften und die Akteure der qualifi zierten Mit-

bestimmung gilt es, die Abnahme der Erwerbstä-
tigkeit auf der betrieblichen Ebene zu dämpfen 
und vor allem das große Innovations- und Wis-
senspotenzial, das in älteren Arbeitnehmern 
steckt, wieder in den Prozess der wirtschaftlichen 
Leistungserstellung einzugliedern. Die Alters-
struktur der Beschäftigten wird sich deutlich än-
dern. Die Belegschaften werden älter. Gälte das 
empirisch allerdings nicht haltbare Vorurteil, dass 
die Arbeitsproduktivität mit zunehmendem Alter 
absinke, würde die Altersstrukturverschiebung 
auch eine Verminderung der Produktivität in den 
Unternehmen bewirken. Die körperliche Leis-
tungs fähigkeit wird in einem immer stärker wis-
sensorientierten Prozess der Leistungserstellung 
jedoch eher unwichtiger. Die organisationsorien-
tierten Schlüsselqualifi kationen, wie die Arbeits-
erfahrung, das Produktionswissen und der Um-
gang mit Menschen, steigen dagegen bis weit ins 
hohe Alter und werden in Zukunft bei der Auf-
rechterhaltung der Wettbewerbsfähigkeit der Un-
ternehmen ein wichtiger Faktor sein. Deshalb 
stellt die Gestaltung von alters- und alternsge-
rechten sowie lernförderlichen Arbeitsbedin-
gungen eine zentrale Herausforderung für die 
qualifi zierte Mitbestimmung und für die Huma-
nisierung der Arbeit dar.20 Dabei kommt es darauf 
an, dass die Mitbestimmungsakteure in Betrieb 
und Gewerkschaften nicht nur die alterskri-
tischen Gruppen in den Fokus nehmen, sondern 
vielmehr eine übergreifende Arbeitspolitik entwi-
ckeln, die insgesamt auf eine alternsgerechte und 
lernförderliche Gestaltung über das gesamte Ar-
beitsleben hinweg zielt, durch:
• Arbeitsplatzergonomie,
• vorausschauende Laufbahngestaltung,
• altersgerechte und alternsgerechte Arbeitszeit-

gestaltung,
• Nutzung der Innovationsfähigkeit älterer Ar-

beitnehmer,
• Sicherstellung des Wissens älterer Arbeitneh-

mer bei deren Ausscheiden,
• Aus- und Weiterbildung sowie
• Gesundheitsprävention und Gesundheitsför-

derung.

20 Siehe: Handbuch Gute Arbeit (2007)



Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO

Diskurs

22

Auf der Grundlage eines – in den letzten zwei 
 Jahren – vornehmlich von der Exportwirtschaft 
getragenen konjunkturellen Aufschwungs konn-
te die Massenarbeitslosigkeit in Deutschland im 
Frühjahr 2008 weiter auf 3,617 Millionen gesenkt 
werden – im Vergleich zum Vorjahr waren es rund 
630.000 (14,8 Prozent) weniger. Die Arbeitslosen-
quote ist auf 8,6 Prozent zurückgegangen, im 
 Februar 2007 hatte sie noch bei 10,2 Prozent gele-
gen. Der Rückgang der Arbeitslosenzahlen kor-
respondiert mit dem Anstieg der Erwerbstätigen-
zahlen. In Deutschland waren im Frühjahr 2008 
ca. 40 Millionen Menschen in einem Beschäfti-
gungsverhältnis, wobei allerdings die Niedrig-
lohnbeschäftigung um 10 Prozent stark ange-
wachsen ist. Die Vollzeitbeschäftigung liegt im-
mer noch unter dem Niveau der ersten fünf Jahre 
dieses Jahrzehnts. Die günstigeren wirtschaftli-
chen und arbeitsmarktpolitischen Rahmenbe-
dingungen schaffen nun gute Voraussetzungen, 
so dass es in der laufenden Tarifrunde 2008 erst-
mals nach Jahren der Lohnzurückhaltung bereits 
zu Reallohnsteigerungen für die Arbeitnehmer in 
Deutschland kam: Die nach Tarif bezahlten Ar-
beiter und Angestellten verdienen seit Beginn 
dieses Jahres 3,3 Prozent mehr als noch ein Jahr 
zuvor. Das sei – laut Statistischem Bundesamt – 
der höchste Anstieg für die Angestellten seit April 
1996 und für die Arbeiter seit Juli 1996 gewesen. 
Damit scheinen die langen Jahre der Lohnzurück-
haltung zunächst beendet.  

Nach vielen Jahren einer negativen Lohn-
drift wurde zu Beginn des Jahres 2008 zuerst in 
der exportstarken Eisen- und Stahlindustrie für 
die 85.000 Beschäftigten in Nordrhein-Westfalen, 
Niedersachsen und Bremen ein wichtiger Tarifab-
schluss über die Preissteigerungsrate durchge-

setzt. Die Einkommen steigen ab März 2008 um 
5,2 Prozent, während die Infl ationsrate mit durch-
schnittlich 2,3 Prozent auf hohem Niveau ver-
harrt. Dies ist der beste Tarifabschluss in der Ei-
sen- und Stahlindustrie seit 16 Jahren und stellt 
zu Beginn des Jahres 2008 eine wichtige Orientie-
rungsmarke für andere exportorientierte Indus-
triezweige der Bundesrepublik dar, von denen 
insbesondere die Chemische Industrie noch im 
Jahr 2008 in Tarifverhandlungen eingetreten ist 
und im April einen überaus innovativen Tarif-
vertrag abgeschlossen hat. Nach nur zweitägigen 
Verhandlungen haben IG BCE und Chemie-Ar-
beitgeber den Tarifabschluss 2008 für die 550.000 
Beschäftigten unter Dach und Fach gebracht. 
2008 werden die Entgelte um 4,4 Prozent erhöht, 
zudem gibt es eine Einmalzahlung von 0,5 Pro-
zent. 2009 steigen die Entgelte um weitere 3,3 
Prozent. Der Tarifvertrag „Lebensarbeitszeit und 
Demografi e“ eröffnet neue Spielräume für den 
fl exiblen Übergang in die Rente. Ein Kernpunkt 
ist eine Regelung zur Altersteilzeit. Zugleich ver-
breitert der Vertrag die Möglichkeiten, Arbeit 
 alterns- und altersgerecht zu organisieren. 

Berücksichtigt man jedoch die eher vom Bin-
nenmarkt abhängigen Branchen, die verschie-
denen Dienstleistungssektoren, den Einzelhandel 
und den Öffentlichen Dienst, ist im laufenden 
Jahr weiterhin von einer gespaltenen Tarifent-
wicklung auszugehen.22 Nach jahrelangen Real-
lohnverlusten im Öffentlichen Dienst sind für 
die Beschäftigten in Bund und Kommunen die 
Tarifverhandlungen im März 2008 zunächst ge-
scheitert. Dennoch konnte die Gewerkschaft      
ver.di nach einem Einlenken der Arbeitgeber vor 
der eigentlichen Streik-Urabstimmung eine Ent-
gelterhöhung von über fünf Prozent durchsetzen. 

III. Tendenzen in der Tarifpolitik: Differenzierung der 

 Beschäftigungsbedingungen und betriebsnahe Regelungen

22 Siehe Bispink (2008)
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Jahre der Lohnzurückhaltung

Negative Lohndrift: Tariferhöhungen sagen nur die halbe Wahrheit

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006

Quellen:  Statistisches Bundesamt, WSI-Tarifarchiv 2007 ı © Hans-Böckler-Stiftung 
 Böckler-Impuls 3/2007
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Abbildung 7: 

Tarifabschlüsse: Beschäftigte zuletzt ohne Beteiligung am Produktivitätsgewinn
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Dennoch ist eine Häufung von Arbeitskämpfen 
für das laufende Jahr – wie im Bereich Postdienst-
leistungen – nicht auszuschließen. Diese ersten 
Anzeichen einer tarifpolitischen Offensive der 
Gewerkschaften dürfen jedoch nicht über die 
eingangs beschriebene, durchgängige Tendenz 
der tarifpolitischen Flexibilisierung und Differen-
zierung der Arbeits- und Beschäftigungsbedingun-
gen hinwegtäuschen. Strukturgebendes Beispiel 
für diese anhaltende Tendenz war im Jahr 2007 
zweifellos der lange Arbeitskampf um die Ausla-
gerung von 50.000 Beschäftigten der Deutschen 
Telekom AG in den neu gegründeten Bereich 
T-Ser vice. Nach harten Auseinandersetzungen 
konn te ver.di erreichen, dass für die abgespalte-
nen Belegschaftsteile die Tarifvergütungen um 
nur 6,5 Prozent stufenweise abgesenkt werden, 
nachdem das Unternehmen 12 Prozent gefordert 
hatte. Gleichzeitig wurde jedoch die Arbeitszeit 
von 34 auf 38 Stunden/Woche um annähernd   
12 Prozent erhöht. Für die verbleibende Kernbe-
legschaft der Deutschen Telekom wurden parallel 
die Vergütungstarifverträge, die Ende Juli 2007 
ausgelaufen wären, bis Ende 2008 verlängert. Die 
deutlichen Verschlechterungen der Arbeitsbedin-
gungen bei der Randbelegschaft setzten damit 
auch die Beschäftigungsbedingungen der Kern-
belegschaft unter Anpassungsdruck. Dies deutet 
auf ein Instrument der marktlichen Steuerung 
hin, das insbesondere aus anderen Wirtschafts-
branchen wie der Automobilindustrie seit den 
1990er Jahren im Zuge ihrer Outsourcing-Strate-
gien (Reduzierung der Fertigungstiefe) bekannt 
ist, für das ehemalige Staatsunternehmen jedoch 
einen neuen arbeitspolitischen Kurs beinhaltet. 
Die zügige Differenzierung von Beschäftigungs-
bedingungen ist schließlich auch das Ergebnis 
der langen Tarifauseinandersetzung bei einem 
weiteren ehemaligen Staatsunternehmen, der 
Deutschen Bundesbahn. Dieser Konfl ikt begann 
im Juli 2007 und endete schließlich mit der Aner-
kennung der Gewerkschaft Deutscher Lokomotiv-
führer (GDL) als eigenständige Tarifvertragspartei 
im März 2008. Die GDL lehnte den von den an-
deren Bahngewerkschaften Transnet und GDBA 

im Juli 2007 ausgehandelten Tarifvertrag ab und 
kämpfte schließlich erfolgreich um einen unab-
hängigen Tarifvertrag für das Fahrpersonal und 
für eine signifi kante Besserstellung der Berufs-
gruppe der Lokführer gegenüber den anderen 
Bahnbeschäftigten. Mit diesem jüngsten Tarif-
abschluss differenziert sich das Unternehmen 
Deutsche Bahn als Sozialverband nach Beschäf-
tigtengruppen weiter aus, die unterschiedlichen 
Interessenlagen der verschiedenen Gruppen wer-
den zukünftig eine hohe organisationspolitische 
Herausforderung sowohl für die Arbeit der be-
trieblichen Interessenvertreter als auch für die be-
teiligten Gewerkschaften darstellen. Die Betriebs-
räte und die Gewerkschaften haben sich diesem 
Differenzierungsprozess von Interessen zu stellen 
und ihm mit gezielten Angeboten und einer orga-
nisationspolitischen Einbindung und „Pfl ege“ 
der tarifpolitisch strategischen Beschäftigungs-
gruppen zu begegnen.23 Denn jedes weitere Aus-
scheren von anderen Berufsgruppen würde das 
Industrieverbandsprinzip der Branchengewerk-
schaften schwächen. Der lange Bahnkonfl ikt un-
termauert schließlich auch den ungebrochenen 
Trend eines seit Jahren schleichenden tarifpoliti-
schen Gestaltungsverlustes der DGB-Gewerkschaf-
ten.  Von  2002  bis  einschließlich  2006  haben 
die DGB-Gewerkschaften (Mitgliederzahl 2006: 
6.585.774) bis zu 15 Prozent ihrer Mitglieder, da-
runter 14,4 Prozent Frauen (Anzahl weiblicher 
Mitglieder 2006: 2.099.643) kontinuierlich ver-
loren. Nur vereinzelte Industriegewerkschaften – 
wie die IG Metall – konnten diesen Negativtrend 
in 2007 erstmals stoppen, jedoch auch noch kei-
ne positive Saldenentwicklung vermelden. Es 
lässt sich auch eine vergleichbare Entwicklung 
bei den Arbeitgeberverbänden beobachten, sie 
verlieren in den letzten Jahren massiv an Mit-
gliedsunternehmen. Diese äußere Erosion tarif-
politischer Gestaltungsmacht lässt sich seit dem 
Ende der 1990er Jahre an der Entwicklung der ta-
rifvertraglichen Deckungsrate quer durch alle 
Branchen –  insbesondere im Ost-West-Vergleich – 
nachhaltig untermauern:

23 Siehe: Müller-Jentsch (2008)
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Tarifbindung 1998–2006: Beschäftigte in %

1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006

Quelle:  IAB-Betriebspanel  
  WSI Tarifarchiv 2007
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Abbildung 8: 

Demnach waren auf dem Gebiet der alten 
Bundesrepublik im Jahr 1998 die Beschäftigungs-
bedingungen von 76 Prozent aller Beschäftigten 
durch Tarifverträge (Branchen- und Firmentarif-
verträge) geregelt, Ende 2006 waren es nur 65 
Prozent. Der Abstand zu Ostdeutschland hat sich 
dadurch verringert. Waren es hier 1998 noch 63 
Prozent aller Beschäftigten, lag die tarifvertrag-
liche Deckungsrate im Jahr 2006 bei 54 Prozent. 
Bezogen auf die gesamte Bundesrepublik kann 
für 2007 davon ausgegangen werden, dass nur 
noch 54 Prozent aller Beschäftigten einem Bran-
chentarifvertrag unterlagen, 19 Prozent der Be-
schäftigten arbeiteten in Unternehmen, die sich 
an einem Branchentarif orientieren und 9 Pro-
zent der Beschäftigten waren durch Firmen- bzw. 
Haustarifverträge geschützt. 18 Prozent aller Be-
schäftigten unterlagen keinerlei Regulierungen.24 

Hinsichtlich der Betriebsgröße lassen sich sowohl 
in West als auch in Ost gravierende Unterschiede 
bei der Bindung durch einen Branchentarifver-
trag herausarbeiten: Während im Jahr 2006 bei 

Großunternehmen ab 500 Beschäftigten die Ta-
rifbindung mit 79 Prozent (Westdeutschland) 
und 71 Prozent  (Ostdeutschland) noch hoch aus-
geprägt  war,  fi el  diese  bei  Kleinunternehmen 
mit bis zu 10 Beschäftigten (mit Handwerk) mit 
33 Prozent (Westdeutschland) und nur 14 Pro-
zent (Ostdeutschland) gering aus. Oder anders 
ausgedrückt: 67 Prozent der Beschäftigten in Klein-
unternehmen in Westdeutschland und 86 Pro-
zent in Ostdeutschland arbeiteten in einem tarif-
losen Zustand. Bei der überwiegenden Mehrheit 
der Kleinbetriebe werden die Arbeits- und Be-
schäftigungsbedingungen betrieblich oder indi-
viduell ausgehandelt. Der weiterhin bestehende 
Unterschied zwischen Ost und West wird auch 
bei der Regelungsdichte zwischen Tarifvertrag 
und Betriebsrat deutlich. Demnach waren im Jahr 
2006 nur 31 Prozent aller westdeutschen Beschäf-
tigten sowohl durch einen Branchen ta rifvertrag 
geschützt als auch durch einen Betriebsrat vertre-
ten, während es in Ostdeutschland weiterhin nur 
19 Prozent der Beschäftigten waren.

24 Siehe: Hans-Böckler-Stifung, Datenkarte (2007/2008)
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Angesichts dieser empirischen Daten über 
den schleichenden Verlust an ordnungspoliti-
scher Kompetenz des Flächentarifvertrages ist es 
immer wieder verwunderlich, wie Interessenver-
bände aus Politik und Wirtschaft insbesondere 
vor Bundestagswahlen – letztmalig zur Jahres-
wende 2003/2004 bis zur Wahl 2005 – massive 
Eingriffe in die Tarifautonomie fordern, um 
schließlich betriebliche Bündnisse zum allgemei-
nen Standard zu machen. Um einer weiteren in-
neren Erosion der Tarifverträge zu begegnen, er-
langte die IG Metall mit den Arbeitgebern im Jahr 
2004 den so genannten „Pforzheimer Abschluss“. 
Dieser Abschluss ermöglicht Unternehmen der 
Metall- und Elektroindustrie, die sich in ökono-
mischen Problemlagen befi nden, zur Sicherung 
der Wettbewerbs- und Beschäftigungsfähigkeit 
den Tarifvertrag zu öffnen und Arbeitszeitverkür-
zungen ohne Lohnausgleich durchzuführen. Ziel 
der Vereinbarungen ist die Stärkung der Innova-
tionsfähigkeit und der Investitionsbedingungen 
für Unternehmen. Das Abkommen lässt befristete 
Tarifabweichungen zu (z. B. Kürzungen von Son-
derzahlungen, Stundung von Ansprüchen, Erhö-
hung oder Absenkung der Arbeitszeit mit vollem 

oder ohne vollen Lohnausgleich). In den fol-
genden Jahren sind mittlerweile über 300 abwei-
chende Vereinbarungen mit den Betriebsräten 
zusammen mit der IG Metall verhandelt worden. 
Ergebnisse sind Ergänzungstarifverträge, die un-
ter Abwägung der sozialen und wirtschaftlichen 
Folgen befristete Einzellösungen für tarifgebun-
dene Unternehmen der Metall- und Elektroindus-
trie zulassen. Der „Pforzheimer Abschluss“ vom 
Februar 2004 in der Metall- und Elektroindustrie, 
der unter kontrollierten Voraussetzungen in Un-
ternehmen Abweichungen von den Tarifstan-
dards erlaubt, stellt bis heute für Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbände in zahlreichen weiteren 
Wirtschaftsbranchen einen zentralen Bezugs-
punkt für entsprechende betriebliche Öffnungen 
dar.

Die WSI-Betriebsrätebefragung aus dem Jahr 
2005 unterstrich diese allgemeine Tendenz der 
betrieblichen Öffnung; 75 Prozent der tarifge-
bundenen Unternehmen nutzten bereits tarif-
liche Differenzierungs- und Öffnungsklausen. Die 
Regulierungsmaterien reichten vom Thema Ar-
beitszeit (92 Prozent aller Betriebe) bis zu allge-
meinen Entgeltverhandlungen (62 Prozent aller 

 

Vertretung auf zwei Ebenen: Im Westen häufi ger

Quelle:  IAB-Betriebspanel 2006 ı © Hans-Böckler-Stiftung 2007 
  Böckler-Impuls 17/2007
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Veränderte Tarifl andschaft

Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2004/2005 ı © Hans-Böckler-Stiftung 2005
  Böckler-Impuls 11/2005
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Abbildung 10: 

Betriebe), also tief in die klassischen Inhalte von 
Tarifverträgen, die nun auf der betrieblichen Ebe-
ne mit Betriebsräten entsprechend betrieblicher 
Begebenheiten ausgehandelt werden. Damit wer-
den die Anforderungen an die Betriebsräte und 
an die Verhandlungspartner von der Seite des 
Unternehmens zunehmend komplexer. Aber 
nicht alle Betriebsräte sind auf Grund der gestie-
genen Verantwortung zufrieden mit dieser Ent-
wicklung: 53 Prozent stehen dieser Tendenz der 
Verbetrieblichung der Regulierung von Arbeits- 

und Beschäftigungsbedingungen eher skeptisch 
gegenüber, 30 Prozent sehen die Entwicklung 
zwiespältig und nur 12 Prozent interpretieren 
den Zuwachs an Regelungskompetenz als eine 
Aufwertung ihrer Arbeit. Da der Bedeutungszu-
wachs der betrieblichen Ebene bei der Gestaltung 
der Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen mit 
einem Mehr an Informations- und Wissensbedarf 
einhergeht, sollten zukünftig die Betriebsräte bei 
ihrer zunehmend komplexen Arbeit von den Ge-
werkschaften nicht allein gelassen werden. Ohne 
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konsequente Beratung und Schulung der Be-
triebsräte droht auf Dauer ein Auseinanderdriften 
von Betriebsrat und Gewerkschaft. Denn der An-
teil von Betriebsräten mit gewerkschaftlichem 
Hintergrund sinkt bereits auf nunmehr 73 Pro-
zent (2006).25 Die tarifvertraglichen Öffnungen 
erfüllen aus gewerkschaftlicher Sicht ihre Funk-
tion nur dann, wenn diese Regelungen zusam-
men mit den Betriebsräten gestaltbar bleiben. Be-
triebliche Lösungen ohne gewerkschaftliche Be-
teiligung stellen strukturell das System der bun-
desdeutschen Arbeitsbeziehungen in Frage. Wenn 
Interessengruppen aus Politik und Wirtschaft an-
gesichts dieser realen tarifpolitischen Entwick-
lung unablässig weitere Tariföffnungen verlangen 
und – wie im März 2008 bekannt wurde – gar ei-
gene Gewerkschaften kaufen, um diese Öffnun-
gen voranzutreiben (PIN), betreiben diese Interes-
sengruppen bewusst einen tarifpolitischen Sys-
temwechsel in der Bundesrepublik. Die Finanzie-
rung der angeblichen Gewerkschaft GNBZ durch 
den Arbeitgeber derselben Branche stellt einen 
direkten Angriff auf die Tarifautonomie dar.

1. Historischer Umbruch der 
 Entgeltordnung in der Metall- und   
 Elektroindustrie

Über den klassischen Lohnkonfl ikt hinaus sind 
die Gewerkschaften tarifpolitisch mit weiteren 
strukturellen Problemen konfrontiert. Vor dem 
Hintergrund der skizzierten Durchsetzung neuer 
fl exibler Arbeitseinsatzkonzepte und ihrer jeweils 
betriebsspezifi schen Umsetzung haben die alten 
Lohn- und Gehaltsrahmentarifverträge der 1970er 
Jahre in der gewerblichen Wirtschaft ihre Defi ni-
tionsmacht weitgehend eingebüßt. Denn die Ta-
rifbindung ist in den letzten Jahren nicht nur 
stark gesunken, sondern auch dort, wo Tarifver-
träge weiter galten, prägten sie die betriebliche 
Praxis immer weniger.26 Die schrittweise Entfer-
nung tarifl icher Normen von der betrieblichen 
Realität der neuen Arbeitskonzepte stellte insbe-
sondere in der Metall- und Elektroindustrie in der 
letzten Dekade die Institution des Flächentarif-
vertrages generell in Frage. Dieser tarifpolitische 
Erosionsprozess machte ein Gegensteuern beider 

25 Siehe: Wassermann (2006)
26 Siehe: Bahnmüller (2008)
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Tarifvertragsparteien erforderlich: Die IG Metall 
und der Arbeitgeberverband GESAMTMETALL 
 einigten sich nach jahrzehntelangen Auseinan-
dersetzungen schließlich im Dezember 2003 auf 
die Einführung eines neuen Entgeltrahmenab-
kommens (ERA) für Arbeiter und Angestellte in 
der Metall- und Elektroindustrie. Mit der Umset-
zung des neuen Entgeltrahmenabkommens (ERA) 
läuft aktuell eines der größten tarifpolitischen 
 Reformprojekte der Nachkriegszeit.27 Aktuell wer-
den die Tarifverträge in allen Tarifbezirken bis 
2010 bundesweit Betrieb für Betrieb umgesetzt. 
Diese Umsetzung betrifft ca. 1,8 Mio. Beschäftigte 
in den knapp 4.000 tarifgebundenen Unterneh-
men von Gesamtmetall. Es geht um 144 Mrd. 
Euro Lohn- und Gehaltssumme, die zur Neuver-
teilung anstehen, wenn die neuen, ERA-basierten 
Entgeltsysteme greifen.28 Mit dem neuen Entgelt-
rahmenabkommen (ERA) haben die Tarifvertrags-
parteien ein Entgeltsystem geschaffen, mit dem 
die Arbeitstätigkeiten, Anforderungen und Kom-
petenzen von Beschäftigten im Grundsatz zeit-
gemäßer bewertet werden können. Die in den 
bisherigen Tarifverträgen vorgenommene strikte 
Trennung zwischen Arbeiter- und Angestellten-
tätigkeit hat sich durch die Veränderungen in den 
Prozess- und Produktionsabläufen längst über-
holt. Mit dem ERA soll nun eine einheitliche, 
transparente und gerechte Einkommensermitt-
lung und Bezahlung erreicht werden. Zentrale 
Ansatzpunkte des neuen Tarifvertrages sind zum 
einen die Berücksichtigung zeitgemäßer Arbeits-
inhalte in sich verändernden, fl exiblen Arbeits-
organisationen, zum anderen die Aufhebung der 
Trennung von Arbeitern und Angestellten durch 
die Zusammenfassung in einheitliche Beschäf-
tigtengruppen, wodurch die Unterscheidung von 
Lohn und Gehalt obsolet wird. Die Bezeichnun-
gen der Mitarbeitergruppen „Arbeiter“ und „An-
gestellte“ gibt es nicht mehr, sondern nur noch 
die einheitliche Bezeichnung „Beschäftigte“. Je-
der Beschäftigte erhält nach dem ERA ein Entgelt. 
Ziel des Entgeltrahmenabkommens ist in erster 
Linie ein einheitliches und zeitgemäßes Entgelt-

system, welches die Trennung zwischen den Mit-
arbeitergruppen aufl öst und ermöglicht, dass 
gleichwertige Anforderungen auch gleichwertig 
bezahlt werden. Erste empirische Ergebnisse der 
umfangreichen Begleitforschung in den einzel-
nen Tarifbezirken zeigen nun allerdings29, dass 
die ERA-Einführung in den Betrieben keineswegs 
konfl iktfrei verläuft, sondern vielmehr einen 
Grundkonfl ikt um den Wert der industriellen Ar-
beit in modernen Industriebetrieben darstellt. An 
der Frage der Lohngerechtigkeit und der Vertei-
lung des erwirtschafteten Gewinns in den Unter-
nehmen wird der Interessengegensatz zwischen 
Unternehmern und Arbeitnehmern und dessen 
Bearbeitung auf der betrieblichen Ebene durch 
den Betriebrat wieder direkt erfahrbar. Lohnfra-
gen sind und bleiben immer Machtfragen. Die 
Umsetzung des ERA stellt deshalb weniger einen 
technisch-organisatorischen als vielmehr einen 
arbeitspolitischen Prozess zwischen Arbeitgebern, 
Betriebsrat und Belegschaft dar. Der neue Tarif-
vertrag regelt zwar, dass die Verantwortung für 
die Einführung des ERA zunächst beim Arbeitge-
ber liegt – der Arbeitgeber verantwortet die Ar-
beitsplatzbeschreibungen und gruppiert neu ein, 
nicht der Betriebsrat – dem Betriebsrat kommt je-
doch die wichtige Aufgabe zu, die sachgemäßen 
Eingruppierungen des Arbeitgebers qualifi ziert zu 
überprüfen und bei nicht sachgerechter Vorge-
hensweise zu widersprechen. Dabei nutzen kom-
petente Betriebsräte ihre Rechte auf Mitbestim-
mung entweder nach § 99 BetrVG oder § 7 des 
ERA-Einführungstarifvertrags (ERA ETV, NRW) 
und fördern dadurch auch die offensive Beteili-
gung der Beschäftigten. Eine qualifi zierte Mitbe-
stimmung erfordert die Beteiligung von Betriebs-
rat und der Belegschaft bei der Aufgabenbeschrei-
bung und Eingruppierung, um potenzielle Kon-
fl ikte bei der Eingruppierung arbeitspolitisch zu 
lösen. Die Bedeutung der qualifi zierten Mitbe-
stimmung liegt auf der Hand: Zum einen stellen 
die Höhe und die Verteilung des Entgeltes eine 
ganz entscheidende Verhaltenssteuerung in Rich-
tung gewünschter Leistungsbeiträge in den Un-

27 Siehe: Burkhard (2008)
28 Siehe: Bahnmüller (2008)
29 Siehe: Gemeinsame Arbeitsstelle RUB/IGM, Dialog 3/2008
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ternehmen dar, zum anderen muss Entgelt auch 
immer als sozialer Hygienefaktor im Betrieb stim-
men, denn es kann Unzufriedenheit verhindern, 
aber auch Unzufriedenheit steigern und Produk-
tivität nachhaltig erhöhen oder eben deutlich 
mindern. Als nach außen sichtbare Wertschät-
zung muss Entgelt über den subjektiven Vergleich 
mit anderen Kollegen der Arbeitsumgebung vor 
allem als gerecht empfunden werden. Wenn die 
Gerechtigkeit von den Mitarbeitern im Zuge von 
ERA, den neuen Arbeitsplatzbeschreibungen, Ein-
stufungen, Eingruppierungen und damit der Ent-
gelthöhe angezweifelt wird, können einerseits 
das soziale Gefüge und damit auch die produk-
tive Kultur von Unternehmen sehr schweren 
Schaden nehmen, andererseits der Organisa-
tionsgrad der Gewerkschaft weiter geschwächt 
werden. Im Prozess der Einführung des ERA ist 
von den Betriebsparteien und den Tarifpartnern 
zukünftig eine Vielzahl von Problemstellungen 
zu berücksichtigen. Sie reichen dabei von 
• dem Zeitpunkt und der Art der Mitwirkung 

von Betriebsräten, 
• der Beteiligung der Beschäftigten, 
• der von allen akzeptierten Neu-Eingruppierung 

von Arbeitern und Angestellten, 
• einer angemessenen Behandlung der unter-

schiedlichen Personengruppen, 
• der Grenzziehung zu AT-Beschäftigten, 
• den Chancen der Qualifi zierung, 
• der Berücksichtigung menschengerechter Ar-

beitsgestaltung und Arbeitsorganisation, 
• der konkreten Ausgestaltung der leistungsab-

hängigen Entgeltbestandteile
• bis zur Frage der Zukunft des Flächentarifver-

trages. 
Aktuelle empirische Ergebnisse bestätigen, dass 
die qualifi zierte Einbindung von Betriebsräten 
und Beschäftigten in die ERA-Einführungspro-
zesse von beiden Tarifvertragsparteien befürwor-
tet wird.30 Eine bedeutsame Rolle bei der Umset-
zung spielt dabei die jeweilige Unternehmenskul-
tur. Wenn auf die Beteiligung des Betriebsrates 
und der Mitarbeiter verzichtet wird, entstehen in 
der Regel zusätzliche Kosten, da sich der Betriebs-

rat externe Sachverständige zur Unterstützung hin-
zuzieht. Eine mangelnde Beteiligung führt in der 
Regel zur Demotivierung der Beschäftigten, die 
sich bei dem wichtigen Thema Entgelt nicht be-
rücksichtigt fühlen. In Unternehmen mit einem 
aktiven Betriebsrat und einer kooperativen Un-
ternehmenskultur stellt die ERA-Einführung ein 
deutlich geringeres Konfl iktpotenzial dar als in 
Unternehmen mit einer vorherrschenden Miss-
trauenskultur. Dies gilt sowohl bei der Einbin-
dung von Betriebsrat oder Beschäftigten als auch 
bei der Bearbeitung und Aushandlung auftre-
tender Konfl ikte. Die Betriebsräte sind diejenigen, 
die die Reaktionen der Beschäftigten über die 
Entgeltentwicklung in den Betrieben nach der 
ERA-Umstellung direkt registrieren. Bislang gibt 
es eher positive Reaktionen bei der Gruppe der 
Facharbeiter, negative allerdings bei kaufmänni-
schen und technischen Angestellten, Verwaltungs- 
und Sekretariatsdiensten, die vor allem auch ih-
ren Angestelltenstatus eingebüßt haben. Die Un-
zufriedenheit, die sich bei den gewerkschaftlich 
organisierten Beschäftigtengruppen breitmacht, 
hat sich noch nicht in einer weiteren Welle von 
Gewerkschaftsaustritten bemerkbar gemacht. Die 
Einführung von ERA stellt deshalb in den kom-
menden Jahren bis 2010 ohne Zweifel eine ge-
werkschaftliche Riesenaufgabe dar, die ohne eine 
qualifi zierte Mitbestimmung kaum zu bewältigen 
ist. Sie ist deshalb auch eine große gewerkschaft-
liche Bildungsmaßnahme für Betriebsräte und 
Vertrauensleute. Denn mit ERA ist der Grundkon-
fl ikt um Lohn und Leistung, um Arbeitsinhalte 
und Gute Arbeit wieder zu einem zentralen The-
ma betriebsnaher Tarifpolitik geworden. Hier 
wird sich zukünftig die gewerkschaftliche Kom-
petenz im Betrieb zu beweisen haben. Denn wird 
die Gewerkschaft von den Arbeitnehmern für un-
befriedigende Ergebnisse bei der ERA-Umsetzung 
verantwortlich gemacht, können die organisa-
tionspolitischen Folgen für die IG Metall gravie-
rend sein.31 Oder anders ausgedrückt, einen nega-
tiven Ausgang der Tarifreform mit einer hohen 
Anzahl von Abgruppierungen (Überschreitern) 
kann sich die Gewerkschaft gar nicht leisten. Des-

30 Ebd.
31 Siehe: Bahmüller (2008)
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halb ist die IG Metall auf eine enge Zusammenar-
beit mit den Betriebsräten und Vertrauensleuten 
bei der Einführung der neuen Entgeltordnung 
angewiesen.

2. Die Jahrhundertreform: Neues Tarifrecht   
 im Öffentlichen Dienst

Parallel zum Umbruch der Entgeltordnung in der 
bundesdeutschen Metall- und Elektroindustrie 
verläuft seit 2005 die Neugestaltung des Tarif-
rechts im Öffentlichen Dienst des Bundes, der 
Kommunen und Länder. Sie stellt von ihrer Trag-
weite her ein vergleichbares tarifpolitisches Re-
formprojekt wie in der Metall- und Elektroindus-
trie dar. Das neue Tarifrecht löst das seit 1961 be-
stehende Tarifsystem für Arbeiter und Angestellte 
im Öffentlichen Dienst ab. Auch hier ist es das 
Ziel, die Entgeltstrukturen nunmehr an die ver-
änderten, leistungsorientierten Steuerungsformen 
(New Public Management) und die sich daraus 
ergebenen neuen Arbeitsanforderungen an die 
Beschäftigten in den Verwaltungen anzupassen. 
Nach jahrelangen Verhandlungen ist nun ein ge-
meinsames Tarifrecht für alle Beschäftigten ent-
standen. Eine einheitliche Entgelttabelle mit 15 
Entgeltstufen verzichtet zukünftig auf die Unter-
scheidung zwischen Arbeitern und Angestellten. 
Die Bezahlung richtet sich nicht mehr nach den 
traditionellen Prinzipien Lebensalter und Fami-
lienstand, sondern vielmehr nach Berufserfah-
rung und – das ist neuartig für den Öffentlichen 
Dienst – zusätzlich nach Leistung. Hinsichtlich 
einer neuen Entgeltordnung soll ein transpa-
rentes Eingruppierungssystem entwickelt werden, 
das einheitliche Kriterien für die Erfassung und 
Bewertung der gesamten Tätigkeit und der Leis-
tung beinhaltet. Nachdem nun der erste Teil des 
Neustrukturierungsprozesses sowohl in den Kom-
munen und im Bund (TVöD) als auch in den Län-
dern (TV-L) im Jahr 2006 durch Tarifverträge – bei 
denen die Altbeschäftigten eine Besitzstandssi-
cherung genießen – abgeschlossen wurde, steht 
vor allem der zweite Schritt der Tarifreform, näm-
lich die tatsächliche Ausgestaltung und die prak-
tische Umsetzung einer neuen Entgeltordnung 

auf der Ebene der Verwaltungsorganisationen 
noch völlig aus. Während sich nun also in der 
Metall- und Elektroindustrie das Grundentgelt 
der Beschäftigten auf der Grundlage einer  Analyse 
der neuen Arbeitsanforderungen und entspre-
chenden Arbeitsplatzbeschreibungen in den Be-
trieben errechnet, erfolgte im Öffentlichen Dienst 
bis Ende 2006 eine Regelüberleitung der Beschäf-
tigten aus dem alten Tarifsystem in die neuen 
Entgeltstufen noch ohne eine spezifi sche Analyse 
der neuen Arbeitsanforderungen und ohne eine 
Neueingruppierung (Schutzziel). Da der neue Ta-
rifvertrag erstmals jedoch die Einführung eines 
Leistungsentgeltes vorsieht (§ 18 TVöD und § 18 
TV-L), ergibt sich hieraus eine große Herausforde-
rung für die Mitbestimmung durch die Personal-
räte. Denn die Personalräte haben gemäß den 
Personalvertretungsgesetzen des Bundes und der 
Länder bei allen Personalangelegenheiten, bei 
Eingruppierung, Höhergruppierung, Herabgrup-
pierung und Übertragung einer höher oder nied-
riger zu bewertenden Tätigkeit ein verbrieftes 
Mitbestimmungsrecht. Die Mitbestimmung ist 
hier deshalb von besonderer Relevanz, da bei der 
Umsetzung des § 18 TVöD bzw. TV-L nunmehr 
allein den Betriebsparteien die Aufgabe übertra-
gen wurde, das Leistungsentgelt durch einver-
nehmliche Dienstvereinbarungen bzw. Betriebs-
vereinbarungen zu regeln und umzusetzen. Das 
Finanzvolumen für das Leistungsentgelt an die 
Beschäftigten wird dabei nicht aus eigenen Haus-
halten der Verwaltungen gespeist, sondern aus 
Mitteln, die durch die tarifl iche Streichung des 
Urlaubsgeldes und der Absenkung der Jahresson-
derzahlungen, insbesondere der mittleren und 
höheren Angestellten, ab 2006 frei wurde sowie 
der Minderverdienste der neu eingestellten Mit-
arbeiter.

Die Personalabteilungen und die Personal-
räte sind seit dem 1. Januar 2007 aufgefordert, 
gemeinsam Kriterien für eine Leistungsbewertung 
der Beschäftigten zu formulieren, um möglichst 
zeitnah die durch die Tarifreform bedingten rea-
len Einkommensverluste auszugleichen. Die Ta-
rifexpertin des Öffentlichen Dienstes – Karin 
Tondorf – kommt auf der Grundlage der Analyse 
von mehr als 80 Betriebsvereinbarungen zu dem 
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Ergebnis, dass bislang nur wenige Verwaltungen 
Leistungsentgelt einführen konnten, weil sowohl 
ein Großteil der Personalräte dem Leistungsent-
gelt überaus kritisch gegenübersteht als auch die 
Arbeitgeber eher eine abwartende bis ablehnende 
Haltung gegenüber der Neuerung einer betriebs-
nahen Tarifpolitik einnehmen.32 Eine wesentliche 
Ursache für die zögerliche betriebliche Umset-
zung des Tarifvertrages liegt darin begründet, dass 
es sich für die Personalräte als sehr schwierig er-
weist, gehaltvolle Leistungskriterien und Metho-
den ihrer Überprüfung auszuarbeiten, wenn – 
ganz im Gegensatz zur Metall- und Elektroindus-
trie – die veränderten Arbeitsanforderungen in 
den öffentlichen Verwaltungen durch Arbeits-
platzanalysen noch gar nicht nachvollzogen wur-
den. Oder anders ausgedrückt, die Tarifparteien 
fordern die Arbeitgeber und die Personalräte auf, 
Leistungsentgelt einzuführen und dafür Kriterien 
sowie Methoden auf der Grundlage der veral-
terten Arbeitsplatzbeschreibungen und Arbeitsan-
forderungen aus den Tarifverträgen der 1970er 

Jahre zu formulieren. Dass damit die betriebli-
chen Akteure überfordert sind, ist nicht verwun-
derlich. Es fehlt diesen Akteuren die gesicherte 
Kenntnis über die veränderten Arbeitsanforde-
rungen in den Verwaltungen. Denn erst mit dem 
Wissen über die heutigen, normalen Arbeitsan-
forderungen an den einzelnen Arbeitsplätzen las-
sen sich verlässliche Kriterien für besondere Leis-
tungen der Beschäftigten im Öffentlichen Dienst 
erarbeiten. Die Personalräte dürfen von der Ver-
einten Dienstleistungsgewerkschaft ver.di bei die-
ser schwierigen Arbeit nicht allein gelassen wer-
den, da das neue Tarifrecht zuallererst den be-
trieblichen Akteuren die Verantwortung aufbür-
det, die realen Entgelteinbußen auf der betrieb-
lichen Ebene durch die Einführung des Leistungs-
entgeltes zu kompensieren. Gelingt es den Perso-
nalräten in naher Zukunft nicht, die vorherr-
schende Enttäuschung bei den Beschäftigten des 
Öffentlichen Dienstes über die zunehmende 
Lohndrift gegenüber der Privatwirtschaft abzu-
mildern, droht ein massiver Vertrauensverlust ge-

 

Quelle: WSI-Tarifarchiv 2008 ı © Hans-Böckler-Stiftung 2008
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genüber ver.di und den Akteuren der betrieb-
lichen Mitbestimmung. Diese Entwicklung kann 
zukünftig sowohl zur Abspaltung weiterer eigen-
ständiger Tariforganisationen im Öffentlichen 
Dienst – vergleichbar mit denen bei der Luftfahrt, 
den Ärzten und der Bahn – führen als auch zur 
Herausbildung alternativer Vertretungsorgane in 
den Verwaltungen, wenn die mittleren und hö-
heren Angestellten, die besonders von den Ein-
kommenseinbußen der „Jahrhundertreform“ be-
troffen sind, sich von ihren Personalräten nicht 
mehr vertreten fühlen. Damit bleibt zukünftig 
die Frage nach der eigentlichen Reichweite, Re-
gulierungskraft und der realen Umsetzung von 
Tarifverträgen virulent. Gerade in diesem bri-
santen arbeitspolitischen Kontext kann die qua-
lifi zierte Mitbestimmung durch die Personalräte 
eine herausragende Rolle bei der Stabilisierung 
der Institution Flächentarifvertrag einnehmen. 
Entscheidend wird sein, dass die Personalräte bei 
der Entwicklung und Umsetzung einer neuen 
Entgeltordnung, der anstehenden Arbeitsplatzbe-
schreibungen und Neu-Eingruppierung der Be-
schäftigten im Öffentlichen Dienst von der Ge-
werkschaft nicht allein gelassen werden und ihr 
Mitbestimmungsrecht in Anspruch nehmen.

3. Einstieg in die tarifpolitische Regulierung  
 prekärer Beschäftigungsverhältnisse

Prekäre Beschäftigungsverhältnisse nahmen in 
den letzten Jahren in Deutschland kräftig zu. In 
der Gesamtwirtschaft stieg insbesondere die Zahl 
der Leiharbeiter im Jahr 2007 auf 730.000. Be-
rücksichtigt man die Fluktuation beim Leihar-
beitseinsatz, beziffert sich die Zahl der entliehe-
nen Arbeitnehmer auf 900.000 in der Gesamt-
wirtschaft und allein auf 260.000 in der Metall- 
und Elektroindustrie. Während die Leiharbeit 
unter den Bedingungen der jahrelangen Massen-
arbeitslosigkeit anwuchs, ging die reguläre Be-
schäftigung gleichzeitig zurück. Erst mit der kon-
junk turellen Belebung entstanden seit 2006 wie-
der über 700.000 neue, reguläre Arbeitsplätze. 
Dieser Zuwachs war bei weitem nicht so dyna-
misch wie bei der Leiharbeit. Häufi g wird das 
Normalar beitsverhältnis durch die für Unterneh-

mer zunehmend attraktivere Leiharbeit ersetzt. 
Jüngste IAB-Zahlen belegen, dass dies nicht nur 
im Dienstleistungsbereich der Fall ist, sondern 
gerade in der Metall- und Elektroindustrie Leih-
arbeit besonders stark genutzt wird. Mitte 2007 
wurden rund 215.000 Leiharbeiter eingesetzt, 
40.000 mehr als im Vorjahr. Das ist ein Zuwachs 
von 25 Prozent in einem Jahr. Dabei verzeichne-
ten alle Sektoren von 2006 bis 2007 kräftige Zu-
wachsraten. Am stärksten erhöhte sich jedoch 
der Einsatz von Leiharbeit in der Automobilin-
dustrie, die nach japanischem Vorbild konse-
quent Stamm belegschaften reduziert und Rand-
belegschaften aufbaut. In einzelnen Großbetrie-
ben (BMW Leipzig) arbeiten mittlerweile bis zu 
32 Prozent Leiharbeitskräfte. Mit einem  Anteil 
von 88 Prozent gibt es Leiharbeit in fast allen 
Großbetrieben, so die empirischen Ergebnisse des 
IAB. Leiharbeit wird schon längst nicht mehr zum 
fl exiblen Ausgleich von Produktionsspitzen ge-
nutzt. Vielen Unternehmern geht es heute um 
Kostenreduktion im globalen Wettbewerb, jedoch 
nicht nur auf dem Rücken schlechter bezahlter 
Leiharbeiter. Mit der zunehmenden Leiharbeit 
werden vielmehr Belegschaften sozial gespalten 
und gegeneinander in Konkurrenz um Stamm-
arbeitsplätze gesetzt. Die Spaltung von Beleg-
schaften bedeutet sowohl für den Betriebsrat als 
auch für die Gewerkschaft seit vielen Jahren eine 
struk turelle Schwächung ihrer Verhandlungs-
position. Obwohl das Problem seit annähernd 20 
Jahren bekannt ist, beginnen Gewerkschaften – 
wie die IG Metall – erst in jüngster Zeit mit ge-
zielten Leiharbeitskampagnen. Ziel ist es, die 
Leiharbeitsbedingungen zu verbessern und die 
Leiharbeitnehmer in Gewerkschaften zu organi-
sieren. Dies gelingt zunehmend in den Branchen, 
in denen der gewerkschaftliche Organisa tionsgrad 
tradi tionell sehr hoch ist, wie in der Eisen- und 
Stahlindustrie. Dort wurde im Februar 2008 für 
die IG Metall zusammen mit dem Betriebsrat ta-
rifpolitisches Neuland beschritten: In den Hüt-
tenwerken Krupp Mannesmann (HKM), Duis-
burg, gelten nun seit Februar 2008 für die Leihar-
beitnehmer dieselben Arbeitsbedingungen wie 
für die Stammbelegschaft. Sie besitzen Anspruch 
auf Urlaubsgeld, Prämien und Zulagen. Die der-
zeit rund 200 Leiharbeiter im HKM in  Duisburg 
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sind den 3.300 Festangestellten jetzt in allen tarif-
lichen Ansprüchen völlig gleich gestellt. Darauf 
haben sich die IG Metall und der Betriebsrat mit 
der  Arbeitgeberseite per Tarifvertrag und Betriebs-
vereinbarung verständigt. Seit Anfang 2008 er-
halten damit auch die Leiharbeiter, so wie die 
Stammbeschäftigten, alle Ansprüche aus dem 
Manteltarifvertrag der Eisen- und Stahlindustrie. 
Sogar im Urlaub gibt es die in der Stahlindustrie 
übliche Durchschnittsbezahlung. Jahressonder-
zahlungen, alle Prämien und Schichtzulagen be-
kommen Leiharbeitnehmer in vollem Umfang. 
Die Leiharbeiter haben jetzt auch Anspruch auf 
bezahlte Teilnahme an Betriebsversammlungen 
und ein Recht auf Qualifi zierung. Bis Ende 2009 
sollen zudem 100 Leiharbeiter in reguläre Be-
schäftigung übernommen werden. Damit ist es 
der Gewerkschaft gelungen, den Grundsatz „Glei-
che Arbeit – Gleiches Geld“ in einem Betrieb der 
Stahlindustrie in vollem Umfang durchzusetzen. 
Auf Grund des besonderen Organisationsgrades 
und der qualifi zierten Mitbestimmung im Auf-
sichtrat kann die Stahlbranche zukünftig zum 
Vorreiter für den Einsatz von Leiharbeitern zu 
 regulären Bedingungen werden; dieser Abschluss 
stellt einen tarifpolitischen Meilenstein für die 
gesamte Branche der Metall- und Elektroindustrie 
dar, mit Strahlkraft auf andere Wirtschaftssek-
toren.

4. Qualitative Tarifpolitik bei Qualifi zierung   
 und Weiterbildung

Die neuen Arbeitseinsatzkonzepte und die da-
raufhin neu entwickelten und abgeschlossenen 
Rahmenabkommen im Öffentlichen Dienst und 
in der Metall- und Elektroindustrie haben zur Fol-
ge, dass Qualifi zierung und Weiterbildung eine 
zunehmende Bedeutung im Hinblick auf die Er-
haltung sowohl der Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen als auch des Einkommensniveaus 
von Arbeitnehmern erfahren. Unter den verän-
derten Arbeitseinsatzkonzepten entwickeln sich 
Weiterbildung und Qualifi zierung zu Schlüssel b e-
reichen für den qualitativen Ausbau der betrieb-
lichen Mitbestimmung durch den Betriebsrat und 
die Beschäftigten. So sind bereits seit den 1990er 

Jahren Weiterbildungstarifverträge mit unter-
schiedlicher Reichweite (z. B. Branchen, Regio-
nen), insbesondere auf Veranlassung gewerk-
schaftlicher Initiativen zur Ermöglichung quali-
tativer Tarifpolitik, zustande gekommen. Heraus-
ragende Beispiele sind in den letzten Jahren der 
für die Metall- und Elektroindustrie Baden-Würt-
temberg abgeschlossene Tarifvertrag zur Qualifi -
zierung (2001) und der Tarifvertrag zur Qualifi zie-
rung in der NRW-Metall- und Elektroindustrie 
(2006). Der in Baden-Württemberg abgeschlos-
sene Tarifvertrag zur Qualifi zierung räumt den 
Beschäftigten ein Recht auf jährliche Qualifi -
zierungsgespräche ein, aus denen sich dann ge-
zielte Weiterbildungsmaßnahmen ableiten. Die 
Gewerkschaft verknüpft damit die Erwartung, 
dass die Umsetzung des Qualifi zierungstarifver-
trages in vielen Betrieben die Frage aufwirft, wie 
sich die Arbeitsbedingungen und der Arbeitsein-
satz lernförderlich gestalten lassen. Der Tarifver-
trag reagiert auf diese Weise nicht nur auf neue 
Anforderungen in der Arbeitswelt, sondern stellt 
auch einen Hebel zur aktiven Gestaltung der Ar-
beitsorganisation in Richtung Guter Arbeit dar. 
Die von den Tarifparteien in Baden-Württemberg 
initiierte Begleitforschung zur Umsetzung des Ta-
rifvertrages konnte dabei aufzeigen, dass sich mit 
diesem Instrument die Weiterbildungspraxis in 
vielen Bereichen deutlich verbessert hat. In den 
Betrieben im Geltungsbereich des Qualifi zie-
rungstarifvertrages lassen sich bessere Werte als 
in der Gesamtwirtschaft ausmachen. So sind bei-
spielsweise die fi nanziellen Aufwendungen für 
betriebliche Weiterbildung nach Einschätzung 
von 67 Prozent der Manager und 48 Prozent der 
Betriebsräte deutlich gestiegen. In fast allen Be-
trieben wird der Weiterbildungsbedarf erhoben. 
In 88 Prozent der Betriebe nach Angaben der 
 Manager bzw. in 71 Prozent der Betriebe nach 
An gaben der Betriebsräte werden zu diesem 
Zweck Qualifi zierungsgespräche geführt. In na-
hezu 50 Prozent der Betriebe wurden Betriebs-
vereinbarungen zur Ausgestaltung und Umset-
zung abgeschlossen. Der Betriebsrat hat durch 
den Qualifi zierungstarifvertrag seinen Aufgaben-
bereich deutlich erweitert. Er hat sich dafür ein-
zusetzen, dass der Tarifvertrag im Betrieb in der 
Praxis gelebt wird. Das heißt, er muss bei Ge-
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schäftsleitung und Beschäftigten für seine Mög-
lichkeiten werben, und zwar dafür, dass möglichst 
viele Beschäftigte von seinen Instrumenten Ge-
brauch machen. Schließlich hat er darauf zu ach-
ten, dass Qualifi zierung – insbesondere bei der 
Laufbahngestaltung und Einkommenssicherung 
– nicht folgenlos bleibt.33

In NRW wurde im TVQ der Metall- und Elek-
troindustrie erst 2006 ein mittelbares Recht auf 
Qualifi zierung eingeführt. Hier liegen noch keine 
umfassenden empirischen Ergebnisse über dessen 
Umsetzung vor.34 Die Gewerkschaften wollen mit 
diesem Tarifvertrag dazu beitragen, die Beschäfti-
gungsfähigkeit und damit die Arbeitsplätze ihrer 
Mitglieder sicherer zu machen. Damit soll die Fra-
ge von Innovation und Qualifi zierung nicht al-
lein den Unternehmen überlassen werden. Der 
TVQ versteht sich als ein „prozessualer Tarifver-
trag“, mit dem im Betrieb Innovationsprozesse in 
Gang gesetzt werden sollen. Durch eine jährliche 
Feststellung und Beratung des Innovations- und 
Qualifi zierungsbedarfs sollen der Betriebsrat und 
die Geschäftsführung Qualifi zierungsgespräche 
zwischen dem Arbeitgeber und den Beschäftigten 
vereinbaren. Allerdings kam es bei der Umset-
zung des Tarifvertrages in NRW zu Beginn zu Ver-
zögerungen bei der betrieblichen Umsetzung. 
 Ursachen hierfür liegen in mangelnden zeitlichen 
Ressourcen der Betriebsräte, in Informationsde-
fi ziten und in generellen Akzeptanz- und Um-
setzungsproblemen innerhalb der Unternehmen. 
Schließlich lässt sich der tarifvertragliche An-
spruch auf Qualifi zierung nur realisieren, wenn 
ein Betriebsrat im Unternehmen existiert, der 
entsprechende Betriebsvereinbarungen mit der 
Unternehmensleitung über die gemeinsame Er-
hebung des Qualifi zierungsbedarfes und dessen 
Behebung abschließen kann. Das heißt, der Ta-
rifvertrag lebt nur, wenn auf der betrieblichen 
Ebene Vereinbarungen zu seiner praktischen Um-
setzung eingeleitet wurden. Damit wurde die be-
triebliche Mitbestimmung durch eine betriebs-
nahe Tarifpolitik qualitativ sehr stark ausgebaut:

• mehr Rechte und Verbindlichkeiten für Be-
triebsräte und Beschäftigte,

• Qualifi zierung wird zum Thema im Betrieb,
• wichtiges neues Handlungsfeld für die Ge-

werkschaft/Vertrauensleute im Betrieb,
• mehr Chancen für Qualifi zierung im Tarifbe-

reich,
• Tarifvertrag Qualifi zierung unterstützt die Ini-

ti ierung betrieblicher Innovationsprozesse un-
ter der Perspektive humaner, besserer Arbeits-
bedingungen.

5. Tarifvertragliche Gestaltung des 
 demografi schen Wandels

Ein weiterer Meilenstein in Richtung qualitativer 
Tarifpolitik wurde auch durch den Tarifvertrag 
zur Gestaltung des demografi schen Wandels in 
der Eisen- und Stahlindustrie vom 21. September 
2006 erreicht. Dieser Tarifvertrag zielt darauf ab, 
die Arbeitsbedingungen alternsgerecht zu gestal-
ten, die Gesundheit der Beschäftigten zu fördern, 
um somit ihre Beschäftigungsfähigkeit zu erhö-
hen, Wege zum vorzeitigen und gleitenden Aus-
scheiden aus dem Arbeitsleben weiter zu ermög-
lichen und die Belegschaft zu verjüngen. Für die 
Unternehmen werden nun alle drei bis fünf Jahre 
durchzuführende Alterstrukturanalysen der Be-
legschaft zur Verpfl ichtung. Die Altersstruktur-
analysen dienen als Basis für die gemeinsame 
 Beratung von Arbeitgeber und Betriebsrat über 
abzuleitende Maßnahmen zur Gesundheitsförde-
rung, zum Belastungsabbau, zur Qualifi zierung, 
zum Generationenaustausch sowie zur Arbeits-
zeit und zur Senkung des Durchschnittsalters. Als 
weiteres Instrument zur Umsetzung der Ziele des 
Tarifvertrags dient der „Fonds demografi scher 
Wandel“. Dieser ist von den Betriebsparteien ein-
vernehmlich einzurichten und wird aus Mitteln 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer gespeist. Auch 
hier wird beispielhaft ein Katalog von Verwen-
dungszwecken aufgelistet, der nur mit Zustim-

33  Siehe: Bahnmüller (2008)
34  Siehe: Gemeinsame Arbeitsstelle RUB/IGM, Dialog 2/2006
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mung der Tarifvertragsparteien erweitert werden 
kann. Die Arbeitnehmeranteile des Fonds sind 
gegen Insolvenz zu sichern. Erfolgt nach zwölf 
Monaten keine Einigung, sind die Betriebspar-
teien dazu aufgefordert, innerhalb von weiteren 
sechs Monaten zu einer Einigung zu kommen. 
Anderenfalls werden die arbeitnehmerseitig ein-
gebrachten Anteile wieder an die Beschäftigten 
ausgezahlt. Die Umsetzung des Tarifvertrags auf 
der betrieblichen Ebene wird durch eine paritä-
tisch besetzte Expertenkommission von Vertre-
tern des Managements und des Betriebsrates be-
gleitet. Ihre Aufgabe liegt darin, Erfahrungen aus 
dem Umsetzungsprozess zu sammeln, zu beraten, 
zu berichten und Handlungsempfehlungen an 
das Personalmanagement auszusprechen. Mit der 
Einführung von paritätischen Kommissionen 
kam es in den letzten zwei Jahren im Regelungs-
bereich „demografi scher Wandel der Beleg-
schaften“ zu einem qualitativen Ausbau der be-
trieblichen Mitbestimmung. Insgesamt ist den 
Tarifvertragsparteien der Eisen- und Stahlindus-
trie mit diesem Tarifvertrag ein wichtiger  Meilen-
stein zur Gestaltung des demografi schen Wandels 
in einer Branche mit besonderen schweren Ar-
beitsbedingungen gelungen. Damit ist erstmals 
eine tarifl iche Grundlage geschaffen, um für älter 
werdende Belegschaften betriebliche Lösungs-
wege gehen zu können. Es ist davon auszugehen, 
dass der Tarifvertrag aus der Stahlindustrie in den 
kommenden Jahren eine Strahlkraft auf andere 
Wirtschaftssektoren, nicht nur auf die Metall- 
und Elektroindustrie, entwickeln wird, um so die 
gesetzlichen Maßnahmen zur „Rente mit 67“ ar-
beitspolitisch auf ein humanes Maß zu begren-
zen.

6. Zwischenfazit: Gewerkschaften rücken  
 näher an die Betriebe heran35

Die hier vorgestellten tiefen tarifpolitischen Um-
brüche in den großen Sektoren der Metall- und 
Elektroindustrie sowie im Öffentlichen Dienst 
und die qualitativen Strukturinnovationen in 

den Bereichen prekäre Beschäftigung, Qualifi zie-
rung und Gestaltung des demografi schen Wan-
dels stellen zukunftsweisende Beispiele für die 
Herausbildung einer betriebsnahen Tarifpolitik 
dar. Unterstrichen wird diese Tendenz durch den 
letzten Tarifabschluss in der Metall- und Elektro-
industrie aus dem Jahr 2006, der Elemente der 
Wirksamkeit von der Fläche direkt auf die be-
triebliche Ebene verlagerte. So können die tarif-
lich nach unten abgesicherten Einmalzahlungen 
in Höhe von 310 Euro durch freiwillige Betriebs-
vereinbarungen zwischen Unternehmensleitung 
und Betriebsrat auf 620 Euro verdoppelt werden, 
wenn dies die ökonomische Lage des Unterneh-
mens zulässt. Wesentlich für eine Erhöhung die-
ser Einmalzahlung ist die Information, das Wis-
sen des Betriebsrates im Umgang mit betriebs-
wirtschaftlichen Kennziffern und selbstverständ-
lich seine Verhandlungsmacht. Für das Jahr 2007 
wurde vereinbart, dass die ab Juni 2008 anste-
hende zweite Stufe der Tariferhöhung bis Oktober 
2008 auf der Grundlage von Betriebsvereinba-
rungen verschoben werden kann, immer dann, 
wenn ökonomische Engpässe im Betrieb diesen 
Schritt verlangen. Diese neuen Tarifverträge stär-
ken somit nicht nur die Regelungskompetenz des 
Betriebsrates, sondern erfordern gleichsam qua-
lifi zierte Betriebsräte, um diese neuen Regelungs-
inhalte überhaupt verhandeln zu können. 
Schließlich unterstreicht dieser Tarifabschluss die 
Not wendigkeit eines Ausbaus der qualifi zierten 
Mitbestimmung, denn sie zahlt sich für die Be-
schäftigten aus.

Eine betriebsnahe Tarifpolitik fördert zudem 
die Zusammenarbeit und die Bindung der Be-
triebsräte und Belegschaften an die Gewerkschaft. 
Mit diesen neuen, innovativen Tarifverträgen 
wurde der empirischen Realität in vielen Betrie-
ben endlich Rechnung getragen, dass Tarifverein-
barungen eben nicht mehr automatisch zur be-
trieblichen Realität werden, vielmehr müssen 
 Tarifverträge immer wieder betrieblich durch 
handlungsstarke Betriebsräte und eine organisier-
te Belegschaft arbeitspolitisch durchgesetzt wer-
den. Deshalb ist zukünftig eine enge Verzahnung 

35  Siehe: Huber, u.a.  (2008)
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von Tarifpolitik und qualifi zierter Mitbestim-
mung umso notwendiger, um die materielle Teil-
habe der Beschäftigten an der wirtschaftlichen 
Leistungserstellung der Unternehmen zu sichern. 
Die jüngsten tarifpolitischen Erfolge unterstrei-
chen: Die Gewerkschaften rücken wieder näher 
an die Betriebe heran. Durch eine betriebsnahe 
Tarifpolitik konnten – wie im Fall des jüngsten 
Leiharbeiterabschlusses in der Eisen- und Stahlin-
dustrie vom Februar 2008 – nicht nur die Spal-

tung der Belegschaften vermindert und bessere, 
gesicherte Einkommen für alle, sondern auch 
neue Impulse für das gewerkschaftliche Leben 
(„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“) in den Be-
trieben erreicht werden. Die Revitalisierung der 
Gewerkschaftsarbeit „von unten“, in den Betrie-
ben, stellt eine entscheidende Voraussetzung dar, 
dass zukünftig wieder eine sozial gerechte Teilha-
be der Arbeitnehmer an der Wirtschaftsleistung 
der Unternehmen erreicht werden kann.

 

Quelle: Addison, Teixeira, Zwick 2006 ı © Hans-Böckler-Stiftung
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Im Kontext der beschriebenen Ausdifferenzie-
rung der Beschäftigungsbedingungen und der ta-
rifpolitischen Flexibilisierung hat die betriebliche 
Regulierungsebene und damit sowohl die Mitbe-
stimmung durch Betriebsräte als auch deren Re-
gelungskompetenz zunehmend an Bedeutung 
gewonnen. Wie bereits herausgearbeitet werden 
konnte, werden seit den 1990er Jahren zentral 
abgeschlossene Regelungen (Tarifverträge) durch 
dezentrale Regelungen (Betriebsvereinbarungen) 
ersetzt bzw. ergänzt und entsprechend der Lage 
eines Unternehmens angepasst. Diese Tendenz 
der Verbetrieblichung der Regulierung von Ar-
beits- und Beschäftigungsbedingungen deutet auf 
einen grundsätzlichen Wandel der Arbeitsbezie-

hungen in der Bundesrepublik hin. Die Folgen 
sind: Die Regelungsinhalte werden komplexer, 
die Anforderungen nicht nur an die Betriebsräte, 
sondern auch an die Unternehmensvertreter 
wachsen, und schließlich steigt der Informations- 
und Wissensbedarf der betrieblichen Akteure, die 
vermehrt Elemente der Arbeits- und Beschäfti-
gungsbedingungen im Betrieb zu verhandeln ha-
ben. Dieser kontinuierlichen Ausweitung von 
Kompetenz und Verantwortung der Betriebsräte 
steht auf der anderen Seite jedoch eine erstaun-
lich schwache Verbreitung der verfassten Mitbe-
stimmung in der bundesdeutschen Wirtschaft 
gegenüber. Über die tatsächliche Verbreitung von 
Betriebsräten herrscht allerdings seit geraumer 

IV.  Qualifi zierte Mitbestimmung: Strategische Handlungsfelder 

 für Betriebsräte und Gewerkschaften

 

* Betriebe mit mindestens fünf Beschäftigten

 Quelle: IAB-Betriebspanel 2006 ı © Hans-Böckler-Stiftung 2007
  Böckler-Impuls 8/2007

Betriebsratsgremien vertreten so viele Beschäftigte in

So viele privatwirtschaftliche Betriebe* haben einen Betriebsrat in

Westdeutschland

Westdeutschland

Ostdeutschland

Ostdeutschland

Mehr als ein Drittel mit Vertretung

46%

10%

38%

10%

Abbildung 14: 



WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

39

Zeit eine intensive wissenschaftliche Debatte, die 
keinesfalls abgeschlossen ist. Der Verbreitungs-
grad von Betriebsräten liegt nach einer Studie des 
Kasseler Büros für Sozialforschung bei lediglich 
36.000 Betrieben, was einer sehr geringen Be-
triebsratsquote entspricht.36 Dieses Ergebnis kann 
nicht wirklich überraschen, da sich die Studie auf 
das empirische Material des DGB konzentriert 
und somit in der Regel nur Betriebsräte mit ge-
werkschaftlicher Mitgliedschaft erfasst. Das Nürn-
berger Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (IAB) errechnet dagegen auf der Grundla-
ge des IAB-Panels 2006 eine dreifache Anzahl, 

nämlich rund 110.000 Betriebsratgremien und 
eine Betriebsratsquote von ca. 10 Prozent in den 
Betrieben ab fünf Beschäftigten sowohl in West- 
als auch in Ostdeutschland.37

Eine gerade abgeschlossene repräsentative 
Untersuchung des Lehrstuhls für Organisations-
soziologie und Mitbestimmungsforschung der 
sozialwissenschaftlichen Fakultät der Ruhr-Uni-
versität Bochum kommt auf der Grundlage von 
3.254 Interviews mit Geschäftsführungen von 
Betrieben mit mindestens zehn Beschäftigten auf 
eine Betriebsratsquote von immerhin 22 Pro-
zent.38 Diese sehr unterschiedlichen Daten zu ei-

36 Siehe: Wassermann (2003)
37 Siehe: Ellguth (2006)
38 Siehe: Hauser-Ditz, u.a. (2007)
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Privatwirtschaftliche Betriebe mit mindestens fünf Beschäftigten

Quelle:  IAB-Betriebspanel 2006 ı © Hans-Böckler-Stiftung 2007
  Böckler-Impuls 8/2007
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795 ausgewertete Antworten, gewichtet für mittelständische Unternehmen mit 20 bis 499 Beschäftigten

Quelle: Institut für Mittelstandsforschung Bonn 2007 ı © Hans-Böckler-Stiftung 2007
  Böckler-Impuls 16/2007

So viele Beschäftigte in mittelständischen Unternehmen arbeiten...
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ner vergleichsweise schwachen Verbreitung von 
Betriebsratsgremien in der Privatwirtschaft wer-
den allerdings bei der Betrachtung der Gesamt-
zahl der Beschäftigten, die von Betriebsräten ver-
treten werden, relativiert: Demnach kommt das 
IAB über alle Betriebsgrößen hinweg auf 46 Pro-
zent für Westdeutschland und 38 Prozent für Ost-
deutschland, die Bochumer Studie kommt hier 
bereits auf 57 Prozent der Beschäftigten. Aber die 
besondere Bedeutung der betriebsrätlichen In-
teressenvertretung wird erst deutlich, wenn die 
Verteilung der Beschäftigten nach Betriebsgrößen 
mit berücksichtigt wird. Insbesondere die Studie 
der Ruhr-Universität kommt zu dem Ergebnis, 
dass in mittleren Betrieben mit bis 250 Beschäf-
tigten und großen Betrieben mit mehr als 500 
Mitarbeitern die Beschäftigten zu 79 bis 94 Pro-
zent in Betriebsratsgremien vertreten sind. Dieser 
hohe Wert wird dadurch getrübt, dass Betriebe 
mit 10 bis 19 Beschäftigten nur zu sieben Prozent 
und Betriebe mit bis 50 Mitarbeitern nur zu 23 
Prozent einen Betriebsrat vorweisen können. Da-
gegen überwiegen in den kleineren Betrieben al-
ternative Vertretungsorgane, die nicht durch das 
Betriebsverfassungsgesetz rechtlich abgesichert 
sind. Diese Organe lassen sich weniger in den tra-
ditionellen Sektoren als vornehmlich in den jun-
gen Unternehmen der New Economy, der Neuen 
Medien und der Internet-Industrien verorten.

Diese Ergebnisse der Bochumer Studie über 
die Verteilung von Betriebsräten nach Betriebs-
größenklassen werden durch die IAB-Studie in 
der Tendenz bei den Großunternehmen gedeckt. 
Signifi kante Unterschiede existieren bei der Be-
triebsratsquote allerdings in Kleinunternehmen. 
Hier kommen die Nürnberger Forscher bei Betrie-
ben mit bis 50 Beschäftigten lediglich auf sechs 
bzw. sieben Prozent gegenüber den 23 Prozent bei 
den Bochumer Forschern.

Deutliche Differenzen bei der betriebsrätli-
chen Deckungsrate sehen die Wissenschaftler al-
lerdings bei den mittelständischen Betrieben. 
Mittlere Betriebe beschäftigen laut EU-Norm we-
niger als 250 Beschäftigte. Im Vergleich dazu 
 zählen die Unternehmen des Mittelstandes in 
Deutschland immer noch bis zu 500 Beschäftigte. 

Gehen wir weiter von der deutschen Klassifi -
zierung aus, so weisen die Unternehmen mit bis 
500 Beschäftigten gemäß der IAB-Studie eine 
 Deckungsrate von 77 Prozent in West- und 71 
Prozent in Ostdeutschland auf. Diese hohen Wer-
te konnte allerdings die zusammen vom Institut 
für Mittelstandsforschung und dem Büro für 
 Sozialforschung aktuell durchgeführte Untersu-
chung nicht bestätigen. Hier kommen die mittel-
ständischen Unternehmen mit bis 500 Beschäf-
tigten nur auf eine viel niedrigere Deckungsrate 
von ca. 43 Prozent. Die Mehrheit von 57 Prozent 
der mittelständischen Betriebe verfügt demnach 
über keinerlei Arbeitnehmervertretung. Die Be-
sonderheit liegt hier allerdings darin, dass von 
diesen 43 Prozent Arbeitnehmervertretungen le-
diglich wiederum nur ca. 63 Prozent gewählte 
 Betriebsgremien gemäß Betriebsverfassungsgesetz 
sind, während bereits 32 Prozent der Arbeitneh-
mervertretungen eine alternative Form aufwei-
sen. Diese alternativen Gremien sind entweder 
von den Unternehmensleitungen einseitig einge-
setzt oder fußen in der Regel auf freiwilligen Ver-
einbarungen, die ohne rechtliche Grundlage je-
derzeit von den Unternehmensleitungen wieder 
rückgängig gemacht werden können. Insbeson-
dere in den kleinen und mittelständischen Neue 
Medien-Unternehmen müssen jedoch die alter-
nativen Vertretungsorgane im Kontext hoch qua-
lifi zierter Wissensarbeit auch als ein Strukturele-
ment in modernen, wissensintensiven Arbeits-
zusammenhängen betrachtet werden. Sie sind vor 
allem auch Ausdruck eines Selbstvertretungsan-
spruches und eines aktiven Beteiligungshandelns 
hoch qualifi zierter Beschäftigter, wie es aus frü-
heren Studien der gewerkschaftlichen Angestell-
ten- und Ingenieursarbeit bereits bekannt war.39

Die vorliegenden, sehr heterogenen wissen-
schaftlichen Befunde zur Verbreitung von Be-
triebsräten in der deutschen Privatwirtschaft ver-
weisen insgesamt auf die hohe Stabilität der be-
trieblichen Mitbestimmung im großbetrieblichen 
Kontext, in den Branchen der Energieversorgung, 
der Produktions- und Investitionsgüterindustrie. 
Die Daten unterstreichen jedoch auch die deut-
lich begrenzte Reichweite der Mitbestimmung 

39  Siehe: Ittermann (2007)



Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO

Diskurs

42

durch Betriebsräte. Nicht in allen Betrieben und 
nicht in allen Branchen hat sich bislang in 
Deutschland die Interessenvertretung durch Be-
triebsräte verbreitet. Insbesondere im kleinbe-
trieblichen Bereich und in vielen Unternehmen 
des wachsenden Dienstleistungssektors (35 Pro-
zent) sowie des Handels (31 Prozent) konnte sich 
die betriebliche Mitbestimmung als Kernelement 
der Industriellen Demokratie immer noch nicht 
überwiegend durchsetzen. Alternative Partizipa-
tionsformen haben zudem in den letzten Jahren 
an Bedeutung gewonnen. Sie konnten die Insti-
tution Betriebsrat jedoch keineswegs ersetzen. 
Die steigende Anzahl von alternativen Vertre-
tungsgremien in den neuen Dienstleistungsbe-
reichen der New Economy verweisen eher auf 
eine strukturelle Koexistenz von Selbstvertretung 
und Betriebsrat. Vor dem Hintergrund der Krise 
in der IT-Branche nach dem Jahr 2001 ist eine Ab-
lösung des Zusammenfallens der Interessen von 
Beschäftigten und Betrieb zugunsten einer profi t-
orientierten Sozialordnung, bei der die Artikula-
tion von Individualinteressen zunehmend legi-

tim erscheint, zu beobachten. Die aktuellen For-
schungsergebnisse konzentrieren sich dabei sehr 
auf die Branchensegmente New Economy, Neue 
Medien und Internet. Während jedoch diesen 
Segmenten, die aktuell ca. zwei Millionen Be-
schäftigte umfassen, auf Grund ihrer Zukunfts-
trächtigkeit große Aufmerksamkeit geschenkt 
wird, wird die Situation im deutschen Handwerk 
kaum noch thematisiert. Im Vergleich zur New 
Economy arbeiten in den insgesamt 94 Gewerken 
des Handwerks immerhin 5,4 Mio. Beschäftigte, 
dies sind 14 Prozent aller bundesdeutschen Er-
werbstätigen, die mehrheitlich in Handwerksbe-
trieben mit fünf Mitarbeitern beschäftigt sind. 
Betriebsräte kommen nur bei ca. zwei Prozent 
dieser Handwerksbetriebe vor. Auf Grund der spe-
zifi schen Organisation durch Innungen herrscht 
hier jedoch eine sehr hohe tarifvertragliche De-
ckungsrate von ca. 80 Prozent vor, die durchaus 
mit der Deckungsrate aus den Großbetrieben ver-
gleichbar ist. Anstelle von Betriebsräten überneh-
men hier Gewerkschaften direkt – zunehmend 
auch christliche Gewerkschaften – Aufgaben bei 

 

* in privatwirtschaftlichen Betrieben mit mindestens 5 Beschäftigten

 Quelle: IAB-Betriebspanel 2006 ı © Hans-Böckler-Stiftung 2007
  Böckler-Impuls 8/2007
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Abbildung 18: 
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der Umsetzung der Tarifverträge auf der betrieb-
lichen Ebene. Das Plädoyer lautet, das traditio-
nelle Handwerk mit über fünf Millionen Beschäf-
tigten bei der Diskussion um die Verbreitung der 
qualifi zierten Mitbestimmung nicht länger als 
Stiefkind zu behandeln.40

Auf Grund der seit Ende der 1990er Jahre ge-
wachsenen Regelungskompetenz der Betriebsräte 
und der zunehmenden Verlagerung der Rege-
lungsinhalte von der tarifvertraglichen auf die 
betriebliche Ebene ist allerdings das Interesse bei 
den Beschäftigten an der Betriebsratsarbeit be-
achtlich gestiegen. Entgegen der seit Jahren an-
haltenden Austrittswelle bei den Gewerkschaften 
ist die Beteiligung der Beschäftigten an den Be-
triebsratswahlen von 74,9 (1998) auf 81 Prozent 
(2006) um sechs Prozent-Punkte deutlich gestie-
gen. Dies ist – den Ergebnissen des Kasseler Büros 
für Sozialforschung folgend – ein wichtiger Indi-
kator dafür, dass die Beschäftigten der Betriebs-
ratsarbeit für die Regulierung ihrer Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen eine wachsende Be-
deutung zumessen.

Die Daten bestätigen die These, dass die Be-
schäftigten in den letzten Jahren sehr wohl zur 
Kenntnis genommen haben, dass sich die Rolle 
der Betriebsräte bei der Gestaltung fl exibler Ar-
beitseinsatzkonzepte und bei den Verhandlungen 
über die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen 
enorm verändert hat. Die Beschäftigten reagieren 
mit ihrer erhöhten Bereitschaft, an Wahlen teil-
zunehmen, auf die weit verbreitete Tendenz, dass 
immer mehr Regelungsinhalte über die Tarifver-
träge hinaus durch Betriebsvereinbarungen kon-
kretisiert werden und durch verhandlungsstarke 
Betriebsräte erst in die betriebliche Praxis umge-
setzt werden müssen. Die aktuell abgeschlossene 
Bochumer Untersuchung kommt auf der Grund-
lage der repräsentativen Befragung von 1.235 Be-
triebsratsgremien und 146 alternativen Vertre-
tungsorganen darüber hinaus zu dem Ergebnis, 
dass Betriebsräte signifi kant häufi ger rechtlich 
verbindliche und damit für die Beschäftigten 
auch verlässliche Vereinbarungen erreichen als 
die Vertreter alternativer Organe.

40 Siehe: Artus u. a. (2006), Abel (2007)

Wachsendes Interesse – An Betriebsratswahlen beteiligten sich von den Beschäftigten...

Mitbestimmung

1998 2002 2006

Abbildung 19: 

74,9% 80,2% 81,0%

Quelle: Büro für Sozialforschung 2006
 Böckler-Impuls 6/2007
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Bei den Inhalten der Betriebsvereinbarungen 
steht mit 81 Prozent die Regulierung der Arbeits-
zeiten an erster Stelle. Wie in keinem anderen 
Themenfeld haben sich die Betriebsräte nach der 
bereits 1984 verabredeten tarifvertraglichen Öff-
nung der Gestaltung der Arbeitszeit auf der 
Grundlage ihrer Mitbestimmungsmöglichkeiten 
gemäß § 87 (1, 2) BtrVG zu regelrechten Experten 
der fl exiblen Arbeitszeiten entwickelt, gefolgt von 
Personalmaßnahmen (48 Prozent), der Entgelt-
gestaltung (47 Prozent) und betrieblichen Sozial-
leistungen (44 Prozent); diese Inhalte sind für die 
Unternehmensleitungen ohne den Betriebsrat ge-
mäß § 87 (1, 2) und § 99 BtrVG nicht einseitig 
ohne Mitbestimmung in Angriff zu nehmen. Auf-
fällig ist jedoch, dass die Regelungsbereiche Ar-
beits- und Gesundheitsschutz (34 Prozent) und 
Weiterbildung (27 Prozent), obwohl hier mit den 
§§ 91 und 98 ganz entscheidende Mitbestim-
mungsrechte vorliegen, noch keinen herausra-
genden Stellenwert beim Abschluss von Betriebs-
vereinbarungen einnehmen. Insbesondere bei 
der konkreten Umsetzung der betrieblichen Pro-
jekte zur Guten Arbeit und der noch jungen Wei-
terbildungstarifverträge wird jedoch in  naher 
Zukunft von einem stetigen Wachstum der Be-
triebsvereinbarungen gerade in diesen Regelungs-
bereichen auszugehen sein, da letztere Tarifver-
träge nur durch betriebliche Übereinkünfte wirk-
sam werden. Dass nun Arbeitszeitfl exibilisierung, 
Personalmaßnahmen und Entgeltgestaltung zu 
den herausragenden Themenbereichen der Be-
triebsratsarbeit gehören, ist zweifellos auch das 
Ergebnis kontinuierlicher Reorganisationspro-
jekte in den Betrieben. Denn im Gegensatz zu 
den 1970er und 1980er Jahren, in denen die For-
scher eher noch von zyklischen und voneinander 
unterscheidbaren Rationalisierungswellen ausgin-
gen, deren Folgen dann entsprechend sozial zu 
gestalten waren, haben wir es in den letzten zehn 
Jahren eher mit dauerhaften, betrieblichen Re-
strukturierungsmaßnahmen zu tun, mit denen 
Betriebsräte und Beschäftigte konfrontiert werden.

Einer WSI-Betriebsrätebefragung zur Unter-
nehmensreorganisation aus dem Jahr 2006, bei 
der 2.000 Betriebe mit mehr als 20 Beschäftigten 

befragt wurden, ist zu entnehmen, dass nur ledig-
lich ca. sieben Prozent aller befragten Betriebe in 
den letzten Jahren keine Restrukturierungspro-
jekte durchgeführt haben. Ca. 22 Prozent aller 
Betriebe hatten bis zu zehn Reorganisationen zu 
bewältigen, also im Durchschnitt ca. eine Maß-
nahme pro Jahr, mit denen die Betriebsräte be-
schäftigt waren. Was sich auf dem Papier relativ 
entspannt liest – lediglich eine Reorganisations-
maßnahme im Jahr – ist in der betrieblichen Pra-
xis mitunter ein enormer Arbeitsaufwand. Denn 
Restrukturierungen vollziehen sich in der Regel 
in Form von Projekten, mit einer grundlegenden 
Übereinkunft zwischen Unternehmensleitung 
und Betriebsrat über die generelle Zielsetzung des 
Projektes als arbeitspolitischer Kompromiss und 
den Aufbau eines beteiligungsorientierten Pro-
jektmanagements (Projektplan, Betriebsvereinba-
rungen, Pilotbereiche und entsprechende fach-
liche und überfachliche Weiterbildungsmaß-
nahmen sowohl für die am Projekt Beteiligten als 
auch für Beschäftigte).41

Insbesondere bei der klassischen Maßnahme 
der organisatorischen Flexibilisierung der 1990er 
Jahre – der Einführung von Gruppenarbeit und 
damit einhergehend dem Abbau von Hierarchie-
stufen – waren laut der bereits oben zitierten WSI-
Befragung die Betriebsräte zu 71 Prozent bzw. 57 
Prozent rechtzeitig im Vorfeld in den Prozess ein-
bezogen, um an der Gestaltung der Arbeitsorga-
nisation mitzuwirken (§ 87 (1), 13 BtrVG). Das 
kann nicht verwundern, da Gruppenarbeit nun 
einmal nicht gegen die Beschäftigten und vor 
allem nicht gegen die unterschiedlichen Hierar-
chiestufen (Meisterebene) eingeführt werden 
kann, zumal mit diesen Reorganisationsmaß-
nahmen auch die positiven Leistungsreserven der 
Mitarbeiter mobilisiert werden sollen. Hier geht 
es vielmehr um die Entwicklung einer innova-
tionsförderlichen Beteiligungskultur. Dabei über-
nimmt der Betriebsrat gegenüber den Beschäf-
tigten eine tragende Rolle, die in der Regel nicht 
von den Personalverantwortlichen aus der Un-
ternehmensleitung ausgefüllt werden kann.

Anders als bei der Maßnahme der organisa-
torischen Flexibilisierung ist die Beteiligung des 

41  Siehe: Wannöffel (2001)
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Auskünfte von 1.235 gesetzlichen Vertretungen und 146 anderen Vertretungsorganen von privatwirtschaftlichen Betrieben 
mit mindestens 10 Beschäftigten

Quelle: Ruhr-Universität Bochum, BISS-Befragung 2005 ı © Hans-Böckler-Stiftung 2007
 Böckler-Impuls 12/2007

Schriftliche Vereinbarungen mit der Geschäftsleitung trafen
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So viele Betriebsräte berichten von einer oder mehreren betrieblichen Restrukturierungen 
innerhalb von 10 Jahren
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Abbildung 21: 
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Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung zur Restrukturierung 2006, 2.000 Befragte in Betrieben mit mehr als 20 Beschäftigten  
 © Hans-Böckler-Stiftung 2007
 Böckler-Impuls 11/2007
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Betriebrats bei der lohnpolitischen Variante we-
niger erwünscht. Bei Auslagerung von Aufträgen 
nach außen (Outsourcing) (42,5 Prozent) und 
Verlagerung ins Ausland (Offshoring) (47,4 Pro-
zent) werden die Betriebsräte deutlich geringer 
im Vorfeld informiert, um rechtzeitig Alterna-
tivvorschläge zu entwickeln. Ursache dafür ist 
ohne Zweifel, dass für die wirtschaftlichen Ent-
scheidungen nur die Unterrichtung und Bera-
tung mit dem Betriebsrat vorgesehen ist, aber die 
Mitbestimmung nicht greift (§§ 111 und 112). 
Die mangelnde Mitbestimmung bei Outsourcing- 
und Offshoring-Maßnahmen – eine Ausnahme 
bildet in der Bundesrepublik bekanntlich nur das 
VW-Gesetz vom Juli 1960, das Verlagerung von 
Produktionsstätten der Volkswagen AG nur mit 
einer Zweidrittelmehrheit im Aufsichtsrat erlaubt 
- hat zur Folge, dass mit Androhungen von Ver-
lagerungen seitens der Unternehmensleitung 
konkrete Arbeitspolitik betrieben wird. Zentral ist 
insbesondere in den Großbetrieben der Investi-
tions- und Verbrauchsgüterindustrie mit über 
1.000 Beschäftigten (insbesondere Autoindustrie 

und Zulieferer, weiße Ware) eher die Aufrechter-
haltung eines Diskurses über Lohndifferenziale 
und eine mögliche Verlagerung in das kostengüns-
tige Ausland, auch wenn hiesige Standorte 
schwarze Zahlen schreiben. Zwischen der Verlage-
rungsandrohung und tatsächlichen Verlagerun-
gen liegen bei den Großbetrieben – laut der WSI-
Betriebsrätebefragung – ca. 20 Prozent-Punkte, 
während bei kleinen Betrieben mit bis zu 50 Be-
schäftigten die Androhung eher mit Information 
über eine Verlagerung gleichzusetzen ist. Ziel des 
Verlagerungs- oder Globalisierungsdiskurses in 
den größeren Unternehmen ist es jedoch, durch 
die Mechanismen der Konkurrenz die Arbeitneh-
mer und ihre Vertreter zu verunsichern, um 
schließlich ihre Arbeits- und Beschäftigungsbe-
dingungen an den hiesigen Standorten in Frage 
zu stellen.

Ziele der lohnpolitischen Flexibilisierung – 
deren Anfänge bis in die späten 1980er Jahre zu-
rückverfolgt werden können42 – sind demnach 
nicht nur die strategische Dezentralisierung der 
Wertschöpfungskette durch Outsourcing- und 

 

* Anteil der Betriebe, in denen in den vergangenen 10 Jahren die jeweilige Restrukturierung erfolgte;
 2000 befragte Betriebsräte in privatwirtschaftlichen Betrieben mit mehr als 20 Beschäftigten, keine Angaben unbeziffert

Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2006 ı © Hans-Böckler-Stiftung 2008
 Böckler-Impuls 1/2008
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Abbildung 22: 

42 Siehe: Wannöffel (1989)
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So oft wurde je nach Größe des Betriebes eine Standortverlagerung...
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Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2004/2005, WSI 2007 ı © Hans-Böckler-Stiftung 2007
 Böckler-Impuls 5/2007
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Offshore-Maßnahmen mit negativen Folgen für 
die direkt in diesen Produktionsbereichen be-
schäftigten Arbeitnehmer, sondern vielmehr die 
strategische Verunsicherung kompletter Stamm-
belegschaften, die vom Diskurs über Standortver-
lagerung betroffen sind.

Von den über 2.000 befragten Betriebsräten 
sind immerhin über 16 Prozent der Betriebsräte 
entweder mit der Androhung von Verlagerungen 
oder mit konkreten Verlagerungsmaßnahmen be-
schäftigt. Die konkreten Folgen für die hiesigen 

Stammbelegschaften waren nicht nur zu 46 Pro-
zent die Reduzierung der Arbeitsplätze, sondern 
zu 30 Prozent auch die Verschlechterungen der 
Arbeitsbedingungen an hiesigen Standorten; bei 
56 Prozent der befragten Betriebsräte sind die 
 Arbeitsbedingungen nach Reduzierung der Beleg-
schaft gleich geblieben, nur bei 19 Prozent der 
Betriebe haben sich die Bedingungen verbessert, 
d.h. die Arbeitsplätze sind für die übrig gebliebe-
ne  Belegschaft nach Einschätzung der Betriebs-
räte sicherer geworden. Angesichts dieser aktu-

Abbildung 23: 



Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO

Diskurs

48

ellen Forschungsergebnisse über Verlagerungsstra-
tegien mit großen Unterschieden bei den jewei-
ligen Faktorkosten, Löhnen und nationalen 
Standortvorteilen sehen sich die Betriebsräte und 
Gewerkschaften in den Industrieunternehmen 
zunehmend mit Anforderungen konfrontiert, die 
sich in erster Linie um Fragen der Beschäftigungs-

sicherung, der Einhaltung von (kollektivvertrag-
lich vereinbarten) Arbeits- und Beschäftigungsbe-
dingungen und der Entwicklung von innovativen 
Arbeitspolitiken drehen, um Standortentschei-
dungen mitzugestalten. Zu diesem in Zukunft 
noch stärker in den Vordergrund rückenden Pro-
blemkomplex haben der Lehrstuhl für Organisa-
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Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2007 ı © Hans-Böckler-Stiftung 2008
 Böckler-Impuls 2/2008
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tionssoziologie und Mitbestimmungsforschung 
und die Gemeinsame Arbeitsstelle Ruhr-Universi-
tät Bochum/IG Metall im Jahr 2007 Koordina-
tions- und Handlungsfelder für Betriebsräte und 
Gewerkschaften entwickelt, die nun abschlie-
ßend vorgestellt werden.43 

Standortentscheidungen sind unternehmerische 
Grundentscheidungen, die wegen ihres langfris-
tigen Einfl usses auf die Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen und auf die Arbeitsplatzentwick-
lung in Deutschland von hoher strategischer Be-
deutung sowohl für das Unternehmen als auch 
für die Beschäftigten und ihre Interessenvertre-
tungen sind, da sie in der Regel erhebliche Folgen 
für die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen 
haben. Sie stellen zentrale Herausforderungen der 
betrieblichen und gewerkschaftlichen Interessen-
vertretungsarbeit dar und werfen die Frage nach 
den Einfl ussmöglichkeiten und den Handlungs-
optionen der Arbeitnehmervertreter auf. Mit den 
folgenden drei, sich eher ergänzenden Hand-
lungsoptionen für Betriebsräte und Gewerkschaf-
ten soll aufgezeigt werden, dass Standortentschei-

dungen der Unternehmen einerseits große Risi-
ken, aber andererseits auch Chancen für eine 
qualifi zierte Betriebsratsarbeit bieten können, 
Geschäfts- und Arbeitsprozesse zusammen mit 
den Beschäftigten mitzugestalten, so dass Be-
schäftigung an den hiesigen Produktionsstand -
or ten unter veränderten Marktbedingungen sta-
bilisiert werden kann.

1. Handlungsfeld: Innovation

Die in den letzten Jahren gestiegenen Auseinan-
dersetzungen über Standortverlagerungen und 
Restrukturierungen sowohl in den Unternehmen 
des produzierenden Gewerbes als auch in der mo-
dernen Dienstleistungsbranche haben die Suche 
nach betriebsrätlichen und gewerkschaftlichen 
Strategien zur Sicherung von hiesigen Produk-
tionsstandorten und Beschäftigung forciert. Im 
Zentrum steht die Frage, ob und wie Betriebsräte 
und Gewerkschaften auf die Gestaltung der Un-
ternehmensstrategien einwirken können. Dabei 
sind die Innovationsfähigkeit und die Kompe-

 

Strategische Handlungsfelder für Betriebsräte 

Drei
Handlungsfelder für

Betriebsräte

1. 
Handlungsfeld

Innovation

2.
Handlungsfeld
Kooperation

3.
Handlungsfeld

Internationale Vernetzung

Abbildung 25: 

43 RUB/IGM – SOAPS 2007
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tenzentwicklung der betrieblichen und gewerk-
schaftlichen Akteure Schlüsselfaktoren des wirt-
schaftlichen Erfolgs eines Unternehmens und der 
Beschäftigungsstabilität. Die Betriebsräte stehen 
vornehmlich vor der Aufgabe, die realen Kosten 
von Entscheidungen über Restrukturierungen 
und den Aufbau internationaler Produktions-
standorte rechtzeitig zu erfassen, um zusammen 
mit den Beschäftigten im Rahmen ihrer gesetz-
lichen Möglichkeiten innovative Arbeitskonzep-
te im Vergleich zu möglichen Standortverlage-
rungen zu entwickeln. Der § 91a BtrVG schafft 
dabei die Grundlage dafür, dass sich das Manage-
ment mit den Innovationskonzepten der Be-
triebsräte und Beschäftigten auseinandersetzen 
muss. Die IG Metall hat in diesem Kontext in den 
letzten drei Jahren das Aktionsprogramm „Besser 
statt billiger“ entwickelt und Handlungshilfen 
für Betriebsräte bei Standortentscheidungen er-
arbeitet.44 Grundlage dieser Handlungshilfen stel-
len u. a. die empirischen Untersuchungen zur 
„Modernisierung der Produktion“ des Fraunhofer 
Institut für System- und Innovationsforschung 
(ISI) in Karlsruhe dar.45 Das Fraunhofer Institut 
kommt zu dem unzweifelhaften Ergebnis, dass 
langfristig wirtschaftlich erfolgreiche Unterneh-
men, vor allem auch an ihren deutschen Standor-
ten, kontinuierlich ein Beschäftigungswachstum 
zu verzeichnen haben. Sie positionieren sich vor-
rangig über innovative Technologien und Lö-
sungen im Wettbewerb und investieren dabei 
überdurchschnittlich in Forschung und Entwick-
lung. Sie sind nicht nur bei Produkt-, sondern 
auch bei Prozessinnovationen führend. Bei der 
Entwicklung innovativer Arbeitseinsatzkonzepte 
errechnet das ISI Produktivitätssprünge von 15 
bis 30 Prozent an bestehenden deutschen Stand-
orten. Jedoch kommen die Forscher auch zu dem 
ernüchternden Ergebnis, dass diese Innovations-
möglichkeiten bei kostenorientierten Standort-
vergleichen in der Regel von den Geschäftsfüh-
rungen nicht kalkuliert werden. Auch die Ver-
netzung eines Unternehmens in ein regionales 
Zuliefererumfeld, der Netzwerkbedarf und das 

Netzwerkpotenzial am jeweiligen Standort haben 
einen hohen ökonomischen Wert, der nicht in 
Standortvergleiche einbezogen wird. Probleme 
beim Netzwerkaufbau im Ausland werden unter-
schätzt, so auch die Kosten für die Betreuung und 
Koordination ausländischer Produktionsstand-
orte. Diese werden nicht immer verursachungs-
gerecht zugewiesen, sind nicht selten höher als 
vermutet und können in der Anlaufphase durch-
aus 10 Prozent der Gesamtkosten ausmachen. Zu-
dem schlagen die Qualifi zierungskosten mit etwa 
4,5 bis 9,5 Prozent der Gesamtkosten zu Buche. 
So schlussfolgert das Fraunhofer Institut, dass bei 
den Standortentscheidungen hemdsärmlige An-
sätze und kurzfristige Verwertungsinteressen 
überwiegen. Vor allem die deutschen Standorte 
werden in die Vergleichsrechnungen nicht mehr 
als Alternative einbezogen. Die Suche nach Alter-
nativen ist durch interne Vorentscheidungen 
 bereits auf bestimmte Regionen Ost- und Südost-
europas eher eingeschränkt. Produktivitätsver-
gleiche von Standortalternativen fi nden deshalb 
in der Regel nicht auf einer fairen Basis unter Be-
rücksichtigung noch realisierbarer Innovations-
potenziale an den bestehenden Standorten statt. 
Die empirischen Erfahrungen bei Standortverla-
gerungen ins Ausland deuten darauf hin, dass ei-
nerseits bei der Erlöswirkung von Auslandspro-
duktionen mit erheblichem Zeitverzug zu rech-
nen ist, andererseits der erwartete Erlös oftmals 
gar nicht erst realisiert wird. Zwischen Mitte 2004 
und Mitte 2006 verlagerten 15 Prozent aller In-
dustrieunternehmen Teile der Produktion ins 
Ausland. Aber nicht jeder Betrieb machte dabei 
gute Erfahrungen. Jedes sechste Unternehmen 
kehrte nach vier bis fünf Jahren nach Deutsch-
land zurück.46 Aus der Sicht der Karlsruher For-
scher ist die Annahme, dass sich die positiven 
Wirkungen von innovativen Lösungen an beste-
henden Standorten erst viel später einstellen als 
die Vorteile einer kostengünstigen Auslandsver-
lagerung, durch die Betriebsräte mittels Expertise 
und Alternativvorschlägen zu hinterfragen. Denn 
in den Unternehmen geht es niemals nur um ob-

44 Siehe: IGM Bezirk NRW (2007)
45 Siehe: Kinkel/Zanker (2007)
46 Siehe: ebd.
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jektivierbare, streng nach Sachgesetzen zu fäl-
lende Finanzentscheidungen. Vielmehr ist der 
Prozess der Zielformulierung einer handlungs-
leitenden Unternehmensstrategie immer ein so-
zialer und arbeitspolitischer Prozess, in welchen 
gegensätzliche Interessen von Unternehmens-
leitung, Aktionären und Beschäftigten sowie un-
ternehmenskulturelle Faktoren – die jeweils spe-
zifi sche Mitbestimmungskultur – einfl ießen. Das 
in der Einleitung vorgestellte Beispiel einer inno-
vativen Arbeitspolitik beim Unternehmen Auto 
5000 der Volkswagen AG konnte nur unter die-
sen Voraussetzungen der besonderen Unterneh-
menskultur Volkswagens realisiert werden. Vor 
dem Hintergrund deutlicher Produktionskosten-
unterschiede innerhalb der Europäischen Union 
sollte die Produktion eines neuen Produktes deut-
lich kostengünstiger als am traditionellen Wolfs-
burger Standort gestaltet und die damalige durch-
schnittliche Umsatzrendite von vier auf acht 
 Prozent verdoppelt werden. Als Alternative zum 
Fertigungsstandort Deutschland stand die Ver-
lagerung der Produktion zum VW-Standort in 
Süd- und Osteuropa zur Debatte. Doch aufgrund 
gesetzlicher Bestimmungen (VW-Gesetz vom Juli 
1960), die eine Zweidrittelmehrheit im Auf sichts-
rat für Produktionsverlagerungen erfordern, wur-
de zwischen den unterschiedlichen Interessen-
gruppen (Management, Betriebsrat, Land Nieder-
sachsen, IG Metall) ein Fertigungskonzept entwi-
ckelt, welches die unterschiedlichen Ziele der 
verschiedenen Interessengruppen berück sichtigt 
(Innovative Arbeitspolitik):
• Unternehmen: drastische Senkung der Fer-

tigungskosten durch eine fl exible Fertigungs-
organisation und einen eigenständigen Tarif-
vertrag deutlich unterhalb des VW-Haustarif-
vertrages

• Landespolitik: Schaffung von 5.000 neuen 
 Arbeitsplätzen in der Region ausschließlich 
für Menschen ohne Beschäftigung

• Betriebsrat und Gewerkschaft: Qualifi zierte 
Mitbestimmung bei der Gestaltung des Ferti-
gungskonzeptes, Abkehr von extremer Arbeits-
teilung, strukturinnovative Gruppenarbeit, 
Recht auf Qualifi zierung 

Der arbeitspolitische Kompromiss zwischen Un-
ternehmensleitung, Betriebsrat und Gewerkschaft 
drückte sich bei Auto 5000 in einer doppelten 
Zielsetzung aus: der Suche nach Organisations-
formen, Gestaltungslösungen, die erhöhte Wirt-
schaftlichkeit und Wettbewerbsfähigkeit mit ver-
besserten Arbeitssituationen durch strukturinno-
vative Gruppenarbeit kombinieren sowie einer 
stärkeren Entwicklung und Nutzung von Kompe-
tenzen der Beschäftigten. Voraussetzung für das 
Zustandekommen des Kompromisses war die 
qualifi zierte Mitbestimmung, die auf eine Erwei-
terung der betrieblichen Gestaltungskonzepte, 
insbesondere auf betriebsorganisatorische The-
men, auf Fragen der betrieblichen Führung und 
Steuerung, der Gestaltung von Entgeltsystemen 
und der Leistungspolitik zielte. Zentrales Prinzip 
Innovativer Arbeitspolitik war dabei die breite 
und systematische Mobilisierung der Beschäf-
tigten zur Behebung von Prozessstörungen sowie 
für  funktions- und bereichsübergreifende Pro-
zess optimierungen. Der Betriebsrat konnte mit 
wissenschaftlicher Begleitung des Soziologischen 
Forschungsinstituts in Göttingen eine lernför-
derliche Arbeitsorganisation durchsetzen. Die Or-
ganisation basiert auf erweiterter, struk tur inno-
vativer Gruppenarbeit mit überfachlichen Arbeits-
inhalten, wie Selbstorganisation und Integration 
von planenden (Budget) und instand haltenden 
Tätigkeiten. Die Innovationsfähigkeit der Mitar-
beiter wird durch die Verknüpfung von Arbeiten 
und Lernen gesichert, indem Kompetenzentwick-
lung und Qualifi zierungsmöglichkeiten während 
der regulären Arbeitszeit angeboten wer den. Die 
qualifi zierten Mitarbeiter werden aktiv in die 
kontinuierliche Prozessoptimierung eingebun-
den. Konnte sich der Betriebsrat mit dieser quali-
fi zierten Arbeitsorganisation durchsetzen, hat 
sich auf der Ebene des fl exiblen Entgeltsys tems 
weitgehend die Zielsetzung des Managements 
durchgesetzt, Arbeitskosten einzusparen. Auto 
5000 erhielt einen eigenen Tarifvertrag, der für 
die bundesdeutsche Automobilproduktion neue 
Wege beschreitet. Ein einheitliches fi xes Grun-
dentgelt und eine Bonuszahlung werden nun-
mehr gekoppelt mit der Programmerfüllung pro 
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Schicht. Bei Nichterreichen von Stückzahl und 
Qualität haben die Mitarbeiter die Pfl icht zur 
Nacharbeit über das Arbeitsende hinaus. Bei 
Selbstverschulden bleiben sie ohne Vergütung. 
Die Arbeitskosten bei Auto 5000  sanken gegen-
über dem VW-Haustarifvertrag signifi kant. In die-
sem Ergebnis materialisiert sich die Grundidee 
der Innovativen Arbeitspolitik, sie besitzt eine 
doppelte Zielsetzung, integriert die Interessen der 
verschiedenen Anspruchsgruppen und erreicht 
schließlich einen sozialen Kompromiss. Das in-
novative Konzept von Auto 5000 hat die Debatte 
um Aufgaben und Grenzen der Qualifi zierten 
Mitbestimmung neu entfacht. Immer wieder 
heißt es dabei, dass das VW-Gesetz mit seiner er-
weiterten Mitbestimmung und der Beteiligung 
des Landes Nieder sachsen dazu geführt haben, 
dass Volkswagen eben kein normales Unterneh-
men sei. Die qualifi zierte Mitbestimmung bei 
Volkswagen ist einerseits Ergebnis des hohen Or-
ganisationsgrades der IG Metall -– weit mehr als 
90 Prozent aller Beschäftigten sind Gewerk-
schaftsmitglieder – und andererseits spezifi scher 
gesetzlicher und tarifvertraglicher Rahmenbedin-
gungen. Bereits seit Mai 1947 existiert eine Be-
triebsvereinbarung über die betriebliche Mitbe-
stimmung, in der festgehalten wurde, dass 
beispielsweise die Erweiterung, Einschränkung 
und Stilllegung des Betriebes oder  die Aufgabe 
von Produktionszweigen nur mit ausdrücklicher 
Zustimmung des Betriebsrates erfolgen kann. Um 
die Qualifi zierte Mitbestimmung aufrechtzuer-
halten, wurde im VW-Gesetz festgeschrieben, 
dass die Errichtung oder Verla gerung von Produk-
tionsstätten nur mit einer Zweidrittelmehrheit 
im Aufsichtsrat möglich ist. Damit erhielten die 
Arbeitnehmer in dieser Frage ein besonderes Ge-
wicht. Nur unter Berücksich tigung dieser gesetz-
lichen Rahmenbedingungen wird deutlich, dass 
die innovative Arbeitspolitik von Volkswagen, 
nach der eine gute Rendite für das Unternehmen 
und „Gute Arbeit“ für die Beschäftigten zwei Sei-
ten ein und derselben Medaille sind, auf einem 
Modell Qualifi zierter Mitbestimmung beruht. 
Dieses Modell hat dieses Unternehmen stark ge-
macht, es ist die Basis für den wirtschaftlichen 
Erfolg des Unternehmens und die Grundlage für 

die Entwicklung der Innova tionskraft von Be-
schäftigten, Betriebsrat und Gewerkschaften. 

Jedes weitere Projekt über das Handlungsfeld 
Innovation im Kontext von strategischen Unter-
nehmensentscheidungen sollte deshalb berück-
sichtigen, dass die Voraussetzung für innovative 
Arbeitspolitiken bei Volkswagen in einer erwei-
terten, Qualifi zierten Mitbestimmung und im 
VW-Gesetz liegt. Diese sind offensichtlich keine 
Standortnachteile, sondern die notwendige Be-
dingung, unter gesicherten Rahmenbedingungen 
überhaupt innovative Ideen entwickeln zu kön-
nen. Ständiger Druck und permanente Angst vor 
Verlagerungen und Beschäftigungsabbau schaf-
fen kein günstiges Klima für produktive Innova-
tionen. In diesem Sinne sind sowohl die Rah-
menbedingungen als auch die Ergebnisse inno-
vativer Arbeitspolitik bei Volkswagen ein bei-
spielgebendes Modell für gesellschaftlich 
verant wortliche Unternehmensstrategien inner-
halb der erweiterten Europäischen Union. Mit 
einer qualifi zierten Mitbestimmung und einer 
Ausweitung des VW-Gesetzes mit den Beschrän-
kungen bei Standortverlagerungen auf andere 
Wirtschaftsbranchen würden die z. Zt. laufenden 
Verhandlungen über die Zukunftsperspektiven 
von Nokia in Bochum für die Beschäftigten und 
die Region zweifellos in eine andere Richtung 
 zeigen.

2. Handlungsfeld: Kooperation

Neben der Darlegung des Handlungsfeldes Inno-
vation liegt ein weiteres Feld Qualifi zierter Mitbe-
stimmung in der aktiven Mitgestaltung von Ver-
lagerungsprozessen der Unternehmen. Im Fol-
genden wird das Handlungsfeld Kooperation am 
Beispiel Opel Bochum veranschaulicht: Im Ok-
tober 2004 wurde seitens des General Motors- 
Managements angekündigt, dass der Bochumer 
Opel-Standort auf Grund seiner Kostenstruktur 
von  einer  Schließung  bedroht  sei.  Aufgrund 
 dieser Ankündigung fand sich die Belegschaft zu 
den so genannten sieben „Informationstagen“ 
zusammen. Gleichzeitig fanden Verhandlungen 
auf Ebene des Gesamtbetriebsrates zu dem „Zu-
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kunftsvertrag 2010“ statt. Diesem Vertrag hat die 
Belegschaft via Abstimmung im März 2005 die 
Zustimmung erteilt. Neben deutlichen Einschnit-
ten für die Belegschaft (Arbeitsplatzabbau, stufen-
weise Anpassung des Opel-Entgeltes an den Flä-
chentarif NRW und Arbeitszeitfl exibilisierung) 
wurden in diesen Betriebsvereinbarungen drei 
Bereiche für Produktionsverlagerungen festgelegt. 
Es handelte sich um den Werksteil III (Lager, Teile 
und Zubehör), Business Mall I und die Fahrzeug-
verladung (OTD). Es konnten bei Opel Bochum 
folgende Kernelemente für die Bildung von „Stra-
tegischen Partnerschaften“ bei den Verlagerungs-
aktivitäten festgelegt werden: 
• Der Betriebsrat ist an der Auswahl der Partner-

betriebe beteiligt. 
• Die Laufzeit der Betriebsvereinbarung für den 

Betriebsübergang beträgt zehn Jahre. 
• Es besteht im Falle eines Scheiterns der „Stra-

tegischen Partnerschaft“ Rückkehrrecht für 
die Laufzeit der Betriebsvereinbarung zur 
Adam Opel GmbH.

• Alle zum Zeitpunkt des Überganges geltenden 
Rechte und Pfl ichten werden Bestandteil des 
individuellen Arbeitsvertrages und dürfen für 
zehn Jahre nicht verschlechtert werden (BGB 
613a: nur 1 Jahr). Dies gilt für alle Betriebs-
vereinbarungen und Tarifverträge, Kauf und 
Leasing, BAV.

• Betriebsrat und Schwerbehinderten-Vertre-
tung von Opel sind mindestens bis 2010 zu-
ständig. Es besteht aktives und passives Wahl-
recht. 

• Die IGM-Bezirksleitung hat alle Betriebsver-
einbarungen geprüft und war beratend an der 
Seite des Betriebsrates.

Des Weiteren schützt der Vertrag die Beschäf-
tigten vor weiteren Auslagerungen ohne Zustim-
mung des Betriebsrates bis Ende 2007. Diese Posi-
tion wurde in einem gerichtlichen Vergleich für 
den Bochumer Standort bestätigt. 

Die Bildung der Strategischen Partnerschaft 
der Werkzeugschleiferei mit dem österreichi -
schen Unternehmen TCM hatte den Hintergrund, 
dass bei einer fehlenden Beteiligung und einer 
fehlenden aktiven Mitgestaltung des Betriebsrates 
die Arbeit ersatzlos ausgelagert worden wäre. 

 Dieser Geschäftsbereich stellte für Opel bei Ver-
gleich mit anderen Standorten kein Kerngeschäft 
mehr dar. Für den Betriebsrat war die Strategische 
Partnerschaft die einzige Möglichkeit, die Tätig-
keiten am Standort Bochum zu halten und mit-
zugestalten. Hätte sich der Betriebsrat den Be-
triebsübergängen verweigert, wären die Bedin-
gungen der Verlagerung durch den Betriebsrat 
nicht zu beeinfl ussen gewesen. Deshalb kam die 
Strategische Partnerschaft vornehmlich auf Ini-
tiative des Bochumer Betriebsrates zustande. Bei 
diesem Betriebsübergang war kein Anerkennungs-
tarifvertrag erforderlich, da das Unternehmen die 
geltenden Tarifverträge akzeptierte. Es gibt seitens 
des Unternehmens darüber hinaus die Überle-
gung, in Bochum ein automobiles Kompetenz-
zentrum aufzubauen. Alle in Bochum ausgehan-
delten Verträge stehen im Einklang mit den 
 eu ropäischen Rahmenverträgen und dem Zu-
kunftsvertrag Anlage 6 (Rahmenvereinbarungen 
zu Part nerschaften/Auslagerungen). Durch die 
vereinbarten Betriebsübergänge und Strategi-
schen Partnerschaften konnten in Bochum fast 
700 bedrohte Arbeitsplätze erhalten und in eini-
gen Bereichen sogar Neueinstellungen unter IG 
Metall-Tarifbedingungen erreicht werden. Die 
Kostensituation am Bochumer Standort hat sich 
im Vergleich zu den konkurrierenden euro-
päischen Schwesterwerken (Ellesmere Port, Ant-
werpen, Gleiwitz und Trollhättan) seitdem deut-
lich verbessert. Bei den Bewerbungskriterien um 
den neuen Astra werden die Strategien von Gene-
ral Motors deutlich. Es wird eine Fertigungszeit 
von ca. 15 Stunden pro Fahrzeug angestrebt. Dies 
soll vornehmlich über eine verringerte Ferti-
gungstiefe durch weitere Verlagerungen (Modul-
bauweise) erreicht werden. Da der Betriebsrat 
dem Unternehmen jedoch nicht vorschreiben 
kann, wie und wo die Fahrzeuge gebaut werden, 
hat sich der Betriebsrat mit den Verlagerungsstra-
tegien aktiv auseinandergesetzt und unternimmt 
im Rahmen seiner Mitbestimmungsmöglichkei-
ten die Sicherung der Beschäftigung am Stand-
ort. 

Die Bildung von Strategischen Partnerschaf-
ten ist dabei ein Baustein, um den Einfl uss auf die 
Gestaltung der Arbeits- und Beschäftigungsbe-
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dingungen für die Beschäftigten am Standort 
nicht zu verlieren. Erste Erfahrungen bei der Zu-
sammenarbeit des Opel-Betriebsrates mit den 
Partnerbetrieben sind positiv. Dem Betriebsrat 
wird in diesen Fällen im Rahmen des § 1 BtrVG 
eine neue Rolle als Netzwerkbetriebsrat zuge-
schrieben. Der Betriebsratsvorsitzende von Opel 
Bochum ist gleichzeitig Betriebsratsvorsitzender 
in sechs Unternehmen. Für die Beschäftigten in 
den Partnerbetrieben ist die Kooperation mit dem 
Betriebsrat ein wichtiges Sicherungselement für 
die Erfüllung der Verträge zwischen dem End-
hersteller Opel und dem jeweiligen Unterneh-
men der Zulieferindustrie. Die bisherigen Über-
gänge am Standort Bochum in Zahlen: Cat-Logis-
tics (Lager, Übergang: 01.02.2006) als europä-
isches Zentrallager: aktuell 480 MA; SCB (Business 
Mall I, Sequenzierarbeiten und Anlieferung an 
 Linie, Übergang: 01. Februar 2006): aktuell 195 
MA, davon viele „Leistungsgewandelte“; TCM 
(Werkzeugschleiferei, Übergang: 01. Juli 2006): 
aktuell 82 MA, 15 Neueinstellungen auf IGM Ta-
rifbasis, Insourcing: Arbeiten aus dem Ausland 
(Polen) an den Standort Bochum verlagert; AFG 
(Fahrzeugverladung, Übergang: 01. Januar 2007): 
aktuell 77 MA, fünf Neueinstellungen. 

Die noch lange nicht abgeschlossene Aus-
einandersetzung bei Opel Deutschland und GM 
Europa über die Zukunftsperspektiven der euro-
päischen Standorte unterstreicht, dass der Soziale 
Dialog zwischen Unternehmensleitung und Be-
triebsrat auf nationaler und europäischer Ebene 
beabsichtigt, Arbeitnehmer an unterschiedlichen 
Standorten in mehreren Ländern gleichzeitig 
über die Unternehmensentwicklung zu infor-
mieren, damit sie nicht gegeneinander ausge-
spielt oder vor vollendete Tatsachen gestellt wer-
den. Opel Bochum steht hier als positives Beispiel 
für den Erhalt eines europäischen Standortes von 
General Motors, der 2004 noch vor der Schlie-
ßung stand. Ganz entscheidende Voraussetzung 
für den Erfolg war, dass die Auseinandersetzung 
nicht einzelbetrieblich an einem Standort ge-
führt, sondern durch den Europäischen Betriebs-

rat auf die europäische Ebene gehoben wurde. 
Denn laut des Gesetzes über Europäische Betriebs-
räte muss die Konzernleitung den Europäischen 
Betriebsrat über außergewöhnliche Umstände, 
die erhebliche Auswirkungen auf die Interessen 
der Arbeitnehmer haben, rechtzeitig unter Vorla-
ge der erforderlichen Unterlagen unterrichten 
und auf Wunsch auch Alternativkonzepte anhö-
ren. Rechtzeitig bedeutet in diesem Zusammen-
hang, dass die Entscheidungen von der Konzern-
leitung noch nicht getroffen sein dürfen und eine 
Berücksichtigung der Vorstellungen der Betriebs-
räte noch möglich ist. Genau dies haben die Ar-
beitnehmervertreter von GM-Europe durch die 
unterstützende Arbeit eines transnationalen Ge-
werkschaftsnetzwerkes der europäischen Metall-
gewerkschaften (Delta) erreicht. Es ist deshalb 
unbestritten, dass im Vergleich zu anderen Un-
ternehmensbeispielen einseitige Ankündigungen 
von Produktionsverlagerungen, denen keine 
Konsultationen im Rahmen des Europäischen 
 Betriebsrates vorausgegangen sind, mit den In-
tentionen des Sozialen Dialogs nicht zu verein-
baren sind. Insbesondere der Fall Nokia unter-
streicht sehr deutlich, dass der Soziale Dialog und 
die Europäischen Betriebsräte in Zukunft ihre 
 Repräsentativität und ihre Expertisefähigkeit 
durch einen verbesserten Organisationsgrad und 
durch Einbringung von Mitbestimmungsrechten 
bei Standortentscheidungen (VW-Gesetz) aus-
bauen müssen, da eine qualifi zierte Mitbestim-
mung der Arbeitnehmer und der darauf aufbau-
ende Soziale Dialog ein wichtiges Fundament des 
Europäischen Sozialmodells sind. Der Soziale 
 Dialog und die Qualifi zierte Mitbestimmung 
konnten bislang ihre soziale Bindekraft noch 
nicht voll entfalten und ihre Wirkung auf Ver-
handlungen bei Standortverlagerungen war bis-
lang gering. Hier können in Zukunft die zügige 
Europäisierung der Gewerkschaftsarbeit und 
grenz überschreitende Gewerkschaftsnetzwerke auf 
der Ebene multinationaler Unternehmen unter-
stützend wirken.
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3. Handlungsfeld: Internationale 
 Vernetzung

Durch die zunehmende Dezentralisierung der 
Wertschöpfungskette zwischen Produktionszen-
tren auf periphere Zulieferer und Dienstleis-
tungsunternehmen sind im letzten Jahrzehnt der 
europäischen Markterweiterung komplexe, grenz-
überschreitende Produktionsnetzwerke vieler 
deutscher Unternehmen sowohl aus dem produ-
zierenden Gewerbe – Automobilwirtschaft – als 
auch aus der Dienstleistungsbranche – Medien 
und Kommunikation – entstanden. Ein Haupt-
problem für die hiesigen Betriebsräte und Ge-
werkschaften stellt dabei die Gestaltung und 
Überwachung von sozialen Mindeststandards in 
den Zulieferunternehmen dar, die in jenen Län-
dern produzieren, in denen die Grundelemente 
der Industriellen Demokratie, insbesondere ILO-
Kernarbeitsnormen (u. a. Koalitionsfreiheit und 
das Recht, Tarifverträge abzuschließen) nicht 
konfl iktfrei umgesetzt werden können. In einer 
aktuellen Untersuchung über die neuen EU-Mit-
gliedsländer Bulgarien und Rumänien, aber auch 
in der Türkei sowie in Töchtern und Koopera-
tionspartnern deutscher Unternehmen mangelt 
es an unabhängigen gewerkschaftlichen oder be-
trieblichen Interessenvertretungen, die die Ein-
haltung von Mindeststandards durchsetzen 
 können.47 Deshalb ist eine wesentliche Aufgabe 
der Betriebsratsarbeit, zusammen mit den Ge-
werkschaften die internationale Vernetzung der 
Arbeitnehmervertretungen voranzutreiben. Zwar 
können ein kontinuierlicher Informationsaus-
tausch und Absprachen für gemeinsame Lö-
sungen einen unternehmensinternen Wettbe-
werb der Standorte nicht verhindern, aber der 
rechtzeitige Austausch bietet die Grundlage für 
die Entwicklung gemeinsamer Strategien und 
Vorgehensweisen, die für die Durchsetzung von 
Minimalstandards sorgen und Standortschlie-
ßungen vermeiden, wie das Opel-Beispiel schon 
unterstreichen konnte. Die zunehmende Orien-
tierung an Unternehmensvergleichen erfordert 
zukünftig übergreifende Prozessstandards und 

deren gleichzeitige kontinuierliche Verbesserung 
an den verschiedenen Standorten. Eine Anglei-
chung der Informationsfl üsse und der Koope-
rations- und Konfl iktkultur zwischen Manage-
ment und Arbeitnehmervertretern unterstützt 
solche Prozesse. Die Kooperationsbereitschaft der 
Arbeitnehmervertreter in solchen Prozessen 
hängt – genauso wie die Motivation der Mitar-
beiter – davon ab, welche Möglichkeiten der Mit-
gestaltung und der Mitarbeit sie tatsächlich ha-
ben. Es lassen sich Anzeichen erkennen, dass 
bundesdeutsche Unternehmen die Einhaltung 
sozialer Rechte im Rahmen der Geschäftstätigkeit 
entlang der Wertschöpfungskette ernst nehmen. 
So trat bei der Volkswagen AG Ende 2006 die 
 Organisationsanweisung 5/2 „Nachhaltigkeits-
management in Lieferantenbeziehungen“ in 
Kraft. Diese besitzt Gültigkeit für die gesamte 
Volkswagen AG (Konzernstellen, Stellen der Mar-
ke Volkswagen PKW und der Marke Volkswagen 
Nutzfahrzeuge) und legt einheitliche Grundsätze, 
Zuständigkeiten und Verfahren fest, um soziale 
Mindeststandards in der Lieferantenkette zu ge-
währleisten. Im Rahmen dessen sollen beispiels-
weise „externe Selbstverpfl ichtungen der Volks-
wagen AG wie [der] UN Global Compact und die 
Charta der Arbeitsbeziehungen bei Volkswagen 
auch in den Bereich der Lieferantenbeziehungen 
[integriert werden]“. Die Zulieferer werden sei-
tens VW über den Inhalt der „Anforderungen des 
Volkswagen Konzerns zur Nachhaltigkeit in den 
Beziehungen zu Geschäftspartnern“ von der Be-
schaffung sowie über die Lieferantenplattform 
„VW Group Supply.com“ unterrichtet. Kommt 
eine Geschäftsbeziehung zustande, muss der Zu-
lieferer in Form einer Deklaration die genannten 
Anforderungen verbindlich zur Kenntnis neh-
men. Den tatsächlichen Status bezüglich der Ein-
haltung der Anforderungen kann der jeweilige 
Lieferant anhand einer Checkliste überprüfen. 
Sollten die von Volkswagen gestellten Anfor-
derungen nicht erfüllt sein, so muss der Lieferant 
in Absprache mit dem Ad-hoc-Experten-Team 
„einen eigenen Verbesserungs- und Entwick-
lungsprozess mit Nachweispfl ichten (Schritte, 

47 Siehe: Wannöffel (2007)



Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO

Diskurs

56

Zeitplan, Ergebnisstände) gegenüber Volkswa-
gen“ einleiten. Die Überprüfung der Einhaltung 
wird jedoch nicht alleine dem jeweiligen Zulie-
ferer überlassen. Als zusätzliches Monitoring-In-
strument wurde das Besuchsprogramm der Kon-
zern-Qualitätssicherung des Bereiches Beschaf-
fung implementiert. Im Rahmen dessen werden 
stichprobenartig Untersuchungen durch Exper-
ten vor Ort durchgeführt. Missstände werden vor 
Ort vermerkt und anschließend an das Ad-hoc-
Experten-Team gemeldet. 

Die Funktionstüchtigkeit und Praktikabilität 
solcher Organisationsrichtlinien wie „Grundsät-
ze der betrieblichen Arbeitsbeziehungen“ werden 
sich in der Zukunft noch erweisen müssen. Den-
noch kann die Implementierung eines verbind-
lichen Regelwerkes mit dem Ziel der beschrie-
benen Prozesse und festgelegten Verantwortlich-
keiten als ein sinnvoller Schritt zur Sicherung der 
Beteiligungsrechte der Arbeitnehmer weltweit 
(an zustrebende Mindeststandards betrieblicher 
Mitbestimmung) entlang der gesamten Wert-
schöpfungskette betrachtet werden. Bei zuneh-
mendem Verlagerungsdiskurs stehen Betriebsräte 
hiesiger Unternehmen zukünftig vor der Aufga-
be – verbindlich abgesichert über Betriebsverein-
barungen – Verfahrensregeln für die standort-
spezifi schen Entwicklungswege zu sozialen Min-
deststandards, ihre Partizipations- und Mitbe-
stimmungsmöglichkeiten sowohl bezogen auf 
die Instrumente und Methoden des Monitorings 

als auch auf die Auswahl der Agenturen, die das 
Monitoring in den Zulieferunternehmen durch-
führen, weiterentwickeln, um die Einhaltung 
eines grenzüberschreitenden, sozialen Interessens-
ausgleichs zwischen verschiedenen Standorten 
zu gewährleisten. Ein wichtiges fl ankierendes 
 Instrument der Gewerkschaften stellen für die Be-
triebsräte die Internationalen Rahmenabkommen 
(IFA) dar, die zusammen mit den Global Unions 
das betriebliche Monitoring und die Verifi kation 
der Sozialstandards mit einem Blick auf die ge-
samte Branche verfolgen. Die Frage der Weiter-
entwicklung der qualifi zierten Mitbestimmung 
endet schließlich weder an spezifi schen Unter-
nehmens- noch an Ländergrenzen. Die Interna-
tionalen Rahmenabkommen sind ein zukunfts-
trächtiges Instrument, um die Weiterentwicklung 
der Mitbestimmung grenzüberschreitend zu ver-
wirklichen. Die Kernarbeitsnormen sind bei Ko-
operationen zwischen Unternehmen und Part-
nern aus unterschiedlichen Ländern einzuhalten, 
um eine Abwärtsspirale sozialer Standards im glo-
balen Wettbewerb zu verhindern. Die DGB-Ge-
werkschaften und die angeschlossenen Global 
Unions haben solche Rahmenabkommen bis 
heute in 36 multinationalen Unternehmen ab-
geschlossen. Diese Abkommen gilt es auf ihren 
Wirkungsgehalt hinsichtlich eines globalen so-
zialen Interessensausgleichs möglichst bald in der 
Praxis zu überprüfen, denn empirische Er geb -
nisse liegen dazu bislang nicht vor.
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„Der Gedanke der Mitbestimmung bedeutet im Grun-
de nichts anderes als eine Ausprägung der gewerk-
schaftlichen Idee der Freiheit. Freiheit ist nicht nur ein 
politischer Begriff, sondern vor allem auch eine so-
ziale Kategorie. Wir wissen, dass die Freiheit des 
Menschen außerhalb seines Arbeitslebens nicht voll-
ständig und gesichert ist, solange der Mensch in sei-
nem Arbeitsleben der Herrschaft anderer unterworfen 
bleibt. Die Demokratisierung des öffentlichen Lebens, 
das freie Wahl-, Versammlungs-, Rede- und Presse-
recht bedarf der Ergänzung durch die Demokratisie-
rung der Wirtschaft, durch Mitbestimmung der ar-
beitenden Menschen über die Verwendung ihrer Ar-
beitskraft und der von ihnen geschaffenen Werte. Die 
Forderung nach Mitbestimmung der arbeitenden Men-
schen ist historisch entstanden in einer Wirtschafts-
ordnung, die auf dem privaten Besitz an Produktions-
mitteln beruht, auf der Trennung des Arbeiters von 
den Produktionsmitteln und vom Produkt seiner Ar-
beit und auf der damit gegebenen Bevorzugung der 
Produktionsmittelbesitzer. Mit anderen Worten: Wir 
haben es mit einer Wirtschaftsordnung zu tun, in der 
es keine Freiheit im sozialen Bereich und keine Demo-
kratie im Wirtschaftsleben gibt. Der Gedanke der 
Mitbestimmung bedeutet nichts anderes als einen 
Versuch, Freiheit und Demokratie auch im Bereich der 
Wirtschaft, auch für die Arbeitnehmer zu verwirk-
lichen“ (Otto Brenner, 1961).

Dieses Zitat von Otto Brenner aus dem Jahr 
1961 mag für viele so klingen, als ob es aus dem 
gesellschaftlichen Kontext der alten Bundesre-
publik einfach herausgerissen wurde und zu den 
aktuellen Bedingungen des europäischen und 
globalen Wettbewerbsmodells eigentlich nicht 
mehr passt. Aber diese Utopien bezüglich Indus-
trieller und Sozialer Demokratie leben nicht nur 
auf Grund globaler Krisen – wie sie der Finanz-
markt gerade erfährt – sondern auch auf Grund 
der beschleunigten Entwertung von Erwerbsar-
beit durch den wachsenden Niedriglohnsektor 
wieder auf. Denn die Sehnsucht nach einer So-

zialen Demokratie, nach einem Land, in welchem 
die Ökonomie wieder gesellschaftlich eingebettet 
ist, die Unternehmen mehrheitlich verantwor-
tungsvoll handeln und die Menschen an der 
Wirtschaft auf eine Weise teilhaben, dass sie von 
der Erwerbsarbeit auch würdevoll leben können, 
ist in der Bevölkerung seit Jahren wieder mehr-
heitlich vorhanden. Nun kann man die Position 
vertreten, dass das Projekt einer Sozialen Demo-
kratie unter den Rahmenbedingungen einer glo-
balen Ökonomie und eines entkoppelten in-
ternationalen Finanzmarktes gescheitert ist und 
dass es zu einer bedingungslosen Unterordnung 
keine Alternative gibt. Einige mögen dies sicher-
lich so sehen. Aber die Sehnsucht der Arbeit-
nehmer nach einer sozialen Utopie, in der der 
Respekt vor ihnen und den von ihnen geschaf-
fenen Werten für die Gesellschaft zurückkehrt, 
lebt vielerorts in den Betrieben wieder auf. Die 
Teilnahme an Betriebsratswahlen steigt seit 1998 
kontinuierlich und die Austrittswelle bei den 
großen Industriegewerkschaften wurde 2007 
weitgehend gestoppt. In den Betrieben sind es in 
erster Linie verantwortungsvolle Betriebsräte und 
Vertrauensleute, die aufstehen und gegen die seit 
den 1990er Jahren zunehmend entgrenzten 
 Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen das 
Stoppschild „Gute Arbeit“ hochhalten. Sie dürfen 
dabei von den Gewerkschaften, die den Kom-
petenzzuwachs der Betriebsräte durch die Öff-
nung der Tarifverträge geradezu fördern, bei der 
Lösung der betrieblichen Probleme – insbeson-
dere bei der Umsetzung neuer Entgeltordnungen 
und einer qualitativen Tarifpolitik – jetzt nicht 
allein gelassen werden. Das heißt mehr gewerk-
schaftliche Unterstützungsprojekte für die Be-
triebsräte, wie das der „Guten Arbeit“ der DGB-
Gewerkschaften und der „Europäisierung der 
Gewerkschaftsarbeit“ der IG Metall tun dringend 
Not. Weitere Unterstützung ist von den in der 
 Regierungsverantwortung stehenden politischen 

V. Ausblick: Zehn Thesen zur Zukunft der Qualifi zierten Mitbestimmung
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Parteien zu fordern. Die jetzige Bundesregierung 
hatte bereits in ihrer Koalitionsvereinbarung den 
Begriff der Guten Arbeit gebraucht, allerdings 
muss der Programmatik nun endlich auch die 
Praxis folgen. Erforderlich ist ein Startbetrag von 
30 Millionen Euro, der für ein Programm zur 
 Humanisierung der Arbeit notwendig ist. Diese 
fehlende politische Praxis ist es allerdings, welche 
die hiesigen Arbeitnehmer stark verunsichert und 
sie den Glauben an einen sozialen und demo-
kratischen Gesellschaftsentwurf verlieren lässt; 
insbesondere dann, wenn einseitige, mit den Ar-
beitnehmervertretern nicht verhandelte Unter-
nehmensentscheidungen, wie Produktionsver-
lagerungen aus der Bundesrepublik in Niedrig-
lohnländer, die mit drastischen Arbeitsplatzver-
lusten vor Ort einhergehen, beschlossen werden. 
Durch derartige Unternehmensentscheidungen – 
wie sie bei Nokia zu Beginn des Jahres 2008 voll-
zogen wurden – gerät vielmehr der gesellschaft-
liche Grundkonsens über die Industrielle Demo-
kratie in Gefahr. Denn die Industrielle Demo-
kratie ist gekennzeichnet vom Sozialen Dialog 
zwischen den Unternehmern und den Arbeit-
nehmern im Rahmen einer bislang für die Bun-
desrepublik im Vergleich zu anderen europä-
ischen Ländern produktiven Konfl iktpartner-
schaft. Ein Kernelement ist die Mitbestimmung 
der Beschäftigten in den Unternehmen über die 
Verwendung ihres Arbeitsvermögens und ihre 
materielle Teilhabe an den von ihnen geschaf-
fenen Werten. Die Teilhabe durch Mitbestim-
mung gilt es jedoch zukünftig entsprechend der 
dargestellten großen gesellschaftlichen und be-
trieblichen Herausforderungen qualitativ aus-
zubauen. Dazu werden abschließend zehn The-
sen formuliert:

1. Bedeutungszunahme der betrieblichen Regu-
lierungsebene: 

 Als Folge tief greifender technologischer, orga-
nisatorischer und lohnpolitischer Flexibilisie-
rungsprozesse ist in den letzten 20 Jahren das 
duale Modell der bundesdeutschen Arbeits-
beziehungen – Betriebsverfassung mit hand-
lungsstarken Betriebsräten und Tarifautono-
mie mit einfl ussreichen Verbänden – stark ins 

Wanken geraten. Insbesondere die lohnpoli-
tische  Flexibilisierung hat Tarifverträge quer 
durch alle Branchen weiter geöffnet und die 
Regulierung der Arbeits- und Beschäftigungs-
bedingungen auch auf die betriebliche Ebene 
verlagert. Zudem haben tarifpolitische Struk-
turinnovationen in der Privatwirtschaft und 
im Öffentlichen Dienst sowie eine durch die 
Gewerkschaften gestaltete betriebsnähere Ta-
rifpolitik sowohl die Regelungskompetenz der 
Betriebsräte als auch die Re gelungsinhalte der 
Betriebsratsarbeit signifi kant erweitert.

2. Marktelemente wirken sich zunehmend in 
den Arbeitsbeziehungen aus: 

 Das Zusammenwirken dieser drei Flexibilisie-
rungsprozesse führte in den 1990er Jahren zu 
einer zunehmenden Entgrenzung der Arbeits- 
und Leis tungsbedingungen in den Leitbran-
chen des industriellen Sektors und der wissens-
intensiven Dienstleistungen, in dem Markt-
elemente (Konkurrenz, Kunden- und Lieferan-
tenbeziehungen, Benchmarks) in die Organi-
sation des Betriebes integriert wurden. Die 
Grenzen zwischen den Mechanismen des 
Marktes und der Organisation wurden durch-
lässiger. Die Forschung spricht arbeitspolitisch 
deshalb bei den 1990er Jahren von einem ver-
lorenen  Jahrzehnt, da es nicht gelang, mit den 
vielfältigen Reorganisationsprojekten (Grup-
penarbeit, Human Resource Management) an 
die Zielsetzung der Humanisierungsdebatte 
der 1970er Jahre anzuknüpfen. Schließlich hat 
die organisatorische Flexibilisierung auch das 
Verhältnis der internen Institutionen zuei-
nander und die Sozialbeziehungen in den Un-
ternehmen insgesamt verändert. Neben dem 
Betriebsrat hat sich als Folge der Beteiligungs-
angebote bei Reorganisationsprozessen eine 
neue Ebene der direkten Mitarbeiterpartizipa-
tion herausgebildet. Diese ist zwar rechtlich 
nicht abgesichert und jederzeit vom Manage-
ment einseitig zurücknehmbar, stellt jedoch 
insbesondere in den Segmenten der Informa-
tionswirtschaft ein konstitutives Element der 
Arbeitsorganisation dar und wird in Zukunft 
eher an Bedeutung zunehmen.



WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

59

3. Die Bedeutungszunahme der betrieblichen 
Regulierungsebene korrespondiert nicht auto-
matisch mit der Durchsetzung der qualifi zier-
ten Mitbestimmung: 

 Zwar verweisen die überaus heterogenen wis-
senschaftlichen Befunde zur Verbreitung von 
Betriebsräten in der deutschen Privatwirt-
schaft insgesamt auf die hohe Stabilität der 
betrieblichen Mitbestimmung im großbetrieb-
lichen Kontext, in den Branchen der Energie-
versorgung, der Produktions- und Investi-
tionsgüterindustrie, jedoch unterstreichen die 
Ergebnisse auch die objektiv begrenzte Reich-
weite der Mitbestimmung durch Betriebsräte 
in der bundesdeutschen Privatwirtschaft. 
Nicht in allen Betrieben und nicht in allen 
Branchen hat sich in Deutschland die Interes-
senvertretung durch Betriebsräte bislang ver-
breitet. Insbesondere im kleinbetrieblichen 
Bereich des Handwerks (zwei Prozent der Be-
schäftigten) und in vielen Unternehmen des 
wachsenden wissensintensiven Dienstleistungs-
sektors (35 Prozent der Beschäftigten) und des 
Handels (31 Prozent der Beschäftigten) konn-
te sich die betriebliche Mitbestimmung als 
Kernelement der Indus triellen Demokratie 
kei nesfalls mehrheitlich durchsetzen. Dieser 
Befund wiegt deshalb umso schwerer, da die 
betriebliche Ebene bei der Regulierung der 
 Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen im 
letzten Jahrzehnt deutlich an Einfl uss gewon-
nen hat.

4. Gute Arbeit – Humanisierung neu gedacht:
Das im Jahr 2003 entwickelte Projekt „Gute 
Arbeit“ kennzeichnet eine Zäsur gegenüber 
den kontinuierlichen Prozessen technologi-
scher, organisatorischer und lohnpolitischer 
Flexibilisierung der Arbeit. Es umschreibt eine 
neue Initiative zur Humanisierung der Ar-
beitswelt, die konsequent an die Traditions-
linie der Arbeit-Projekte aus den 1970er Jah-
ren anknüpft. Das Aufgabenfeld menschenge-
rechter Gestaltung der Arbeit kombiniert heu-
te Inhalte eines modernisierten Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes mit den besonderen 
Handlungsfeldern der Betriebs- und Tarifpoli-
tik, insbesondere der Arbeitszeit. Eine ent-
scheidende Rahmenbedingung für die Ent-

faltung „Guter Arbeit“ bleibt dagegen noch 
weitgehend unberücksichtigt, nämlich die D i-
mension der Mitbestimmung durch den Be-
triebsrat und die Beschäftigten bei der Gestal-
tung ihrer Arbeits- und Leistungsbedingungen. 
Gute Arbeit – und dies unterstreicht wiederum 
der Fall der Nokia – wird sich jedoch nur durch 
rechtlich abgesicherte demokratische Teilhabe 
(Mitbestimmung) und Teilhabe der Beschäf-
tigten an der wirtschaftlichen Leistungserstel-
lung eines Unternehmens durch arbeitspoliti-
sche Auseinandersetzungen und soziale Kom-
promisse nachhaltig erreichen lassen. Die 
Bundespolitik ist hier aufgefordert, die Erfah-
rungen mit dem Projekt „Gute Arbeit“ mit ei-
ner Neuaufl age eines neuen „Programms zur 
Humanisierung der Arbeit“ zu fördern.

5. Keine Gute Arbeit ohne Qualifi zierte Mit be-
stimmung: 

 Vor dem Hintergrund breiter gesellschaftlicher 
Megatrends, wie der internatio nalen Standort-
konkurrenz in einer erweiterten EU, der Ent-
koppelung von Produktions- und Finanzkapi-
tal, der tendenziellen Aushöhlung der Sozialen 
Demokratie und schließlich des demografi -
schen Wandels der Erwerbsbevöl kerung, ist 
davon auszugehen, dass die An forderungen 
an die Betriebsräte und ihr In formations- und 
Wissensbedarf bei der Bearbeitung dieser 
Trends auf der betrieblichen Ebene zukünftig 
enorm wachsen werden. Parallel zum Bedeu-
tungszuwachs der betrieblichen Akteure be-
darf es deshalb einer konsequenten Erweite-
rung der Handlungskompetenzen der Betriebs-
räte durch den Ausbau der „Qualifi zierten 
Mitbestimmung“. Qualifi zierte Mitbestim-
mung enthält fünf Merkmale, Mitbestimmen 
durch den Betriebsrat, Mitarbeit und Mitge-
stalten von Innovationsprozessen von Be-
triebsrat und Beschäftigten, Miteinander von 
Betriebsrat und Vertrauensleuten und Mit-
verantworten der erzielten arbeitspoliti schen 
Kompromisse durch eine hohe Transparenz 
gegenüber den Beschäftigten. Das Betriebsver-
fassungsgesetz ist entsprechend den Merkma-
len der qualifi zierten Mitbestimmung hin zu 
überprüfen und anzupassen.
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6. Qualifi zierte Mitbestimmung weitet die Rege-
lungskompetenzen und Regelungsinhalte so-
wohl des Betriebsrates als auch der Beschäf-
tigten enorm aus: 

 Qualifi zierte Mitbestimmung trifft vor dem 
Hintergrund erweiterter Märkte und erhöhter 
Exit-Optionen von Unternehmen zukünftig 
auf mindestens drei große Handlungsfelder: 
Initiierung von und Beteiligung an Innova-
tionsprozessen in Betrieb und Unternehmen, 
Strategische Kooperationen bei Unterneh-
mensreorganisationen und Internationale 
Vernetzung der Arbeitnehmer bei Auslands-
aktivitäten ihrer Unternehmen mit dem Ziel 
eines europäischen bzw. globalen, sozialen 
 Interessensausgleiches zwischen den Beschäf-
tigten.

7. Betriebliche Innovationen erfordern verläss-
liche politische Rahmenbedingungen: 

 Techni sche und soziale Innovationen sind 
zweifellos von grundlegender Bedeutung für 
die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen 
und damit für die Sicherung der Beschäftigung 
an den hiesigen Standorten. Das novellierte 
Betriebsverfassungsgesetz von 2001 schuf erst-
mals die rechtlichen Grundlagen, dass sich 
auch Betriebsräte und Beschäftigte mit ihrem 
spe zifi schen Expertenwissen aktiv an Innova-
tionsprozessen in Unternehmen beteiligen. 
Die IG Metall hat mit ihren Programmen „Bes-
ser statt billiger“ und „Kompetenz und Inno-
vation“ in diesem Kontext gewerkschaftliche 
Pionierarbeit geleistet. Die Rolle und Funktion 
der Träger Qualifi zierter Mitbestimmung bei 
Innovationsprozessen wurde insbesondere 
beim Projekt Auto 5000 bei Volkswagen deut-
lich. Der Beitrag der Mitbestimmung zu Inno-
vationen in Krisensituationen ist dann beson-
ders groß, wenn verlässliche politische Rah-
menbedingungen für Innovationshandeln 
ge schaffen werden. Innovative Arbeitspolitik 
funktioniert insbesondere vor dem Hinter-
grund des VW-Gesetzes vom Juli 1960, das bei 
Entscheidungen über mögliche Standortver-
lagerungen eine Zweidrittelmehrheit im Auf-
sichtsrat benötigt. Dauerhafte Angst vor 

Standortverlagerungen durch permanente 
 Kostenvergleiche anhand von Benchmarks 
schaffen kein wirkliches Innovationsklima. 
Der Erfolg von Volkswagen unterstreicht dies 
und sollte als eine Herausforderung für die 
 Politik zukünftig auf die gesamte Wirtschaft 
ausgeweitet werden. Denn die Finanzierung 
des Volkswagenwerkes in Wolfsburg erfolgte 
1938 durch die „Deutsche Arbeitsfront“ auf 
der Grundlage des 1933 konfi szierten Gewerk-
schaftsvermögens, also aller Gewerkschafts-
mitglieder des ADGB und nicht nur derer, die 
dann später bei Volkswagen Beschäftigung 
fanden.

8. Unternehmensdezentralisierungen sind durch 
Strategische Partnerschaften im Rahmen ei-
ner netzwerkorientierten Betriebsratspolitik 
aktiv mitzugestalten: 

 Im Zuge der Dezentralisierung von Wertschöp-
fungsketten und der Konzentration auf das  
Kerngeschäft von Unternehmen kommt auf 
die Betriebsräte zunehmend die Aufgabe zu, 
insbesondere auch Auslagerungsprozesse aktiv 
mitzugestalten und nicht nur auf Grund man-
gelnder wirtschaftlicher Mitbestimmung al-
ternativlos hinzunehmen. Ein Mittel der ak-
tiven Gestaltung sind Strategische Partner-
schaften mit den  ausgelagerten Produktions-
bereichen. Partnerschaften entwickeln sich 
vor dem Hintergrund, dass bei einer fehlenden 
Beteiligung und einer fehlenden aktiven Mit-
gestaltung des Betriebsrates die Arbeitsplätze 
sonst ersatzlos ausgelagert würden. Für den 
Betriebsrat sind Strategische Partnerschaften 
eine wichtige Möglichkeit, die Tätigkeiten am 
jeweili gen Standort zu halten und arbeits- und 
tarifpolitisch mitzugestalten. Würde sich der 
Betriebsrat den Betriebsübergängen nur ver-
weigern, wären die Arbeits- und Beschäfti-
gungsbedingungen der Verlagerung durch den 
Betriebsrat nicht zu beeinfl ussen. Deshalb ge-
hen die strategischen Partnerschaften vor-
nehmlich auf Initiative der Betriebsräte zurück 
und sind ein zukunftsweisendes Beispiel für 
eine betriebsübergreifende, netzwerkorientier-
te Betriebsratspolitik.
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9. Grenzüberschreitende Produktionsnetzwer-
ke und zunehmende Auslandsaktivitäten 
der Unternehmen sind hinsichtlich der Ein-
haltung sozialer und ökologischer Mindest-
standards vom Betriebsrat zu kontrollieren: 
Die Ausweitung grenzüberschreitender Pro-
duktion in der erweiterten EU und die Aus-
lagerung von wissensintensiveren Teilen der 
Wertschöpfungskette in Schwellenländer er-
fordern Initiativen einer Regulierung der Ar-
beits- und Beschäftigungsbedingungen auf 
der europäischen und globalen Ebene. Im 
Handlungsfeld international operierender 
Unternehmen sind insbesondere die weiter-
hin unzureichend entwickelten Euro- und 
Weltbetriebsräte auszubauen. Nur eine Min-
derheit von 40 Prozent der EBR-fähigen Un-
ternehmen verfügt in der EU über einen 
 Europäischen Betriebsrat. Euro- und Weltbe-
triebsräte beabsichtigen, Arbeitnehmer an 
unterschiedlichen Standorten in mehreren 
Ländern gleichzeitig über die Unternehmens-
entwicklung zu informieren, damit sie nicht 
gegeneinander ausgespielt werden. Sie zielen 
auf einen grenzüberschreitenden Interes-
sensausgleich zwischen Standorten aus Län-
dern mit unterschiedlichen sozialen Entwick-
lungsniveaus. Jüngste Fälle von Produktions-
verlagerungen unterstreichen aber auch, dass 
die EBRs in Zukunft ihre Repräsentativität 
und ihre Expertisefähigkeit durch einen ver-
besserten Organisationsgrad und durch Ein-
bringung von Mitbestimmungsrechten bei 
Standortentscheidungen ausbauen müssen. 
Die Wirkungen der EBRs auf Verhandlungen 
bei Standortverlagerungen waren bislang 
 gering. Hier haben in Zukunft Internationale 
Rahmenabkommen (IFA) und grenzüber-
schreitende Gewerkschaftsnetzwerke auf der 
Ebene multinationaler Unternehmen unter-
stützend zu wirken.

10. Die Erneuerung der Gewerkschaftsarbeit 
voll  zieht sich zuallererst durch den Ausbau 
der Qualifi zierten Mitbestimmung: 

 Qualifi zierte Mitbestimmung zielt schließ-
lich auf die Wiedergewinnung des Respekts 
im Umgang mit den Beschäftigten und dem 
Betriebsrat auf Augenhöhe. Respekt vor den 
Arbeitnehmern und ihre Teilhabe an Unter-
nehmensentscheidungen sind Quellen der 
Sozialen Demokratie, ebenso die Demokra-
tisierung der Wirtschaft durch Mitbestim-
mung der Beschäftigten über die Verwen-
dung ihres Arbeitsvermögens und ihre ma-
terielle Teilhabe an den von ihnen selbst ge-
schaffenen Werten. Die Industrielle Demo-
kratie hat ihren Ausgangspunkt im Grund-
konfl ikt um den Wert der Arbeit im Betrieb. 
Und an der Frage von sozialer Gerechtigkeit 
und Verteilung der produzierten Werte wird 
auch zukünftig der Interessenskonfl ikt für 
die Beschäftigten im Betrieb und in den Ar-
beitsvollzügen alltäglich erfahrbar, sei es als 
Mitglieder von Stamm- oder bereits von 
Randbelegschaften. Das System der Arbeits-
beziehungen ist durch solidarisches Handeln 
„von unten“ in den Betrieben entstanden. 
Über die einzelnen Betriebe hinaus haben 
dann schließlich Gewerkschaften die Inte-
ressen der Beschäftigten für ganze Branchen 
und Wirtschaftszweige durch Tarifverträge 
reguliert. Wenn es heute nun um eine Er-
neuerung des Verhältnisses von betrieblicher 
Mitbestimmung und Gewerkschaften geht48, 
dann hat diese Erneuerung konsequent dort 
zu beginnen, wo alles angefangen hat, denn: 
Entscheidend ist im Betrieb.

48 Siehe: Dörre (2008)
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